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Die Entwicklung und der Wirkungskreis 
des Dreslauer Stadtvermessungsamtes

August Krämer

Wesen und Entstehung der kommunalen vermefsungsämter

Zweck und Ziel der folgenden Darstellung ist es, die Entwicklung und 
den Wirkungskreis des mehr als 80 Zahre bestehenden Vermessungs­
amtes der Stadt Breslau zu schildern. Vie Arbeit, die mit dem 
21. März 1927 adschliefN, beruht einmal aus dem Quellenstudium des 
einschlägigen kiktenmaterials dec Stadtverwaltung, zum anderen aus 
der eigenen Kenntnis des Amtes, in dem der Verfasser seit 27 Zähren 
tätig ist.

Zunächst soll kurz auf das Wesen und die Entstehung der kommu­
nalen Vermessungsämter im allgemeinen eingegangen werden. Der 
Begriff des kommunalen Vermessungsamtes läßt sich nicht eindeutig 
bestimmen und scharf umgrenzen. Während bei den staatlichen Ver- 
mesfungsstellen der Katasterverwaltung, Kulturämter, Wasserbau- 
Verwaltung, Reichsbahn usw. klrt und Amfang ihres Geschäftskreises 
durch gesetzliche Bestimmungen und Vorschriften geregelt und fest be­
grenzt sind, stellen die kommunalen vermessungsämter eine klrt zwang­
loser Einrichtungen dar, die aus den jeweils örtlich und wirtschaftlich 
bedingten Verhältnißen dec einzelnen kommunaloecwaltungen ent­
standen und daher unter sich so verschieden sind wie die Bedürfnisse 
dec Städte selbst. Man könnte die Zrage nach dem Wesen und Begriff 
eines Stadtvermesfungsamtes wie folgt beantworten: „Anter einem 
kommunalen vermeßungsamt versteht man diejenige technische Dienst­
stelle einer Kommunalverwaltung, die für die Beschaffung, Zortführung 
und Erhaltung des gesamten Planbedarfs, für die Ausführung aller
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Absteckungs- und Prüfungsarbeiten von vermesfungstechnischer Be­
deutung bei Bauten jeder Art, sowie für alle sonstigen vermessungs­
technischen, grundbuchlichen, steuerlichen, wasser-, wege- und eigen­
tumsrechtlichen Kragen der städtischen und vielfach privaten Liegen­
schaften innerhalb des kommunalen Verwaltungsgebietes zuständig ist."

Diese scheinbar ausführliche Begriffsbestimmung dürfte für den 
tatsächlichen Geschästsumfang dec meisten Stadtoermessungsämter 
noch zu eng gefaßt sein, da sie über die vielsachen, örtlich ganz ver­
schiedenen Sonderleistungen und Sonderarbeitsgebiete nichts besagt, 
bei denen die Vermessungsämter der Großstädte bei allen möglichen 
Gelegenheiten mitwirken.

Genau so verschieden und mannigfaltig wie die Aufgabengebiete 
sind die Anfänge und Entstshungsursachen der einzelnen städtischen 
Vermessungsämter. Bei den älteren Gründungen aus dem vorigen 
Jahrhundert dürfte allerdings, ebenso wie in Breslau, der Wunsch der 
Stadtgemoinden, einen den veränderten wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnißen entsprechenden und ihren Anforderungen genügenden 
Stadtplan zu besitzen, die tzauptursache für das Entstehen dec vec- 
messungsämtec gewesen sein.

DieStein'scheResvrmgesetzgebung gab den Städten die Freiheit der 
Kinanzsllhrung zurück, sie gab ihnen freie Bahn für die Entwicklung 
ihrer wirtschaftlichen Kräfte. Dazu kam, seit den 40er Jahren in immer 
rascherem Tempo, die völlige Umgestaltung der Organisation dec Wirt­
schaft, der gewaltige Kortschritt dec Technik und der Verkehrsmittel, die 
politische und wirtschaftliche Zusammenfassung der deutschen Terri­
torien durch die Reichsgcündung. Das alles gab dem ganzen Wirt­
schaftsleben unseres Vaterlandes einen nie vorher erlebten Austrieb. 
Er brachte den Städten einen rapiden Bevölkerungszuwachs und da­
mit eine immer stärker eingehende Bautätigkeit und fortschreitende 
Erweiterung ihres Lebensraumes.

Line weitere Kolge dieses Aufschwunges auf allen Gebieten war 
naturgemäß ein wachsender Bedarf an Karten und Plänen aller Art 
mit wesentlich gesteigerten Anforderungen in bezug auf Inhalt und 
Genauigkeit. Die an ihre Einrichtungen und Vorschriften gebundenen 
staatlichen Wessungsbehöcden konnten mit diesem allgemeinen Auf­
stieg nicht Schritt halten. Das vorhandene Kartenmaterial einschließ­
lich der ursprünglich nur zu Steuerzwecken, nicht sür den Ligentums- 
nachweis geschossenen kaiasterkarten genügte den Bedürfnissen der
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Kommunen und dec Wirtschaft längst nicht mehr. Die Städte und an­
dere Dictschastskreise mussten daher notgedrungen zur Selbsthitse 
schreiten, Aus den Bedürfnissen und Kordecungen des wirtschaftlichen 
Fortschritts also entstanden neben der Katasterbehörde die übrigen 
selbständigen vermessungsstellen der Städte und Landkreise, der 
Reichsbahn, der Wasserbauämter, dec Industrie usw.

Mit besonderer Kreude und Genugtuung erfüllt uns daher die Zest- 
stellung, daß die Stadtgemeinde Breslau als erste Stadt in Preußen, 

den Bedürfnissen der Zeit entsprechend, die Notwendigkeit der Her­
stellung eines neuen Stadtplanes erkannte und damit die Grundlage 
süc die Errichtung unseres städtischen Bermessungsamtes schuf.

Schmitten-Lottdus's stellte aus dec 5. Hauptversammlung des Ver­
eins preußischer Landmesser im kommunaldienst am 27. August 1911 
in Posen fest: „Ich kenne nur ein Amt, das ist Breslau, welches seine 
Entstehung in die Zeit vor 1870 zucückführen kann, alle übrigen kom­
munalen vermessungsämtec sind jünger."

Nach dem Berichtsmaterial, das Schmitten zur Verfügung ftand, 
wurden gegründet:

vor 1870 1 Vermessungsamt sBreslaus
von 1870 dis 1880 5 vermefsungsämter

1880 „ 1890 8
,, 1890 „ 1900 19
,/ 1900 „ 1910 58

v. Vorgeschichte des vreslauer Stadtvermessungsamtes

Die Hauptstadt Breslau, deren Vermessungsamt in seinem Ent- 
wicklungsgang und Wirkungskreis im folgenden darzustellen ist, hat 
zur Zeit eine Aächengröste von rd. 17470 Hektar mit rd. 628600 Ein­
wohnern. Davon entfallen 12510 Hektar mit 73000 Einwohnern auf 
das am 1. April 1928 eingemeindete Gebiet. Das Gelände innerhalb 
dec Stadtgrenze ist fast eben. Die Höhen wechseln zwischen 110 und 
133 Metec übec Nocmal-Null, d. h. absolut 23 Meter. Die Höhen­
unterschiede im Stadtgebiet spielen daher für die technischen Aufgaben 
des vermessungsamtes keine besondere Rolle.

'> vgl. zeitschrist »Nllgemrine Vermessungs-Nachrichten", Jahrgang 1911, 
6. 409 s.
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Die Städteordnung von 1808 brachte den Breslauern neben den 
wirtschaftlichen Freiheiten auch eine wesentliche Erweiterung des 
Stadtgebietes durch die Einverleibung der autzerhalb dec Stadt« 
befestigung gelegenen Ratsvorstädte und geistlichen Jurisdiktionen. 
Gleichzeitig wurden seit 1807 die Mauern und Wälle niedergelegt. 
Damit war der Weg sür das unaushaltsame Wachstum der schlesischen 
Hauptstadt frei. Die Neubebauung der Borstädte setzte im Süden, 
Westen und Norden ein, und in der gut zur Stadt gelegenen SHIauer 
Vorstadt bildete sich Industrie. Bis im Zahre 1842 die erste Eisenbahn 
nach SHIau und Sberschlesien gebaut wurde, überschritt die Ein­
wohnerzahl der Stadt das erste Hunderttausend').

Bereits am 20. Oktober 1844') ersuchte daher die Stadtverordneten­
versammlung den Magistrat, mit Rücksicht aus die von Jahr zu Jahr 
sortschreitende Erweiterung und Bebauung von Breslau, einen Plan 
der Stadt und ihrer Umgebung in grotzem Matzstabe ansertigen zu 
lassen, in dem alle Neubauten an Brücken, Gebäuden usw. nach­
getragen werden können. Um Kosten zu sparen, wollte dec Magistrat 
zunächst den gewünschten Plan durch iZusammenstellen von vorhan­
denen Linzeiplänen Herstellen lassen. Da sich aber dec im Zahce 1832 
von Hanke angesectigte Stadtplan als eine nur vergcötzerte, wenig 
matzstäbliche kibzeichnung des alten Bauschke'schen Planes hecaus- 
stelite und für die Vorstädte, mit Busnahme dec von Psiughaupt und 
Ullmann aufgenommenen Teile dec Schweidnitzer und der SHIauer 
Vorstadt, kein vollständiges, brauchbares Kartenmaterial vorhanden 
war, lietz der Magistrat auf erneutes Drängen der Stadtverordneten 
im März 1845 durch den Weidmesser Englich einen vorläufigen Kosten­
anschlag sür die Herstellung eines neuen Stadtplanes auf Grund von 
Neumessung ausstellen. Englich veranschlagte die kosten sür die ört­
lichen Messungs- und häuslichen Kartierungsacbeiten aus insgesamt 
1660 Reichsthaler unter Verwendung der brauchbaren Karten von 
Psiughaupt und Ullmann sowie Beschränkung der Neuaufnahme inner- 
halb des Stadtgrabens und dec Sdec lediglich auf die Stcatzenzüge. 
Dec Magistrat deschlotz, diese kosten auszuwenden in der Hoffnung, 
einen Teil derselben durch „Veröffentlichung eines reducierten planes,

's vgl. Siedlung und Stadtplanung in Schlesien, gest 1. Breslau svenkschrist 
des Magistrats 1986s.

') Nrch. 81.1.1.8 Ld. 1 LI. 1d ss.
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wozu sich gewiß ein Unternehmer finden dürste", wieder hereinholen 
zu können.

Die Stadtverordneten-Versammlung bewilligte im Dezember 1845 
rd. 1700 Rthlr., wünschte aber die Einholung weiterer Angebote, um 
möglicherweise die vermeintlich hohen Kosten herabzudrücken. Noch 
Ausarbeitung einer genauen „Instruktion"') über die Art der Aus­
führung und den Umfang der Stadtplanmessungen sowie Veröffent­
lichung des Vorhabens in der Schlesischen und Breslauer Zeitung 
boten folgende Weidmesser der Stadt ihre Dienste an: der genannte 
König!. Weidmesser Englich aus Breslau, der Regierungs-Londucteuc 
o. Möllendors aus Löwenberg, der König!. Londucteur Ludwig Baron 
v. Krakau aus Breslau, der König!. Vermessungs-Revisor Moebius 
aus Breslau und der König!. Preuß. Lieutenant a.D. und private 
Londucteur Heinrich Migula aus Breslau').

Dec Auftrag zur Neumessung des Stadtgebietes und Herstellung 
eines Stadtplanes wurde durch Vortrag vom 10. Mai 1846 dem sehr 
gut empsohlenen, mindestsordernden Regierungs-Londucteur Earl 
v. Möllendorf erteilt'). Außer dem vereinbarten Preis von 14- bis 
1500 Rthlcn., zahlbar nach Beendigung der aus zwei Jahre geschätzten 
Arbeiten, wurde ihm noch eine besondere „Gratifikation" von 100 
Thlrn. versprochen.

Leider sollte sich die bei vermessungsarbeiten stets und überall zu 
beobachtende Einstellung der Wirtschaftskreise, für außerordentliche 
Leistungen möglichst geringe, oft in keinem Verhältnis dazu stehende 
Preise zu bewilligen, auch hier rächen. Möllendors ging sofort mit 
Eifer und ßleiß an die Arbeit, geriet oder bald in Not und Bedräng­
nis, da ec gänzlich vermögenslos und nicht in der Lage war, außer 
seinem Unterhalt noch die Löhne süc die Hilfskräfte usw. zu veraus­
lagen. Der Magistrat war genötigt, Vorschüsse zu gewähren, um die 
vertragsmäßige Zortsührung der Messungsarbeiten zu sichern. Da 
Möllendorf aber mit einmaligen Vorschüssen nicht geholfen war und 
der Magistrat, gestützt aus den Vertrag, die erbetenen lausenden mo­
natlichen Vorschüsse nicht bewilligen wollte, suchte sich Möllendors 
durch Ausführung von Messungen in der Provinz über Wasser zu

') n. a. s. BI. 9 ss.
tz Migula war nicht preußischer Geometer.
') N.a. S. BI. 20 st- und 44 s. 
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halten. Ls kam zu Streitigkeiten mit dem Magistrat, dec ihm Der« 
schleppung der Stadtmessung vorwars. 2m Krühjahr erkrankte Möllen­
dorf längere Zeit an Rheumatismus. Seine wirtschaftliche Lage und 
sein gespanntes Verhältnis zur Stadt wurden immer unerträglicher. 
Vis ihm dec Magistrat schließlich jede weitere Zahlung bestimmt ver­
weigerte und ihm auch die während seiner Krankheit beschlagnahmten 
Arkunden nicht zurückgab, verlieft er heimlich unter Hinterlassung 
von Schulden und Mitnahme seiner Keldbücher und Zeichnungen 
Breslau. Lc flüchtete nach Lübbenau, später nach Berlin'). Die im 
Sktober 1847 durch den Magistrat oeranlaftte Beschlagnahme der 
Möbel usw. in Möllendorfs Breslauer Arbeitszimmer sowie die 
gegen ihn angestrengte Klage waren erfolglos. Auch die später ver­
suchten Vergleichsverhandlungen verliefen ergebnislos, da Möllen­
dorf die Kertigstellung des Stadtplanes nur gegen feste tägliche Diäten 
durchführen wollte, der Magistrat aber jede Zahlung fester Diäten 
oder Vorschüsse adlehnte'). Die städtischen Körperschaften beschlossen 
daher im April 1848'), den Vertrag mit Möllendorf auszuheben und 
die Stadtmessung so schnell wie möglich von einem anderen Geometer 
sectigstellen zu lassen.

von den bereits vorliegenden Angeboten dec König!. Keldmesser 
Lnglich, A. Krauenholz und G.Beck") entschied sich der Magistrat für 
den letzteren, wahrscheinlich auf Anraten des inzwischen verstorbenen 
Baurats Hennig, der Beck als tüchtigen, zuverlässigen und erfahrenen 
Weidmesser empsohien hatte. Auftecdem war Becks Krau vermögend, 
so daft die Stadt noch besonders gesichert erschien. Der Vertrag mit 
dem Keldmesser G. Beck wurde am 15. April 1851 geschlossen"). Da­
nach war dieser für den Preis von nur 1178 Rthlr. zu liefern ver­
pflichtet:

aj Linen Plan der inneren Stadt zwischen der Gdec und dem 
Stadtgraben im Maftstabe von 5 Ruthen auf einen Dezimalzoll, dec 
die Straftenzüge mit allen Einzelheiten, wie Rinnsteinen, Brücken, 
Kanälen, öffentlichen Brunnen usw., enthalten sollte. Kerner waren 
auf das Genaueste oufzumessen und daczustellen die öffentlichen Ge­
bäude und Grundstücke, die Kirchen, die königlichen und städtischen

'I n. a. s. BI. 49, SS ss., 79 st., 90, 93 st.
'> N.a.S. BI. 10S s, 113 st., 1S4 s.
'I Lbd. L1. 159 st.
"I Lbd. BI. 99, 101, 103, 1S0 s. und 1S4 s.
"I N. 0. v. BI. 171-177.
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Institute und Besitzungen, die milden Stiftungen usw. mit ihren Hof-, 
Garten« und Gebäudegrenzen, sowie die sämtlichen Wasserwerke, wie 
Schleusen, Pegel, Buhnen, Deckwerke und dgl. klusgenommen waren 
nur die Master« und Gasleitungen sowie die Höse und Gärten der 
Privatgrundstücke.

bs von den Vorstädten und den übrigen zum Weichbilde der Stadt 
gehörenden Grundstücken einen Plan im Maststabe von 15 Ruthen aus 
1 Dezimalzoll, für den, soweit die Grundstücke geschlossene Grenzen 
an dec Stcaste hatten, dasselbe galt wie für die innere Stadt, wäh­
rend alle übrigen Grundstücke in ihren gesamten vmrings« und Ge« 
bäudegrenzen aufzunehmen waren.

Die Lieferung der sämtlichen Karten sür die innere Stadt in vier 
Blättern, sür das übrige Stadtgebiet in Blättern von höchstens 4 mal 
5 ßust Gröste, sollte dis zum 1. September 1852 erfolgt sein. Die sämt­
lichen Blätter sollten auf Leinwand aufgezogen, mit Leinenband ein- 
gesastt und mit einem Guadratneh versehen werden. Für Erleichterung 
der klufnahme wurde Beck nach Bedarf die leihweise Überlastung der 
bereits vorhandenen Karten gegen ein Bürgegeld von 200 Rthlr. zu- 
gesagt, kllle kluslagen ohne Unterschied, ebenso die kosten für etwaige 
Nachmessungen und Berichtigungen, hatte Beck allein zu tragen. Die 
klbnahme und Prüfung der klrdeiten war ausschliesslich der Stadtbau­
deputation vorbehalten. Besand diese die Brouillonkarten sür richtig 
und ausreichend, so hatte Beck noch innerhalb vier Monaten die 
Reinkarten anzusertigen, bevor ihm sein Honorar zustand. Verlangte 
der Magistrat die Reinkarten nicht, so ermässigte sich der vereinbarte 
Preis aus 1000 Rthlr. Wenn Beck die gestellten Kristen nicht inne­
hielt, hatte der Magistrat das Recht, ohne jede Entschädigung vom 
vertrage zurückzutceten und die klrdeiten überhaupt nicht abzunehmen.

Beck hatte diesen für ihn in jeder Hinsicht ungünstigen Vertrag 
nur in dec klnnahme abgeschlossen, dast ihm dec Magistrat, ent­
sprechend der mündlichen Zusicherung des Stadtbaurats Stapel, auch 
alle sonstigen vermestungsardeiten dec Stadt, wie die von den Bau- 
Inspektoren und dem Bauhossinspektor Hermann Hoffmann auszu­
führenden Kluchtlinienanweisungen usw., übertragen würde. Dazu 
kam, dast ec durch den klnkaus des Rittergutes Mthofnast im Juni 1851 
und die Verlegung seiner Wohnung dorthin die übernommene Stadt- 
Messung nicht in dem Maste fördern konnte, wie es zur Innehaltung 
der vertraglich bestimmten Feit nötig gewesen wäre. Ms ihm der
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Magistrat hierüber Vorwürfe machte, bat ec im Februar 1852 um 
Zristverlängerung bis Ende 1852 und beklagte sich gleichzeitig, dass 
die Stadt ihr versprechen nicht gehalten hätte. Der Magistrat seiner­
seits sürchtele eine weitere Verzögerung der Messungen durch den 
Wohnungswechsel Becks und hielt auch den Geschäftsverkehr mit 
ihm, besonders hinsichtlich der beiderseitigen Benutzung des städ­
tischen Planmaterials, sür undurchführbar. Er lehnte deshalb eine 
zristoerlängerung ab und stellte die Auslösung des Vertrages an­
heim. Vies geschah im Dezember 1852").

Nach diesem abermaligen Scheitern der Stadtplanmessung wandte 
sich der Magistrat an den bei dec Direktion der Wilhelmsdahn be­
schäftigten königl. Weidmesser und Premierlieutenant a.D. v. Knobels­
dorf wegen Übernahme der Stadtmessung. Dieser erklärte sich bereit, 
die Arbeit auszusühren, wenn ihm dieselben sesten Diäten, täglich 
2Vü Thaler einschliesslich Sonn- und Zeiertage fv. Möllendorf hatte 
seinerzeit nur 1 THIr. 15 sgr. gesorderts, wie bei dec Direktion gewährt 
und alle sonstigen Auslagen, wie Arbeitslöhne, Materialkosten usw., 
erstattet würden. Ausserdem verlangte er die kostenlose Stellung eines 
Arbeitszimmers. Dio Stadtbaudeputation lehnte abec jede Vergebung 
der Messung gegen seste Diäten wiederum ad. Aus diesem Grunde 
wurde auch das Angebot des königl. Rogierungs- und Landschafts- 
Londucteurs Baron v. Wilczek zurückgewiesen, der bereits unter der 
Leitung des Stadtbaurats Hermann und des königl. Bauinspektors 
und Keldmessers Bauschke in Breslau und Amgebung grössere Bau- 
und vermessungsardeiten ausgesührt hatte. Auch der Keldmessec 
Englich, an den sich die Laudeputation wandte, lehnte ab unter der 
Begründung, dass er infolge Krankheit von 1845 bis 1850 mittellos 
sei und nuc noch Arbeiten gegen monatliche Abrechnung annehmen 
könnte").

Schliesslich bot der Königl. Regierungs- und Landschasts-Londuc- 
teur Lari Alwill Gtto dec Stadt seine Dienste an. Zwischen ihm und 
dem Magistrat kam nach mehrfachen Verhandlungen ein neuer Ver­
trag vom 9. Dezember 1852 / 12. April 1854 zustande, der sich von 
dem vertrage mit Beck nur durch den höheren Pauschalpreis von 
2500 Rthlr. und die Bestimmung unterschied, dass Gtto nach Abnahme 
jeder fertigen, von dec Stadtbaudeputation geprüften Sektion N

"l n.o. s. BI. 179 ss. und 188 s.
"l n.o.s. BI. 190 ss.
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ihres Wertes als Abschlagszahlung erhalten sollte"). Vie Krist süc die 
Ablieferung sämtlicher Sektionen dis zum 1. September 1855 wurde 
wiederum viel zu kurz bemessen. Selbstverständlich musste Stto 
Kehler, die sich bei der Prüfung sanden, aus seine Kosten berichtigen. 
Künden sich die Kehler aber so häusig und durchgreifend, dass ihre Be­
seitigung nach dem Ermessen dec Stadtbaudeputation 
nur mangelhast möglich wäre, so hatte diese das Recht, die Arbeit 
ganz zu verwerfen und den Vertrag ohne jede Entschädigung des 
Stto, der auch den Rechtsweg nicht beschreiten durste, zu lösen.

Diese nach unserem heutigen Rechtsempfinden sehr harte, den Ver­
tragsgegner einseitig belastende Bestimmung hat der Magistrat dann 
auch benutzt, um den ihm scheinbar aus verwaltungstechnischen Grün­
den wieder leid gewordenen Vertrag mit Stto aufzuheben. Zunächst 
ging alles gut. Dec Keldmessec Stto begann sosoct nach Anweisung 
des damaligen Stadtbaurats Stapel mit der Aufnahme der Nikolai- 
vorstadt, der die Ausmessung der Schweidnitzec Vorstadt solgen sollte. 

—-«Aus Ansrage des Magistrats vom 26.Januar 1854") stellte der seit 
I 8 1823 am hiesigen St.-Maria-Magdalenen-Ggmnasium tätige Mathe- 

matiklehcer Professor Dr.Sadedeck") sein bereits im Jahre 1850 für 
L

"I Arch. 21.1.1.8 Bd. 2 LI. 2 ss. und 62 Is.
") A.a.S. Bd.2 BI. 6 s.
") Morih Sadedeck, geb. zu Reichenbach i/6ch!es. den I.Kebruar 1809, gebildet 

aus dem Magdalenen-Symnasium, studierte 1829 bis 1832 in Breslau Mathematik, 
prodekandidat am Magdalenen-Gymnosium 1832, Kollege 1834, promoviert 1837, 
prosessor 18S3, beurlaubt 1866 bis 1868, dann ongestellt del der Europäischen 
Gradmessung in Berlin, wissenschostliche Reisen dasür 1867 bi« 1882, schied 1884 
au» dem Staatsdienst und starb den 16. Oktober 1885 zu Potsdam. Schichten 
u. a.: Vie Strehlener Berge sprogr. von 1850),' — Triangulation der Stadt Bres­
lau, 1855; - Vie Seehöhe von Sörlih und der Landskrone sgwei Vorträge über 
die Schneekoppe, Breslau 1864); — vöhenangade de» Lulengebirges in Schlesien; 
— Entwicklungsgang der Gradmessungsarbeiten und gegenwärtiger Stand der 
europäischen Sradmessung, Berlin 1876; — Ader die Seehöhe von Berlin, 1869, 
— Aber eine neue Methode, die Ausdehnung von Massstäben zu bestimmen, Valle 
1883; — Sodebeck und Blankenburg, Monographie der Strehlener Berge, sür 
sorstliche Leser umgearbeitet und ergänzt sverh. des Schlesischen tzorstoerein», 
1850); — Der Aodtenberg und seine Umgebungen, eine Monographie sblova uetu 
^e. I^op. 6nr. XXV 2). — Aussähe in Aeitschristen, besonders in den Astro­
nomischen Nachrichten und in den Arbeiten des geodätischen Institute» in Berlin;- 
Sadedeck hat ausser dem Breslauer Stodtplan trigonometrische Messungen in Sber- 
schlesien sür das Sberbergamt ausgesührt. svgl. Lastschrift zur 250 jährigen Zudel- 
seier de» Gymnasiums zu St. Maria-Magdalena zu Breslau am 30. April 1893, 
herausgegeden von dem Lehrerkollegium der Anstalt, Breslau 1893).
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eigene wissenschaftliche Zwecke beobachtetes trigonometrisches Netz 
einer Anzahl Breslauer Kirch, und anderer Türme bereitwilligst sür 
die Stadtmessung zur Verfügung und erbot sich darüber hinaus, dem 
Weidmesser Stto jederzeit mit Rat und Tat bei der Bestimmung wei­
terer Zestpunkts für die schwierige Messung beizustehen.

Ende Juli 1854") legte Stto dem Magistrat die Karte der Nikolai- 
oocstadt zur Prüfung vor und bat gleichzeitig um Lberweisung einer 
Abschlagszahlung von 250 THIr. Bei dieser Prüfung, die örtlich durch 
den Bauhossinspektor Hoffmann im Beisein der Baudeputierten, 
Zimmermeister L.R. krause und Lucas, erfolgte, sind der Stadtbou­
deputation scheinbar ernste Bedenken gekommen, ob dec mit Stto ver­
traglich vereinbarte Stadtplan tatsächlich den späteren Anforderungen 
an seinen Hauptzweck, als Unterlage für die auszustellenden Bebau­
ungspläne zu dienen, genügen würde. Jedenfalls bemängelte Krause 
nach dem Prüfungsprotokoll vom 28. September 1854 den zu kleinen 
Maßstab s15 Ruthen aus 1 Dezimalzoll) dec Karte, die im allgemeinen 
als richtig anzuerkennen wäre.

Nur aus diesen Bedenken heraus läßt sich das weitere Verhalten 
des Magistrats erklären, der Stto erst auf dessen Beschwerde nach 
sechs Wochen das Ergebnis dec Prüfung mitteilte und die Karte zur 
Berichtigung zucückgad. Ls kam in der Zolge zu Streitigkeiten über 
technische Äußerlichkeiten der Kartendarstellung, über die Auslegung 
von Vertragsbestimmungen usw. AIs Stto Mitte April 1855") die 
berichtigte Karte erneut zur Prüfung einceichte und am 26. April den 
inzwischen fertiggestellten Plan von der Schweidnitzer Vorstadt zur 
Abnahme nachsandte, blieb er wiederum acht Wochen ohne jeden Be- 
scheid. Lrst auf seine Anfrage und Beschwerde im Juni teilte ihm der 
Magistrat mit"), daß er den Vertrag über die Stadtmessung auf 
Grund des 8 5 als ausgehoben betrachten müßte, und zwar aus fol­
genden Erwägungen: Außer der eigenen genauen und strengen Prü­
fung der Karte von der Nikolaivorstadt durch die Stadtbaudeputation 
habe auch die nochmalige Nachprüfung durch den königl. Vermes- 
sungsrevisoc Möbius lt. dessen Gutachten vom 10. Mai") so erheb­
liche Zehler ergeben, daß von diesen aus die Unrichtigkeit der ganzen

"> n.a. s. 81.17, so f. 40-51, SS ff., 58 ff.
"1 n. a. s. 81. 7L sf., 95.
"> N.o. S. 81.97 Schreiben oom 3.7.1855.
"s N.o. 0. 8I.76 und 83 fs.
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Nrdeit zu schließen sei. Die Kehler seien „so häufig, und bei dem plane 
einer Stadt, welcher den Bebauungsplänen zu Grunde gelegt werden 
soll, so durchgreifend, daß die Verbesserung derselben garnicht oder 
nur mangelhaft möglich ist", die klrbeit daher gänzlich verworfen 
und auf anderem Dege verschafft werden müsse"). Gleichzeitig for­
derte der Magistrat unter Rückgabe der beanstandeten Karte Stto auf, 
die durch die Revision verursachten kosten mit 52 Rthlrn. 12 Sgr. 
9 Pf. binnen 8 Tagen an die kämmerei-tzauptkasse zu erstatten, ob­
gleich Stto diese außervertragliche Revision nicht veranlaßt hatte. 
Line klbschcift des Beschlusses der Stadtbaudeputation und des Re­
visionsprotokolls sowie der zugehörigen Nachweisung dec Prüflings- 
anstände erhielt Stto nicht. Lr mußte sich diese selbstverständlichen 
Anteclagen erst durch erneute Vorstellungen erbitten, indem er dem 
Magistrat mit der Beschwerde beim Sderpcäsidium drohte, da eine 
Behandlung, wie sie der Magistrat ihm zuteil werden lasse, „wirklich 
eine übermenschliche Geduld" erfordere").

Tatsächlich rügt Möbius in seinem Reoisionsgutachten außer den 
üblichen Messungsanständen nur einige technische Mängel der Karte, 
wie zu starke Schattenlinien, zu viele Rasuren und das Kehlen von 
Rollstäden. Sein Sesamturteil dagegen lautet wörtlich: „Die Haupt- 
schlußmessung hat ergeben, daß in Erwägung dec schwierigen Messung 
überhaupt die Karte als richtig anzunehmen ist, da die Kehler, wie 
sie die beiliegende Nachweisung angibt, nicht die nach dem Keldmesser- 
Reglement zulässige Grenze überschreiten oder dies doch in sehr un­
bedeutendem und zulässigem Maaße der Kall ist"").

Dieses den Magistrat m.L. zur kluflösung des Vertrages weder 
zwingende noch berechtigende Gesamturteil veranlaßte Stto im Juli 
1855 zu einer Beschwerde an die König!. Regierung in Breslau, die 
ihn aber aus den Rechtsweg verwies. Line weitere Beschwerde, die 
Stto im Sktober unter ausführlicher Darstellung der Verhältnisse 
über das „unerhörte" Verfahren des Magistrats an die Stadtvecord- 
neten-versammlung richtete, vertief ebenfalls im Sande und führte 
lediglich zu Kompetenzftreitigkeiten dec städtischen Körperschaften. 
Mit Recht wirft Stto dem Magistrat Schädigung seines vermögens 
und seines Keldmesieransehens, vertragswidrige Verzögerung des

"> vgl. Beschluß der Baudeputation vom 10. Mai 18SS edd. Bl. 78.
"s N. a. S. Bl. 98 Schreiben vom 4. Zull 18SS.
"> N.a.o. Bl. 82 ll

15



Schrittwechsels und der Arbeiten vor. Mit Recht verwahrt sich Sito 
dagegen, dasi er „Rus, Geld und Zeit opfern" müsse, weil der Ma­
gistrat den Adschlusi des unzulänglichen Vertrages bedaure und dar- 
über enttäuscht sei. Ls erscheint uns heute säst unglaublich, dasi Stto 
aus seine Beschwerde erst nach 6 Monaten, im Juni 1856, infolge 
seiner erneuten Vorstellung vom Magistrat die lakonische Antwort er­
hielt, dasi dieser bei seinem Beschluss vom guli vorigen Zahres ver­
harre, weil ein formeller Beschlusi der Stadtbaudeputation über die 
Unbrauchbarkeit der Messung vorläge"s.

Damit war die Durchführung dec Breslauer Stadtmessung zum 
dritten Male endgültig gescheitert. Für Beurteilung, aus welchen 
Gründen und Ursachen die Verträge des Magistrats zur Erlangung 
eines guten Stadtplanes von vornherein auf schwachen Küsien standen, 
scheint mir u.a. eine Bemerkung des Vermessungsrevisors Möbius 
sehr wesentlich. Dieser berührt am Schlüsse seines Gutachtens über 
die Arbeit des Feldmessers Stto auch die Kostensrage und sagt: 
„Lontcahent habe von dem ganzen Geschäft sich keine klare Vorstel­
lung gemacht, weil es sonst unmöglich gewesen wäre, dasselbe zu dem 
bedungenen Akkordsatz anzunehmen, wosüc es bei dec Wichtigkeit 
und Schwierigkeit mit dec nöthigen Akkuratesse und Sauberkeit gar 
nicht auszuführen ist. Inwieweit hierauf Seitens der Stadt Com­
mune zu berücksichtigen sein wird, musi anheim gegeben werden""s. 
Aber auch ohne dieses Urteil musi man beim Studium dec Akten zu 
dec Erkenntnis kommen, dasi die Krage, wer von den beiden ver- 
tragschliesienden, die Keldmessec oder der Magistrat, die Hauptschuld 
an dem Scheitern des Unternehmens getragen haben, schwer zu ent­
scheiden ist.

Wenn die vermögenslosen Weidmesser v. Möllendocf und Stto eine 
Arbeit, für die der Vermessungsrevisor Möbius 6470 Rthlc. socdect, 
für den Preis von 1660 bzw. 2500 Rthlr. zu leisten vertraglich sich 
verpslichten, allein um die Messung zu erhalten, und ausierdem noch 
einseitig nuc zugunsten dec Stadtgemeinde ausgestellte Bedingungen 
über die Prüfung der Arbeit, die Fahlungsact und die Vertrags­
lösung eingehen, so ist es kein Wunder, dasi sie trotz Kleisi und gutem 
Willen, den selbst der Magistrat gegenüber der Stadtverordneten­
versammlung anerkennt, bald in Not und Bedrängnis geraten, dec

"> n.o. s. BI. 109-119, 21.120 ls. und 131.
"> n.o.s. 2I.8S R.

16



Kleist und gute Wille mit dem Wachsen dec Not verloren geht und die 
Durchführung der Stadtmessung dadurch unmöglich wird. Man kann 
solche Handlungsweise als unbedacht, ja leichtfertig bezeichnen.

Aber auch den Magistrat trisst ein Vorwurf, wenn ec auf Gcund 
der stets betonten Sachkenntnis der Stadtdaudeputation solche Ver­
träge adschliestt und trotz der mit v. Möllendors gemachten schlechten 
Erfahrungen sich zum zweiten und dritten Male verleiten lästt, neben 
einer viel zu kurz bemessenen Krist für die Fertigstellung des Stadt­
plans den Preis so niedrig wie möglich zu drücken in dem Glauben, 
dafür eine vollwertige und einwandfreie Leistung erhalten zu können.

Auch das Vertrauensverhältnis zwischen dem Magistrat als Auf- 
traggeder und den Keldmestern als Anternehmern scheint trotz der 
ausführlichen Vorschriften der Verträge kein besonders gutes gewesen 
zu sein. Ls ist jedenfalls unverständlich, dast dec Keldmessec Beck und 
insbesondere der Keldmessec Stto immec wieder Klage führen, dast 
ihnen die vertraglich zugesicherte Benutzung einiger bereits vorhan­
dener Vorstadtpläne vorenthalten werde und sie deshalb gehindert 
seien, die Messung so zu fördern, wie es die kurze Krist für die Kertig- 
stellung der Arbeiten verlange.

Ls ist ferner nicht verständlich, dast die Stadtbaudeputation die von 
Stto abgelieferte erste Karte der Nikolaivorstadt nachprüft, das prü- 
fungsergednis dem Keldmessec Stto aber erst nach Monaten aus dessen 
energische Beschwerde hin zur Kenntnis gibt und den zweiten fertig- 
gestellten Plan von der Schweidnitzer Vorstadt einer Prüfung über­
haupt nicht unterzieht. Inwieweit hier der schleppende Geschäftsgang 
der Verwaltungsstellen Schuld trägt oder auch persönliche Mistheilig, 
keilen zwischen Stto und den beteiligten städtischen Beamten eine 
Rolle spielen, lästt sich aus den Schriftsätzen des Stto nur vermuten, 
adec nicht mit Bestimmtheit seststellen, da zu einer sicheren Beurteilung 
dieses Verhältnisses die vielfachen mündlichen, in den Akten nicht 
überlieferten Verhandlungen der Parteien fehlen. Jedenfalls must das 
Misttrauen des Magistrats bzw. seiner technischen Dienststelle, der 
Baudeputation, gegen die feldmesserischen Arbeiten in jener Zeit sehr 
grost und die eigene Arteilskraft über den Wert solcher Arbeiten ver- 
hältnismästig gering gewesen sein, wie die folgende Begebenheit 
zeigt").

"l N.a.S. vl.ioo sl.
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Am 26. Mai 1855 erteilt -er Vorsitzende dec Stadtdaudeputation, 
Stadtrat Becker, dem König!. Regierungs-Vermessungsrevisor Stzdow 
in Breslau, Neue Kirchstratze 10 s, den mündlichen Auftrag, von dec 
im Sktober 1854 ducch den Bauhofinspektoc Hermann Hoffmann an- 
gefertigten Sciginalkacte der Nikolai-, Schweidnihec und SHIauer 
Vorstadt eine Abzeichnung herzustellen. Ms Sydow Ende Juni dem 
Magistrat die Abzeichnung mit einec Gedührenforderung von 41 Rthlr. 
20 Sgc. 8 Pf. übersendet, sügt er gleichzeitig drei Atteste bei, in denen 
ihm der königl.vermessungsreoisoc Geitzler, der König!. Londucteur 
Major a.D. künhold und dec vereidete ßeldmessec G. Hielscher unter 
ihcem Zeldmesser-Dienstsiegel die füc die Abzeichnung verbrauchte 
Arbeitszeit von 18 dis 19 Tagen als angemessen und unbedingt er- 
fordeclich bescheinigen. Sydow hatte nämlich die Arbeit zu dem üb­
lichen Diätensatz von 2 Rthlc. täglich übernommen. Diese an sich be­
deutungslose Tatsache dec dreisachen Sicherung der Stadtverwaltung 
gegenüber dem nichtangestellten ßeldmesser patzt ganz in den Rahmen 
der bisher geschilderten Vorgeschichte des ersten Bceslauec Stadt- 
planes.

von Interesse dürste noch sein, wie sich das Ergebnis der mehr als 
zehnjährigen Bemühungen des Magistrats um einen zeitgemätzen 
Stadtplan nun in bezug aus Leistung und Gegenleistung der Vertrags­
parteien darstellt. An den Zeldmesser v. Möllendorf hat dec Magistrat 
insgesamt 922 Rthlr. an Vorschüssen gezahlt. Hierzu berichtet er an 
die Stadtverocdneten-Versammlung am 11. Dezember 1850 u.a. fol­
gendes"): „Die Messungen hatten allerdings in seinen Manualen den 
doppelten Werth der geleisteten Vorschüsse, wenn man voraussetzte, 
datz v.Möllendors guten Willen zuc Vollendung des Ganzen hatte, 
woran in der ersten Zeit nicht zu zweifeln wac. Dieser Wille ging 
aber zuletzt bei ihm in unredlichem Leben und Krankheit unter, wir 
konnten die angefangene Arbeit nicht vollendet erhalten, und da wic 
ihm nun nicht weitec mit Vorschüssen Helsen wollten, reisete ec heim­
lich von hiec ab und nahm einen grotzen Teil der Manuale und Zeich­
nungen mit. Nuc ein kleiner Teil ersterer und ein Blatt Zeichnung 
kam in die Hände des Magistrats." Dafür hat v. Möllendorf von den 
vertraglich vereinbarten Gesamtkosten im Betrage von 1700 Rthlc.

"1 Brch. L1.1.1.S Bd. 1 BI. 164 fs. unter Baurat Stapel Nntrag an die Stadl- 
oerord.-vers. aus Bewilligung der Mittel zur Bussührung der Stadtmessung durch 
geldmesser Beck.
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cd. 922 Rthlr. an Vorschüssen erhalten. Das Paket Keldbüchec ist aber 
nach Ansicht des Magistrats wertlos, da sie von einem anderen Feld­
messer nicht zu verwerten seien. Der Wert der unfertigen Karte wird 
auf höchstens 100 Rthlr. veranschlagt. Mit dieser Bewertung der 
Leistungen v. Möllendorss stehen allerdings im Gegensatz die Angaben, 
die der Magistrat in seinem Schreiben an das König!. Oberlandes- 
geeicht zu Breslau im Oktober 1847") macht. Dort führt ec ungefähr 
aus:

Möllendors hat im ganzen etwa 530 Morgen kartiert, wofür ihm 
vertraglich 318 Rthlr. zustanden. Außerdem hat er mehrere Teile 
der inneren Stadt, Bürgerwerder, Sandinsel, Bleiche usw. ausgenom­
men, aber nicht kartiert, was mit 400 Rthlr. zu bewerten sein wird. 
Lc hat also zu bekommen 718 Rthlr. und bereits erhalten an Vor­
schüssen 907 Rthlr. 20 Sgr. Mithin ist er überbezahlt mit 189 Rthlr. 
20 Sgr. Aus Rückzahlung dieses Betrages hat der Magistrat dann 
auch vergeblich gegen Möllendors geklagt.

Mit dem Feldmesser Beck, der, wie schon oben betont, aus Grund 
mündlicher Zusagen den niedrigsten Preis von 1178 Rthlr. gefordert 
hatte, ist es zu Auseinandersetzungen wegen Leistungen aus dem ver­
trage nicht gekommen, da Beck bei dec kurzen Dauer des Vertrags- 
Verhältnisses wesentliche Leistungen nicht aufzuweisen hatte, kann 
man über die tzöhe des Verlustes dec Stadtgemeinde aus dem Ver­
trage mit dem Keldmesiec o. Möllendors noch im Zweisei sein, weil 
nicht mehr sestzustellen ist, inwieweit dessen Arbeiten später sür die 
Stadtmessung unter Professor Dr. Sadebeck Verwendung gesunden 
haben, so steht hinsichtlich der Vermessungsacbeiten des Keldmessecs 
Otto m. L. zweifelsfrei fest, daß dec Magistrat hier nicht nur keinen 
Verlust, sondern einen erheblichen Gewinn gehabt hat.

Otto hat nach dem Gutachten Sadebecks") von den etwa 40 Sek­
tionen, zu deren Aufnahme und Kartierung ec vertraglich verpflichtet 
war, M Sektionen, d. h. ein Künstel seiner Arbeit, sertiggestellt. Sade­
beck berichtet am 17. Oktober 1856, daß die Arbeiten Ottos nicht so 
sehlerhast seien, wie angenommen worden ist, und daß die Kelddücher 
durchaus zu brauchen seien. Otto habe also den fünften Teil dec mit 
ihm vereinbarten Sesamtsorderung von 2500 Rthlr., mithin 500 Rthlr.,

"l Nrch.L1.1.1.8 Ld. 1 LI. 109ss. unter Bourat öennig.
'"l Nrch.L1.1.1. 8 vd.L BI. 1S2 s.
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zu beanspruchen. Da aber die Karten nach den ßeldbüchern neu aus- 
getragen werden mühten — warum, begründet Sadebeck nicht näher 
— und diese etwa sünf Monate beanspruchende Kartierung cd. 300 
Rthlr. kosten werde, so stünden Stto höchstens 200 Rthlr. zu. Aus 
Grund dieses gewiß nicht zum Schaden der Stadtgemeinde von Sade« 
deck erstatteten Gutachtens kommt am 29. Oktober 1856 der vergleich"! 
zwischen Stadtgemeinde und Stto zustande. Dec Magistrat zahlt 
200 Rthlr. und Stto überläßt dec Stadt hierfür die von ihm geser- 
tigten „Pläne, Berechnungen, Brouillons, Kroquis usw. zum belie­
bigen Gebrauch und Eigentum". Damit ist auch der dritte Vertrag 
zur Beschaffung eines Stadtplanes endgültig aufgehoben"!.

Zür den Zeldmessec Stto ist der Vergleich mit 200 Rthlr. als äußerst 
mager zu bezeichnen, denn die fertiggestellten 8^ Sektionen finden 
nach Erledigung einiger Nachmessungen tatsächlich volle Verwendung 
für den Sadedeck'schen Stadtplan. Sadebeck selbst hat bei seinem 
Voranschlag die Kosten für die einzelne Sektion des Stadtplanes mit 
63 Rthlr. berechnet, während sie in Wirklichkeit nach Vollendung des 
Planes troh Benutzung der Stto'schen klrbeiten rd. 245 Rthlr., also 
fast das Vierfache des Voranschlages, betragen haben. Bedenkt man 
nun, daß diese hohen kosten des Sadedeck'schen planes von den zu­
ständigen Stellen stets mit größtem Entgegenkommen bewilligt wor­
den sind und daß Professor Sadebeck durch die Stadlbaudeputation, 
die seit I.Sktvbec 1855 allerdings unter dec technischen Leitung des 
Stadtbaurats v.Rour stand, niemals ein Vorwurf der Verteuerung 
oder Verzögerung gemacht worden ist, so läßt sich diese plötzliche 
Wandlung in der Einstellung der Behörde hinsichtlich der Stadtplan- 
Messung nur durch den persönlichen Einfluß Sadedecks erklären. 
Andererseits bestätigt dies nur meine bereits früher geäußerte Mei­
nung, daß die Stodtbaudeputation unter der technischen Leitung der 
Stadtbauräte tzennig und Stapel bei den Abschlüssen der Verträge 
mit o. Möllendorf, Beck und Stto weder für die Sache noch für die 
Leistungsmöglichkeiten der verpflichteten Weidmesser das notwendige 
Verständnis ausgebracht hat und daß daher die Schuld für das Schei­
tern dec vertraglichen Stadtmessungen vor 1856 mindestens ebenso 
sehr dem Magistrat wie den ßeldmessern zuzuschceiden ist.

"> Ldd. Li. iss l-
"l kl. a. v. BI. 1S7 Stodtoerord.-Belchluß vom 12. November 1SS6.
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c Gründung und Entwicklung des Amtes als „Büro für den Stadt­
plan" und al» „Geometrisches Büro" dis zum Ende des vorigen 

Jahrhunderts

Ende Januar 1854 hatte Professor Dr. Sadebeck die Ergebnisse 
seines vierzehn tzochpunkte umfassenden ersten Breslauer trigonome­
trischen Netzes aus dem Zahre 1850 sür die Stto'sche Stadtmessung 
zur Verfügung gestellt, Am 3. Zuli 1855 beschloß die Stadtdaudepu- 
tation, den Vertrag mit dem Zeldmesser Stto auszuheben, und bereits 
sechs Wochen später übertrug dec Magistrat Sadebeck endgültig die 
Herstellung des trigonometrischen Netzes sür den gesamten Stadtplan, 
während das Vertragsverhältnis zu Stto noch gänzlich ungeklärt 
war. Ls ist daher ohne weiteres anzunehmen, daß die Meinungs­
änderung des Magistrats und dec Entschluß, die Stadtmessung nun 
doch durch sestbesoldete Kräfte ausführen zu laßen, auf die Bespre­
chungen mit Sadebeck zurückzusühren sind'). Wie der Magistrat seine 
vertraglichen Bindungen an Stto löste, ist bereits geschildert worden. 
Sadebeck ging sofort mit großem Lifer an die Bestimmung neuer 
Festpunkte und beschaffte die nötigen Instrumente und Meßgeräte. Der 
Magistrat war mit allem einverstanden und stellte ihm Lnde Mai 1856 
den Bauhofsinspektor Hermann Hoffmann, unter Befreiung von 
seiner bisherigen Tätigkeit, sowie den Diätarius Zelgener voll und 
ganz als Hilfskräfte zur Verfügung'). 3m Juli berichtete Sadebeck 
unaufgefordert über die Fertigstellung des trigonometrischen Jest- 
punktnetzes von insgesamt 100 Punkten, die zum größten Teil als 
Endpunkte durch Steine mit kreuz 3 ßuß unter dec Lrdobecsläche 
vermarkt und eingemessen waren. Ium besseren Überblick über den 
Gang der „Detail-Aufnahme" war unter Benutzung der Dreiecks­
punkte auf Grund des alten koßmann'fchen planes eine „Übersichts­
karte im Zünfziger-Maßstade" angefertigt worden, die in Sektionen 
von 200 Ruthen Länge und 150 Ruthen Breite eingeteilt wurde. Ls 
ergaben sich insgesamt 50 Sektionen. Die Aufnahme der 35. Sektion, 
das Gebiet zwischen dec „Margarethen-Mühle und der SHIauer Bar­
riere", führte Sadebeck mit ünterstützung von Jelgener selbst durch, 
um sich ein Urteil über die Dauer dec ganzen Messung zu bilden. Lr 
schätzte auf Grund der dabei gemachten Erfahrungen die Fertigstellung

') N.a.S. BI. iss s.
') Nrch. 1.7.1 U Nr.S BI.L4.
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sörtliche Ausnahme und Kartierung) einer Sektion durch einen Geo­
meter bei einigermaßen günstigem Wetter auf vier Wochen und be­
rechnete die kosten dafür bei einem Arbeitslohn von 2 Rthlr. täglich 
auf 63 Rthlr. Die gesamte Herstellung des Stadtplans wurde danach 
bei der Annahme von höchstens 40 Wochen Außenardeit jährlich für 
einen Geometer aus füns Jahre, die Gesamtkosten der Stadtmessung 
aus 50X63 -- 3150 Rthlr. veranschlagt, wozu noch höchstens 1000 
Rthlr. Nebenkosten sllr Instrumente, Papier usw. angenommen wurden. 
Da jede Sektion für sich gemessen und kartiert werden konnte, empfahl 
Sadebeck, zur Beschleunigung der Messung sofort mehrere Geometer 
einzuftellen's.

Bereits vier Tage später erklärte sich der Magistrat nach erfolgtem 
Vortrag der Sache im Kollegium zu endgültigen Beratungen nach 
Rückkehr Sadedecks von seiner Zerienceise bereit. Ms Ergebnis dieser 
mündlichen Besprechungen, über die eine Niederschrift nicht aus­
zufinden war, wurde am 1. Oktober 1856 in dem Hause dec Wohnung 
Sadedecks, klostecstraße 1 k fjeht Nr. 11), um diesem die Beaufsichti­
gung der Stadtplanardeiten ohne allzu große Gpsec an Zeit zu er­
leichtern, ein Zimmer gemietet und das „Büro für den Stadtplan" 
unter seiner Leitung eingerichtet'). Damit war das Breslauer Stadt­
vermessungsamt unter seinem ersten Leiter, Professor Dr. Sadebeck, 
ins Leben gerufen.

Das Personal des unmittelbar dem damaligen Stadtbaurat v.Rour 
unterstellten Büros bestand zunächst außer Sadebeck aus vier Arbeits- 
kräften:
1. dem schon seit Ende Mai 1856 mit dec Stadtplanmessung fSH- 

lauer und Sdec-Vorstadt) beschäftigten Bauhossinspektoc Hermann 
Hoffmann,

2. dem ebensolange als Zeichner tätigen Diätar Zelgener,
3. dem am 1. September 1856 eingestellten Baueleven August Hoss- 

mann, einem Bruder des zu 1. Genannten, der teils im Außen­
dienst, teils im Büro arbeitete, und

4. dem am 1. «Oktober 1856 eingestellten Zeldmesser Ehlers').

') Nrch. 81.1.1.8 Ld.8 BI. 10S s., 124 s.
') Lbd. BI. 126, 14S, 178 ll-
°) Der Zeldmesser LHIer» hatte bereits a!» Sehiise des tzeldmessecs Stto an 

der Ausnahme der Nikolai- und Schweidniher Vorstadt mitgearbeitet, hotte dann 
mit Sadebeck im Sommer 18S6 Triangulationsarbeiten in vberschiesien ousgesührt 
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Die Hilfskräfte für die örtlichen Messungsacdeiten, die sogenannten 
vleßgehilsen, wurden aus dem Städtischen Arbeitshaus gestellt. Ms 
sich Sadebeck einmal Ende Mai 18S7's über die schlechte Kleidung 
dieser Leute beklagte und betonte, das; die Grundstücksbesitzer den 
vermessungsarbeiten deshalb ost mit argwöhnischen klugen zufähen, 
wurde der Adelstand sofort beseitigt.

Kür die Durchführung der Stadtmessung bestand nun keine Gefahr 
mehr. Professor Dr. Sadebeck, der das unbeschränkte Vertrauen des 
Magistats genoß, widmete sich der ihm neben seiner beruflichen Tätig­
keit als Lehrer anvertrauten Aufgabe mit großer Liede, Hingebung 
und klusdauer. 3m Januar 18S7's hatte ec insgesamt 170 Festpunkte 
bestimmt und die Berechnungen der Stationszüge ganz allein aus- 
geführt. Dabei beteiligte er sich an den örtlichen Arbeiten so oft wie 
möglich und maß vielfach Revisionslinien. Wenn trotzdem die Kectig- 
stellung des Stadtplans mehr als die dreisache Zeit und die fast fünf­
fachen kosten erforderte, als wie der Magistrat und Sadebeck ur­
sprünglich geglaubt hatten, so lag das, ebenso wie bei den früher 
vertraglich verpflichteten Keldmessern v.Möllendors und Stto, nicht 
in dem persönlichen Können und Wollen dec Arbeitskräfte, sondern 
mehr in der Unterschätzung dec schwierigen Arbeit und dem Mangel 
an Erfahrung füc so große Ausgaben begründet. Das erkannte jetzt 
auch der Magistrat an, dec vor 1 8S6 weder Geduld noch Verständ­
nis füc diese Schwierigkeiten gehabt hatte, wenn er seinen Antrag an 
die Stadtverordneten-Versammlung aus Bewilligung von weiteren 
2000 THIc. für die Stadtmessung am 1S. September 1857's damit be­
gründete, „daß in Bezug auf den Kostenpunkt die bisher gestellten 
Aussichten und Korderungen bei weitem zu kurz gegriffen worden 
sind, und daß die Schwierigkeiten dieser Arbeit nicht die Würdigung 
gesunden Haden, welche zu einem richtigen Ermessen dieses Punktes 
nothwendig war. Ls kann dies indessen nicht befremden, wenn er­
wogen wird, daß bei den selten vorkommenden Kälten der Art ein

und war dort von der König!. Generolkommission für Schlesien sür Separation». 
Messungen in Glienitz Kreis Lublinitz angenommen worden, Aus Antrag de» Ma­
gistrats bewilligte ihm die Seneralkommission einen Urlaub bzw. späteren Antritt 
in Glienitz von 8 dis 2 Monaten sür die Neukartierung der genannten, von ihm 
gemessenen Vorstädte. sAkten 81. 1. 1. 8 Bd. 8 Vl. 1S0ss.s

') A.a.S. Bl. 186 s.
') Ldd. Bl. 178 s.
') Ldd. Bl.1S8ss.
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richtiger Maahstad fehlte, und daft es auch jetzt, abgesehen von den 
fortlaufenden klrdeiten, die erforderlich sein werden, um die täglich 
vorkommenden Veränderungen nachzutragen, noch nicht möglich ist 
mit Sicherheit anzugeben, wie hoch sich die Gesamtkosten der ganzen 
Ausnahme belaufen werden. Nach den bisher gesammelten Erfahrun­
gen werden 5000 bis 6000 Rthlr. für die vollständige Ausnahme 
nöthig sein, wenn sie mit der jetzt angesangenen Schärse und Lorrect- 
heil durchgesührt werden soll". Über die Dauer der Arbeit sagt der 
Magistrat in demselben Antrag, daft „deren Beendigung in etwa ein­
einhalb bis zwei Jahren mit Sicherheit abgesehen werden kann, wenn 
die jetzt eingeübten Kräfte derselben erhalten werden".

Nun, der personalwechsel blieb nicht aus. Nach Kertigstellung der 
Neukartierung der Schweidnitzer und Nikolaivorstadt wurde an Stelle 
des zur Generalkommission ausgeschiedenen Zeldmessers Ehlers am 
19. April 1857'j der König!. Zeldmesfer R. Gottwalt zur vorläufigen 
Beschäftigung eingestellt. 2m Herbst 1858"s schieden der Weidmesser 
Gottwalt und auch der Zeichner Kruppa aus, um vorteilhaftere Stel­
lungen anzutreten. An Kruppas Stelle trat der Geometer Engel, der 
aber auch nach einem Jahre, im tzerbst 1859, aus eigenen Wunsch die 
Arbeit verlies;, so daft nun noch die Geometer Weitzhuhn und Hoff- 
mann, dec viätar ^eigener und dec Bauhossinspektor tzossmann ver­
blieben. Außerdem waren zwei ständige Meftarbeiter für die Zeld- 
arbeiten vorhanden.

Wesentlich stärker als dieser personalwechsel wirkte aber hemmend 
auf die Vollendung des Stadtplans der Umstand, das; dem „Büro 
für den Stadtplan" bald nach seinec Einrichtung auch alle sonstigen 
Vermessungsarbeiten, wie Anfertigung von Lageplänen für Lau­
sachen, Grenzstreitigkeiten, auch private, ferner die örtliche Absteckung, 
Anweisung und Prüfung von Fluchtlinien, Ausführung von Höhen- 
aufnahmen aller Art usw. überwiesen wurden, weil sie nur hier sach- 
gemäsi am schnellsten erledigt werden konnten. Diese früher durch die 
Bauinspektoren, dann durch den Bauhofsinspektor Hermann Hoff­
mann allein erledigten laufenden vermessungsacbeiten, die teils im 
Interesse dec Regierung und des Polizeipräsidiums, teils für die 
eigene Verwaltung erforderlich waren und vielfach erst durch den 
Stadtplan mit seinem Zweck, eine Unterlage süc die geregelte Be­
bauung des Stadtweichbildes zu schaffen, hecvorgerusen und ver-

') N. a.S. VI. 1SSf.
") n. a. s. VI. W6 0. ss.
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Pros. R. Mvrih Sadedeck, 
der Schöpfer der erste» Stadtvermessung.



anlaßt wurden, nahmen dauernd an Umsang zu. Schon seit Mitte 
1858 wurde dec Geometer August tzossmann, den Sadebeck übrigens 
als den fleißigsten und geschicktesten Mitarbeiter lobt, hauptsächlich 
mit lausenden Lermessungsarbeiten, besonders Kluchtlinienabstek- 
kungen und Nivellements, beschäftigt, so daß er ebenso wie sein Bruder 
für die Stadtplanarbeiten säst völlig aussiel. Zeitweise mußten auch 
noch andere Kräfte bei dringenden Arbeiten herangezogen werden. 
Professor Sadebeck, dem der Magistrat am 7. Dezember 1857 die 
Oberleitung über die sämtlichen bei der Ausnahme des Stadtplanes 
vorkommenden Geschäfte übertragen hatte, unter gleichzeitiger Ge- 
während einer jährlichen „Remuneration" von 400 Rthlrn., berech­
nete die auf laufende Arbeiten während dec Stadtplanmesfung ent­
fallenden Kosten aus cd. 2720 Rthlc. Vie monatlichen Kosten füc den 
Stadtplan berechnete er aus 220 Rthlc. ohne sein Honorar").

Die ersten beiden Kartenschränke zur liegenden Aufbewahrung der 
Sektionen bewilligte der Magistrat im November 1857. 8m Oktober 
1858 kam der erste, auf Grund des neuen Stadtplans hergestellte 
Bebauungsplan der GHIauer Vorstadt im Büro VII zur Hssenlegung. 
Ende September 1860 waren die Arbeiten für den Stadtplan, wie 
Sadebeck bereits im Juni berichtet hatte, endgültig beendet"). AIs 
Ergebnis lagen vor"): 1. Lin Stadtplan im Maßstab 1:1000 fio Ru­
then auf 1 Zoll), leider ohne Grenzverhandlungen, bestehend aus 
52 Sektionen, jede in der Llattgröße von 2 Kuß Länge und 1V2 Kuß 
Breite, 2. ein Plan 1:1500 f15 Ruthen aus 1 Zoll), als Bebauungs­
plan gedacht, bestehend aus 6 Sektionen, und 2. ein Lbecstchts- odec 
Generalplan im Maßstab 1:5000 f50 Ruthen auf 1 Zoll), bestehend 
aus 2 Sektionen.

An Kosten hatten die Stadtverordneten bewilligt"):

") n.a.s. BI. 197, 214.
") Lbd. BI. 200, 206, 240 ff.
") Lbd. B1.2SS, 294.
") kl. a. S. BI. 290 s. Schreiben des Magistrats oom 26. Sktoder 1862, ferner 

BI. 262 Stadto.-Beschl. oom 12. Mai 1869, und 240 ff.

im Zahre 1846 - 1700 Rthlr.
„ „ 1852 - 1721 „ fBeschluß vom 25. August)
„ „ 1857 - 2000 „ f „ „ 8. Oktober)
„ „ 1858 - 5500 „ l „ . ,, 16. Dezember)
„ „ 1860 - 2000 „ s „ „ 27.Kebcuar)

insgesamt 12921 Rthlr.
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Zieht man hiervon die nach Sadedecks Berechnung sür lausende ver- 
mestungsarbeiten entstandenen Kosten mit 2720 Nthlr. ab, so betrugen 
die Gesamtausgaben sür den Stadtplan rd. 11 200 Nthlr. einschl. des 
Honorars von 1800 Nthlr., das Sadedeck sür die viereinhalbjährige 
Leitung dec Arbeiten erhielt.

Boller Stolz auf den neuen Stadtplan versprach der Magistrat in 
seinem Dankschreiben vom 28. Juni 1860 an Sadedeck, für die Jort- 
sührung und Erhaltung des Kartenwerkes mit der größten Sorgfalt 
und Genauigkeit Vorsorge zu treffen.

Zu diesem Zwecke wurde das „Büro sür den Stadtplan" zunächst 
als „Büro zur Jortsührung des Stadtplanes" bzw. „Plankammer", 
später „Geometrisches Büro", der Bauverwaltung - Büro-Vbteilung 
VII - angegliedert. Die Verwaltung des Planbüros übertrug der 
Magistrat den beiden Brüdern und Mitarbeitern am Stadtplan, dem 
Bauhossinspektor Hermann Hassmann und dem Diätac Vugust hvss- 
mann. Hermann Sossmann, seit l.klpril 1861 zum etatsmäßigen 
Londucteuc, ab 1. Dezember 1862 zum „Naths-Londucteur" ernannt, 
sollte die laufenden Vecmessungsarbeiten erledigen, während Vugust 
Hofsmann, ab 1. Januar 1862 als Assistent etatsmäßig angeftellt und 
am 1. Januar 1866 zum Geometer ernannt, sür die Erhaltung und 
Fortführung des Stadtplanes als dazu besonders geeignet bestimmt 
wurde"). Buch die beiden ständigen Meßardeiter Hübner und Poser 
wurden sür die Vußenarbeiten dem Planbüro zugeteilt. Das übrige 
Personal, das unter Sadedeck gearbeitet hatte, wurde zunächst ent­
lasten. Über schon bald danach mußten zwei neue Zeichner dasür ein­
gestellt werden, da die Vermestungsarbeiten sür die Bauvecwaltung 
sowie sür die übrigen Dienststellen ständig zunahmen, Kus den uns 
erhaltenen Tagebüchern bzw. Tagebuchresten wissen wir, daß die lau- 
senden Anträge aus Absteckung von Fluchtlinien usw. im ersten Jahr­
zehnt nach dec Gründung des „Geometrischen Büros" jährlich etwa 
200 bis 260 Linzeivorgänge umfaßten. Neben diesen laufenden Ar­
beiten mußte dec Stadtplan für den Druck dec einzelnen Sektionen 
vorbereitet werden. Die sehr damals die Entwicklung der Stadt ein- 
setzte und welche Wichtigkeit dec Tätigkeit der Bauverwaltung bei- 
gemeßen wurde, zeigt sich auch darin, daß Ende Oktober 1862") der

") n. a. o. BI.rosst.: Nrch. L1. 4. 1 Bd. 1 BI. 1 st.
"> Nrch. 81.4.1 vd.L BI. 102 und 10S.
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Oberbürgermeister LIwanger nicht nur den Vorsitz in der Stadtbau­
deputation, sondern laut Verfügung oom 10. November desselben 
Jahres auch das Dezernat übernahm, um die Verhandlungen in allen 
Angelegenheiten betreffend die Bebauungspläne der Stadt und Am- 
gebung sowie die Anlegung von Straften und Plätzen und die Regu­
lierung dec vorhandenen Straften und Plätze persönlich zu führen.

3m Juli 1863") wurde die Herstellung des ersten reduzierten Stadt- 
planes 1:10000 als Abecsichtsplan in 2000 Druckstücken für den Ge­
brauch des Publikums beschlossen. Die endgültigen Kosten für diesen 
von dem Geometer Hoffmann gezeichneten Plan betrugen 740 THIr.

Vis im März 1866"s der Magistrat dem Professor Dr. Sadebeck in 
Anerkennung seiner Verdienste um die Herstellung des Stadtplans je 
ein Stück der im Druck erschienenen Sektionen übersandte, teilte 
dieser in seinem Dankschreiben an die Stadt mit, daft ec den Plan bei 
einem Vortrag in der hiesigen Geographischen Gesellschaft vorgelegt 
hätte. Man habe sich allgemein sehr beifällig über die vom Magistrat 
angeordnete Arbeit ausgesprochen, und dec Vizepräsident habe noch 
besonders daraus hingewiesen, „daft dis jetzt nur eine einzige Stadt, 
nämlich Neapel, dem Beispiel Breslaus gefolgt sei". Auch die Königl. 
Bibliothek in Berlin, der aus Verlangen je ein Stück dec Drucksektionen 
und des Lbersichtsplanes übersandt wurde, äufterte sich in ihrem 
Dankschreiben vom 27. Mai 1867") ähnlich und betonte, daft solche 
ausführlichen und groften Pläne nur von sehr wenigen Städten vor­
handen seien. Selbst Berlin habe eine solche Ausnahme noch nicht 
aufzuweisen.

Aus eigenem Antriebe ernannte der Magistrat am 27. August I872"j 
den Geometer August Hoffmann zum „Rathsgeometec" und übertrug 
ihm die Kunktion eines Bürovorstehers des Geometrischen Büros 
unter ausdrücklicher Betonung, daft dadurch an dem Amsange der 
dem „Raths-Lvnducteuc" Hermann Hoffmann übertragenen Geschäfte 
nichts geändert werde.

Bei der Trennung des städtischen Bauwesens in Hoch- und Tiefbau 
im Jahre 1864"j wurde zunächst der Raths-Londucteuc Hoffmann

") Urch. LI. 1.1 8 vd.2 BI. 92 und 197.
"> Lbd. BI. 142 s.
"> Lbd. BI. 1öS und 1S1.
"> Urch. 1.7.1 U Nr. 44 BI. 17 und 24.
"> 21. 4. 1. Bd. 2 LI. 1S9s.
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dem Stadtdaurat v.Rour fTiefbau) und der Rathsgevmeter tzoff- 
mann dem neu berusenen Stadtbaurat Zimmermann ftzochbau) je un­
mittelbar unterstellt, Amtliche Aufträge jeder Art"), auch solche von 
Magistratsmitgliedern, dursten dem Geometrischen Büro nur über 
den jeweils zuständigen Stadtbaurat erteilt werden.

Erst als am 1. August 1872 und erneut am 1. Oktober 1877") die 
Bauverwaltung neu organisiert wurde, unterstellte der Magistrat das 
Geometrische Büro einschließlich der Plankammer nur noch dem 
Stadtdaurat sür Tiefbau allein und unmittelbar. 2m 8 11 dec Ma- 
gistratsvecsügung vom 24. August 1877 detressend die Organisation 
dec Bauverwaltung, die gleichzeitig als erste Geschästsanweisung sür 
das Geometrische Büro anzusehen ist, heißt es wörtlich:

„Die Aufsicht über das Geometrische Büroau resp, die Plankammer 
und über die Beamten desselben führt dec Stadt-Baurath sür den 
Tiesdau. 2n dem geometrischen Bureau werden die geometrischen Ar« 
beiten der Grenzregulierungen, dec Stadt-Baupläne, dec Feststellung 
von Fluchtlinien, alle Nivellements, überhaupt alle Zeldmesserarbeiten, 
geleistet.

Außerdem liegt dem geometrischen Büceau als Plankammer die 
Aufbewahrung und Lonseroiecung sämmtlicher Pläne und Zeich­
nungen ob, jedoch mit Ausnahme der Duplicate der Privatdau-Zeich« 
nungon, welche im Büro VII verbleiben.

Die Bau-2nspektionen und das geometrische Büreau verkehren un­
mittelbar miteinander und werden angewiesen, sich gegenseitig die 
nöthige Auskunft event, durch Vorlegung dec nöthigen Pläne, Zeich- 
nungen, Nivelliments etc. ohne Weitläufigkeiten zu ertheilen.

Bei entstehenden Streitigkeiten entscheidet zunächst der Stadt- 
Baurath für den Tiefbau."

Mit dieser ersten Geschäftsanweisung, die dis zum Ende des vor- 
eigen Jahrhunderts bestand, wurde das Geometrische Büro eine 
besondece städtische Dienststelle, die mit den übrigen technischen Dienst­
stellen unmittelbar verkehrte.

Antergedracht war das Geometrische Büro fG. B.) seit 1. April 
1876") im zweiten Stock der vereinigten tzäusec Llisabethstcaße 
10-1S, Am Rathause 28, und blieb dort dis zur Umsiedlung nach der

") vm. kl. Seneralia 1 LI. 1.
"i Nrch. L1.1. L. 9 Ld. 7 BI. 1SS ff. und LI. 4. 7. Bd. 1 BI. 1 -4.
") L1.4.1 Bd. 4 BI. 17 ff. Dort befand sich zur seiden Feit auch bas Büro VII. 



killen Börse, Blüchecplah 16, Mitte Oktober 1901"), wo es sich noch 
heute befindet, wenn auch die ursprünglich bezogenen Räume teil­
weise gewechselt haben.

Trotz der nach der Neugründung des Zweiten Reiches einsehenden 
starken Bautätigkeit und Erweiterung der Stadt, zu der später noch 
die heut unter dem Begriss „moderner Städtebau" zusammengesasiten 
Bestrebungen der Stadtverwaltung treten, hat das Geometrische Büro 
unter dem Ratsgeometer Hoffmann keine wesentliche Erweiterung 
und Amgestaltung erfahren. Erst als dieser auf eigenen Wunsch am 
1. April 1899 in den Ruhestand verseht wurde und der bereits seit 
Sstern 1872 in städtischen Diensten stehende vereidete Landmesser 
Richard Behuneck unter gleichzeitiger Ernennung zum Ratsgeometer 
die Leitung des Büros übernahm, beginnt für dieses ein völlig neuer 
Abschnitt mit einschneidenden Veränderungen des gesamten Aufbaues 
und Wirkungskreises.

v. Entwicklung als „Städtisches Vermessungsamt" 
dis zur Gegenwart

Zunächst wurde durch Magistratsverfügung vom 10. März 1899') 
die bisherige Bezeichnung „Geometrisches Büro" vom 1. April 1899 
ab in „Städtisches Vermessungsamt" svm. A.) umgewandelt.

Sosort nach der Übernahme des Amtes unternahm Behuneck eine 
Dienstreise und besuchte die Stadtvermessungsämter von Dresden, 
Leipzig, Magdeburg, Hannover, Hamburg und Berlin. Das Ergebnis 
dieser Reise'), von der er besonders viele und wertvolle Anregungen 
aus dem Hamburger vermesiungsamt mitbrachte, war die völlige 
Aus- und Amgestaltung des Breslauer Amtes, dessen damaliger Auf­
bau in seinen Grundzügen noch heute besteht. Naturgemäss galt die 
tzauptsorge zunächst wieder der wichtigsten Grundlage jedes städ­
tischen Vermessungsamtes, dem Stadtplan. Da die Stadtmessungen 
dec besuchten Srte, ausier der von Hamburg, später entstanden waren 
als die Sadedeck'sche Messung in Breslau, waren überall in den an­
deren Städten Erfahrungen benutzt worden, die Breslau s. Zt. noch

"> Nrch. LI. 1.1.« Bd.8 LI.L8S- vm. kl. SeneraUa 1 BI.L7.
') Vm. N. SeneraUa Bd. 1 BI. L.
') Nrch. L1.1.1.8 Bd.8 LI. 181 ss.
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fehlten. So war der Sadebeck'fche Plan nicht wie die Stadtpiäne der 
genannten Städte aus alten tzandrissen jederzeit wiederherstellbar. 
Da nun die Sriginalsektionen durch die dauernden Nachtragungen der 
Veränderungen allmählich unbrauchbar werden mußten, empsahl 
Behuneck, zunächst von den vorhandenen 90 Sektionen genaue Ab­
zeichnungen zu schassen und die Veränderungen in diese einzutragen, 
damit die Sriginalsektionen nicht vollkommen wertlos gemacht wurden 
und die Stadt nach etwa 10-15 Jahren vor die Jrage einer voll­
ständigen Noumessung des Stadtplanes gestellt würde.

Ausserdem wurde ein neuer Äbersichtsplan 1:5000, z. T. mit Flucht­
linien und Grundbesitz, geschafsen. Auch die Akteneinteilung, sogen. 
Blockeinteilung, wurde damals neu geschafsen, ebenso die noch heute 
im wesentlichen bestehende Plankammerordnung und -eincichtung.

Am 27. Januar 1900'j genehmigte dec Magistrat die erste besondere 
Geschäftsordnung für das vm.A. einschließlich der Plankammer. AIs 
Ergänzung dazu wurde ein Arbeitsplan ausgestellt, dec eingehende 
Vorschriften über die Kührung der neuen Registratur und der Plan- 
kammec enthielt sowie weiter nähere Anweisungen gab, wie die ver­
schiedenen, den einzelnen neugebildeten Abteilungen zugewiesenen 
Arbeiten am besten gleichmäßig und sachgemäß zu erledigen waren.

Nach dieser Geschäftsordnung unterstand das vm. A., wie vorher 
das Geometrische Büro, dem jeweiligen Stadtbaurat für Tiefbau, der 
als Dezernent für alle dem Amt erteilten Aufträge zuständig war. 
Dem Ratsgeometer als Leiter des Vm.A. waren die Beamten, An­
gestellten und Arbeiter des Amtes unmittelbar unterstellt. Ihm lag 
die verantwortliche Leitung des Geschäftsganges ob. Sein ständiger 
Vertreter war dec dienstältefte Landmesser, bei dessen Abwesenheit der 
jeweils nächstdienstälteste. Das Amt war in vier Abteilungen nach 
sachlichen Arbeitsgebieten gegliedert. Jeder Abteilung stand ein Land­
messer als Abteilungsleiter vor, der für die Abteilung und ihre Ar­
beiten verantwortlich blieb.

Die Abteilung I umfaßte die Plankammer, die Registratur, die 
Straßennumerierungen, Bearbeitung von Bebauungsplänen, JIucht- 
linienabsteckungen und Grundwasserstandsbeobachtungen.

Die Abteilung II bewirkte die Neuherstollung dec Sektionen des 
Stadtplanes und die Erhaltung derselben aus der Gegenwart, ferner

'> vm. kl. Generalia 1 BI. 8ss.
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die Herstellung aller Abzeichnungen daraus, die Vorbereitung der 
Umdcuckpläne sowie die Erledigung dec ihr vom Leiter zugewiesenen 
laufenden Arbeiten, wie Kluchtlinienabsteckungen usw.

Dec Abteilung in waren übertragen die Ausnahme aller Nivelle­
ments, die Erweiterung und Ergänzung des Nivellementsnetzes, 
ferner alle Messungen für die verschiedenen Amtsstellen mit Ausnahme 
der Messungen sür den städtischen Grundbesitz. Nötigenfalls hatte 
auch diese Abteilung Anträge auf Absteckung von Fluchtlinien zu er­
ledigen.

Die Abteilung IV hatte den Grundstücksatlas zu bearbeiten und 
sortzuführen, außerdem alle Liegenschasten der Stadt innerhalb des 
Weichbildes, unter Ausnahme von Grenzverhandlungen mit den 
Nachbarn, zu oermarken und zu vermessen. Dabei sollten die durch- 
gefühcten Neumessungen des städtischen Grundbesitzes auch ins Ka­
taster gebracht werden. Weiter führte die Abteilung IV alle Mes­
sungen und tzöhenausnahmen aus den städtischen Gütern und Korsten 
aus, erledigte sernec die jährlichen Grenzbegänge und alle den städ­
tischen Grundbesitz betreffenden Kluchtlinienabsteckungen.

Das Personal dec Abteilungen I dis IV bestand außer den Ab­
teilungsleitern aus sünf, vier, einem und zwei Beamten sgeichnernj, 
das gesamte Personal des vm.A. mithin aus 17 Arbeitskrästen ein­
schließlich des Leiters. Nach dec Geschäftsordnung sollten die Ad- 
teilungsvorsteher, die sich gegenseitig vertreten mußten, im all­
gemeinen nach näherer Anordnung des Ratsgeometers periodisch in 
der Kührung der Abteilungen wechseln, praktisch hat adec ein solcher 
Wechsel nie stattgesunden. Selbstverständlich stand es dem Amts- 
leitec jederzeit srei, die Arbeiten im Kalle der Lberbürdung einer 
Abteilung anderweitig zu verteilen.

Dos neue Jahrhundert brachte dann auch dem Vm.A. Arbeit in 
Hülle und Külle. Durch die um die Jahrhundertwende erfolgten Lin- 
gemeindungen'j: 1895 Gut Pöpelwitz, 1897 Gemeindebezirke Popel- 
witz und Kleinburg, 1904 Hecdain, Dürrgog, Morgenau und Leer­
deutel und schließlich 1911 Gräbschen, wurden Neumessungen dieser 
zusammen 1900 Hektar umfassenden Gebiete erforderlich. Kerner 
mußte der Sadedeck'sche Plan vollständig erneuert, aus die Gegen­
wart gebracht und sür die eingemeindeten Gebiete erweitert werden. 
Die fortschreitende Bebauung und Erweiterung des Stadtgebietes

Vgl. Anlage 1.
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forderte immer dringender ein möglichst enges Netz von höhenfest« 
punkten, das hauptsächlich in den Jahren 1903/04 und 1906/08 ge­
schaffen wurde.

Während das Personal des vm. kl. am l.klpril 1899 einschl. des 
Leiters aus 5 vereideten Landmessern und 12 weiteren technischen 
Kräften bestand, hatte es sich im Kebruar 1904's mit 7 Landmeisern, 
20 Zeichnern und 4 ständigen Arbeitern fast verdoppelt, und am 
I. Oktober 1921, als der gegenwärtige Leiter, vermessungsdirektor 
Lörke, das klmt übernahm, mit 9 Landmessern, 27 Geometern und 
17 weiteren krästen, insgesamt 53 Beamten und Angestellten, mehr 
als verdreifacht. 3m Wai 1908's bestimmte der Magistrat, dast nur 
noch solche Vermessungstechniker angestellt werden dürsen, die vor 
der städtischen Verwaltung eine Prüfung mit Lrfolg abgelegt oder die 
im Staatsdienst die Prüfung als Katasterzeichner bestanden haben. 
3m Jahre 1914's berichtete Behuneck wiederholt, dast die vberbürdung 
des vm. A. ständig zunehme. Lr führte das im wesentlichen darauf 
zurück, dast die Anträge von anderen Dienststellen an das vm. A. 
wegen Anfertigung von Plänen usw. auf ihre unbedingte Notwendig­
keit nicht genügend geprüft würden, weil diesen Dienststellen natur­
gemäst das Verständnis für den nötigen Arbeitsaufwand fehlen 
mustte. Behuneck empfahl daher schon damals, für das vm. kl. einen 
eigenen Haushaltsplan zu sühren und alle Arbeiten sür andere Dienst­
stellen entsprechend zu bewerten und ihnen in Rechnung zu stellen, 
damit unnötige und Doppelarbeiten verschwänden. 3m Jahre 1914 
waren allein im Austendienst 7 Landmesser, 6 Vermessungsassistenten 
sjetzt Geometers und 6 Mestgehilfen sjetzt Vermessungsassistentens, 
dazu noch aushilssweise 5—6 Arbeiter vom Steinlagerplatz ständig 
zu mindestens Jweidrittel des Jahres beschäftigt. Bei den Austen­
arbeiten machten sich trotz der zur Verfügung stehenden Strastenbahn 
die langen Anmarschwege zu den verschiedenen Arbeitsstellen immer 
mehr als übelständig bemerkbar, da sie einen oerhältnismästig grosten 
Teil der Arbeitszeit verschlangen.

Allen diesen Sorgen bereitete der Krieg 1914 ein jähes Ende. Die 
laufenden Vermessungsardeiten ruhten fast ganz und drei Künstel des 
Personals standen im kampse für das Vaterland.

'> L1.1.1.8 2d. 9 BI. 812«.
'> vm. n. Mten Seneralia 1 21.108 f.
'> Lbd. 2I.LS1s., Lö3und2S4sl.
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Am so größer und umfangreicher traten die Ausgaben nach dem 
Kriege an das Vermessungsamt und seinen Leiter heran. Am 6. Juli 
1920"s genehmigte der Magistrat die Beurlaubung des Ratsgeometers 
Behuneck und des Landmessers Blaschke zur Ausführung der sür die 
Eintragung von städtischen Rechten ins Wasferduch notwendigen Ar« 
beiten bis 21. März 1921. Die Vertretung des Ratsgeometers erhielt 
dec seit I.Mai 1899 beim Vm.A. tätige drittdienstälteste Landmesser 
Richard Lörke. 3m Juni 1921 erhielt Behuneck die Amtsbezeichnung 
„vermefsungsdirektor"") und trat aus eigenen Antrag am 1. Oktober 
1921 nach 48Vü jähriger Dienstzeit in den Ruhestand. Zu seinem Nach­
folger wurde Landmesser Lörke unter Ernennung zum Vermessungs­
direktor bestimmt.

3m März des folgenden Jahres erhielt das vm. A. wiederum eine 
neue Geschäftsordnung'"), da die bisher geltende überholt und nicht 
mehr zeitgemäß war. 3nzwischen ist auch diese Geschäftsordnung ver­
schiedentlich wieder abgeändert worden. Am bemerkenswertesten ist 
darin der Satz: „§ür die sachgemässe und pünktliche Erledigung ist 
der Bearbeiter in erster Linie selbst verantwortlich." Das Vm.A. 
vertritt also schon seit 20 Jahren den nationalsozialistischen Grundsatz 
der Selbstverantwortlichkeit jedes einzelnen Beamten und Angestellten 
für die von ihm geleistete Arbeit, ganz gleich, an welcher Stelle er 
steht. Dieser Grundsatz ist sür das vm. A. besonders wichtig, weil un­
bedingte Zuverlässigkeit, Genauigkeit und verantwoetungswille die 
unerläßliche Vorbedingung für ein erfolgreiches Arbeiten sind. Daß 
dies sür jeden einzelnen Gefolgsmann des Betriebes gilt, ist selbst­
verständlich. Ohne diese Einstellung hätte das Vm.A. niemals den 
Kreis seiner Wirksamkeit erlangen können, den es heute in dem 
großen Gesüge der Stadtverwaltung einnimmt.

Die Zeit nach dem Kriege brachte dem Vm. A. eine ganz erhebliche 
Arbeitsoermehrung durch zahlreiche Sonderaufträge und gänzlich 
neue Arbeitsgebiete, die infolge der veränderten Gesetzgebung und 
Wirtschaftslage entstanden. Die wichtigsten dieser neu hinzugetretenen 
Arbeiten sind folgende:

'> vm. 6. killen Generalin 1 BI.2S8.
Mag.-Leschluß vom 14. Npril 1921, Stadto.-Beschlup oom 2. Juni 1921.
vm. kl. Mten 20 Bd. 1 LI. 4 sf. und 24 s., Mog.-Beschlufi oom 21. März 1922.
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a) Die Wasserrechtssochen aus Grund des Wasfergesetzes vom 
7. April 1913.

Ks Die Beschassung des gesamten Planmaterials süc den 3deen- 
Wettbewerb zur Erlangung eines Generaldebauungsplanes im 
Jahre 1921/22.

cs Die zahlreichen Vorarbeiten für die umsangreichen Eingemein­
dungen von 1928, bestehend in Plänen aller Art, Ermittelungen 
zur Festlegung des Umfanges des Lingemeindungsgebietes, 
Feststellungen in den sämtlichen Vororten über den Charakter 
der Wege und Wasserläuse, trigonometrischen Arbeiten, sowie 
Neumessung der Gemarkungen Carlowitz und Rosenthal nach 
den katastecamtlichen Vorschriften, ferner Beschassung des Plan- 
materials, grösstenteils durch Luftbildausnahmen, sür den über- 
sichtsplan 1:5000.

6s Die Einleitung und Veranlassung der Neumessung des Lin­
gemeindungsgebietes durch die Katasterneumessung.

es Die Schaffung eines einwandfreien, möglichst dichten Netzes von 
tzöhenfestpunkten im ganzen neuen Stadtgebiet.

ls Die Übernahme des Grundstückslagerbuches mit Pachtsachen 
und Grundwertbogen am 1. Oktober 1924.

gs Die Arbeiten der tzauszinssteuer- und Grundvermögenssteuer­
angelegenheiten.

Kf Die Schaffung einer Kaufpreissammlung dec unbebauten Grund­
stücke als Grundlage für die Steuerarbeiten, Gcundstücks- 
schätzungen, fowie den An« und verkauf von städtischen Grund­
stücken.

js Die Wahrnehmung dec städtischen Belange bei den Sdergesetz- 
umlegungssachen zuc Durchführung dec tzochwasserschutzbauten 
von Steine bis zuc Weidemündung.

ks Die örtlichen und häuslichen vermessungsacbeiten bei der von 
Jahr zu Jahr in wachsendem vmfange erfolgenden Erschließung 
von Siedlungsgelände für die
1s ooc 1933 entstandenen Siedlungen: Derkbundausstellung 

„Wohnung und Weckraum" fWuwas, die 100 tzektae umsaf« 
sende Großsiedlung Jimpel, sowie Lichdorngarten Bischofs- 
walde fnördlich der Wilhelmshasener Straßes, Groß Tschansch 
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sjetzt Gros) SHIewiesen), Dücrgori Merckelstrafte, Sauer­
brunn, Lichborngarten Grabschen, Westend, Pöpelwitz, Neu­
kirch, pilsnitz, Klein Masselwitz, Neu-Stabelwih, Lichborn- 
garten Carlowitz, Siedlung tzundsselder Strafte und 
Schwoitsch sjeht Guentherbrücke),'

2s nach der Machtübernahme erbauten Siedlungen: in Leer­
beutel, Grüneiche und Bärtheln, Lichborngarten Bischoss­
walde lsüdlich der Wilhelmshafener Strafte), klein Tschansch, 
Gagsa Leedeborntrift, Am Tatschkegraben, in Klein Mochbern, 
Mariahöschen, Schmiedeseid, Altenhain, Goldschmieden, 
Stabelwitz mit der Mustsrsiedlung Waldwinkel, Groft Massel- 
witz, Lilienthal, Lawallen und Hartlieb.

ls Die klrdeiten für gröftere össentliche Bauten, wie sür die Werder- 
brücke, das Norder- und Südecoderkrastwerk, das Polizeipräsi­
dium, die tzeeresbauten in Carlowitz und Rosenthal, das Landes­
arbeitsamt, das im Bau begrifsene neue Regierungsgebäude 
usw.

ms Die infolge der verschiedenen klrbeitsbeschassungsmaftnahmen 
entstandenen Ausgaben beim klusbau des Bootshafens in Grün­
eiche, der zahlreichen Strand- und Luftbäder und dec Lohe, 
beim Ausbau dec Zubringerstrasse zur Reichsautobahn ein- 
schlieftlich der Strafte der SA., bei Straftenverlegungen sMäc- 
kische Strafte), Straftendurchbcüchen, besonders im Rahmen der 
Altstadtgesundung, bei der Erweiterung dec Zriefenwiese sowie 
den Nm- und Ausbauten im Hermann-Göring-Sportseid.

n) Die Beschaffung dec ersten Anterlagen für die Aufstellung der 
Lcbhöferollen im Stadtgebiet und andere mehr.

Zu diesen vorstehend aufgesührten Arbeiten und Arbeitsgebieten 
kommt noch die dauernde Arbeitsvermehrung durch die Eingemein­
dung von rd. 12 700 Hektar neuen Stadtgebietes, für das alle die 
lausenden Angelegenheiten, wie z. B. Baugesuche, Zluchtlinienpläne, 
tzöhenpläne, Absteckungsarbeiten aller Art usw., kurz alle Arbeiten 
erledigt werden müssen, die im alten Stadtgebiet bisher zu leisten 
waren.

Die Bewältigung dieses groftsn Ardeitszuwachses seit dem Kriege 
erfolgte teils durch Personalvermehrung, teils durch organisatorische 
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Mastnahmen. So wurde z. B. schon seit 1922") den Geometern die 
selbständige Erledigung von Austenarbeiten, wie Absteckung von ßlucht- 
linien, Ausnahme von tzöhenplänen usw. übertragen, die vor dem 
Kriege nur von Landmessern ausgesührt worden sind. Am 1. April 
1927") wurde zur Entlastung der beiden bestehenden Abteilungen i 
und II und zur besseren Austeilung der Arbeitsgebiete eine m. Ab­
teilung geschossen. Lin Jahr später, am 1. April 1928"), dem Tage 
der Eingemeindung, ersolgte eine gänzliche Neuverteilung der Ar­
beitsgebiete. Gleichzeitig wurden aus den bisherigen Abteilungen 
drei Lezirksvermessungsämter fBez. vm.A.) mit bestimmter Gebiets­
abgrenzung sür die ihnen zugewiesenen lausenden Arbeiten gebildet. 
Der Leiter des Vm.A. erhielt im Zebruar desselben Jahres") die 
gleiche Vollmacht sür die Vollziehung von Kassenanweisungen wie die 
Leiter der Hoch- und Tiesbauämter. Um die Austenarbeiten wirt- 
schastlicher zu gestalten, wurde im Dezember 1928") ein krastwagen 
beschosst. Der seit Januar 1929") beantragte zweite Krastwagen wurde 
erst nach der Machtergreifung im Sktober 1932 bewilligt und an­
geschasst. Das Personal des vm.A. erreichte am 1. Sktober 1929 mit 
insgesamt 72 Arbeitskräften seinen Höchststand").

Aber bereits Ende des Rechnungsjahres 1928 liest sich nach der 
Scheinblüte von 1927 im ganzen Reiche ein starker Konjunkturrück- 
gang erkennen, der deutlich die Zeichen des wirtschaftlichen Tief­
standes, wie Zunahme der Unterstützungsfälle, wachsende Arbeits­
losigkeit und allgemeine Wirtschastsnvt zeigte. Die Zeit der täglichen 
Sparversügungen und -ermahnungen war angebrochen. 2n den sol- 
genden Jahren sank die Wirtschaft des Zweiten Reiches und damit 
auch der Stadt Breslau immer schneller ab.

ßür das Vm. A. wirkte sich diese Zeit des wirtschaftlichen Versalles 
in doppelter Hinsicht ungünstig aus. Die laufenden Arbeiten nahmen 
feit 1929 zwar zahlenmästig ab, aber das Gesamtarbeitsgebiet nahm 
infolge der zahlreichen Sonderaufträge noch zu. Infolgedessen wurden

"> Blockakten 30 Bd. 1 BI. 17.
"> Lbd. »I.399ll.
"> Lbd. BI. 116.
"> Lbd. BI. 114 N.
"> Lbd. BI.L03.
"> Lbd. VI.LL4.
"> vgl. Nnlage III.
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wiederholt Veränderungen der Dienstgeschäfte bei den drei Bezirks« 
vermessungsämtecn, beim Lagerbuch und bei der katastecabteilung 
erforderlich, um die Erledigung der im ganzen vermehrten Arbeits­
last zu bewältigen"). Trotz Anerkennung dieses Zustandes durch die 
massgebenden Stellen wurde das seit 1914 um 21 Arbeitskräfte ver­
mehrte Personal des vm. A. im Verfolg dec allgemeinen Sparmaft- 
nahmen und Personaleinschränkungen von 1929 bis 1932 wieder um 
16 technische Kräfte vermindert. Dieser Abbau an Arbeitskräften und 
die gleichzeitigen Kürzungen des Ausgabetitels für den Stadtplan 
hatten zur Zolge, daft dessen Fortführung und Ergänzung so gut wie 
unmöglich wurde und damit das vm. A. in Gefahr kam, die Haupt- 
grundlage für feine Arbeitsleistungen zu verlieren").

Erst als in höchster Not dec Nationalsozialismus durch seine Macht­
ergreifung Ende Januar 1933 Deutschland vom Rande des verderbens 
Hinwegrift, begann auch sür die Breslauer Stadtverwaltung eine neue 
hosfnungsfrohe Zeit, von den in den Jahren 1929 bis 1932 abgebau­
ten 16 technischen Arbeitskräften sind bereits 7 wieder eingestellt. 
Vie laufenden Arbeiten sind im letzten Jahre zahlenmäftig ohne Be­
rücksichtigung der nicht zu erfassenden Sondergebiete gegen das Jahr 
des Tiefstandes der Wirtschaft 1932 um rd. 80A und gegen die Zeit 
der höchsten Scheinblüte vor dec Machtübernahme um rd. 15A> ge­
stiegen. Ls geht wie auf allen Gebieten der Wirtschaft und Verwaltung 
auch im Vm.A. wieder aufwärts").

R. Gegenwärtige Srganisation des Stadtvermesfungsamtes)

Die gegenwärtige Srganisation des Städtischen Vermessungsamtes, 
dec Amfang seines Wirkungskreises, seiner Pflichten und Rechte be­
ruht auf der Neuverteilung der Arbeitsgebiete am 1. April 1928, dem

") vgl. Blockarten 33 BI. 79 s., 90, 104, 1S8 usw.
"> vgl. Blockakten 30 Bd. L Bl. 87 ss., 170 ss.; 30 Bd. 3 Bl. 14Sss.; 33 BI. 44 ss. 

und 1S sgahresderichte und Statistik).
") vgl. Anlage m und lV.
') vgl. hierzu die Anlage II. Line vom Vermessungsamt unabhängige beson­

dere oermessungstechnische Abteilung innerhalb der Stadtverwaltung besteht noch 
bei den städtischen Kanalwerken als .Kulturtechnische Abteilung und plankammer" 
mit einem Stadtoderlandmesser al» Leiter, 6 technischen Arbeitskräften und L stän­
digen Meßgehilsen.
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Tage der Eingemeindung von cd. 12 70V Hektar Lococtgebieten, und 
der Geschäftsordnung vom 21. März 1922 mit dem zugehörigen Ar­
beitsplan.

Das Vermessungsamt svm. AI, an dessen Spitze ein Vermesfungs- 
direktor als Leiter') steht, ist nach räumlichen Gesichtspunkten in drei 
Bezirksvermessungsämter eingeteilt: Bez.Lm.A. I sür den Ssten, 11 
sür den Westen und Hl für den Norden des Stadtgebietes einschließ­
lich dec außerhalb desselben gelegenen Güter und Korsten. Jedem 
Lezirksoermefsungsamt steht ein Lermessungsrat als Leiter vor. Ne­
ben diesen drei Bezirksvermesfungsämtern sind die folgenden Sonder- 
arbeitsgebiete: Registratur, Plankammer mit technischer Bücherei, 
Lichtpausanstalt mit Lichtbildnerei, Straßenbenennungen und 
-Numerierungen, Katasterabteilung, Grundstückslagerbuch, steuerliche 
Arbeiten und Grundbuchermittelungen dem Vermessungsdirektor un­
mittelbar unterstellt. Der Wirkungskreis des Vermessungsamtes in 
bezug aus seine Arbeiten ist mithin sowohl nach örtlichen wie sach­
lichen Gesichtspunkten ausgeteilt.

Dezernent des vermessungsamtes ist der jeweilige Stadtbaurat für 
Tiefbau. Dec vecmessungsdicektoc als Amtsleiter ist tzilfsdezernent's 
und als solcher mit besonderen Vollmachten zur Vertretung des De­
zernenten bei anderen Behörden usw. ausgestattet. Im Behinderungs- 
salle (Krankheit oder Urlaub usw.) wird der Vermessungsdirektor 
durch einen Gtadtvermessungsrat vertreten. Er ist außerdem Ur­
kundsbeamter gemäß den Bestimmungen des Aussührungsgesetzes 
zum BGB. und besitzt ebenso wie die Vermessungsräte allgemeine 
Vollmacht sür Grenzanerkennungen bei den Kortschreibungsmeßungen.

Der Amtsleitec ist Mitglied der Beiräte der Lauverwaltung und 
Baupolizei.

Soweit die Vorgänge das vm.A. und sein Arbeitsgebiet unmittel­
bar betreffen, verkehrt es selbständig mit anderen Behörden, z. B. der 
Regierung, den Katasterbehörden, Kulturamtsbehörden, Grundbuch­
ämtern, Kinanzämtern usw.

Die Arbeiten der Registratur, Plankammec usw. erfolgen für das 
gesamte Stadtgebiet und den Gesamtgeschäftsbetrieb des Amtes. Alles 
Nähere über die Aufteilung der Arbeitsgebiete und die Verteilung der

') Der gegenwärtige Leiter, vermessungsdirektor Lörke, tritt aus Grund der 
gesetzlichen Bestimmungen am 21. März 1937 in den Ruhestand.

'> Blockakten 30 Ld.3 VI.3S3ss. versg. vom 89. guli 1933 und »d. 4 Bl. 183 ss. 
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z. Zt. aus 64 Arbeitskräften bestehenden Belegschaft des vermessungs- 
amtes ist aus der klnlage II, die Entwickelung des Personalbestandes 
seit 1912 aus der klnlage in zu ersehens.

Das Stadtoermessungsamt ist eine selbständige Dienststelle. Ls hat 
einen eigenen Haushaltsplan. Soweit das vecmessungsamt für an­
dere Dienststellen der Stadtverwaltung arbeitet, findet eine Verrech­
nung der klrbeitskosten für jede einzelne Arbeitsleistung statt bzw. 
werden die tatsächlichen kosten dem Lermessungsamt jährlich im dar­
auf folgenden Haushaltsplan von den betreffenden Verwaltungsstellen 
zucückerstattet, mit Ausnahme der Arbeiten für die Bauverwaltung.

Line eigene selbständige Registratur war im Vermessungsamt 
seit jeher vorhanden. Auster der Führung der Tagebücher liegt der 
Registratur noch die rechnerische Prüfung von Rechnungen, die Auf­
stellung dec Lohnlisten und die Durchführung des vmlauss der tech­
nischen Zeitschriften ob.

Zum Zwecke der übersichtlichen Aufbewahrung der Vorgänge und 
vermessungsschriften besitzt das Vermessungsamt eine eigene Akten- 
führung, die sogenannten Blockakten, eine Einrichtung, die in ihren 
Grundzügen noch heute besteht, wie sie im Jahre 1900 geschaffen 
morden ist. Zu diesem Zweck ist dec Stadtbezirk in 5 Hauptabteilungen, 
nämlich Lentcum fLj, Nordost fkM), Südost f80j, Südwest f8V^j und 
Nordwest eingeteilt, die in einem Abersichtsplan verschieden­
farbig umgrenzt sind. Diese 5 tzauptbezirke sind wieder in Blocks auf- 
geteilt, die je ein bestimmtes Stadtviertel und austechalb des bebauten 
Stadtbezirks ein bestimmtes von natürlichen Grenzen umschlossenes 
Gebiet umfassen. Die einzelnen Blocks sind innerhalb jedes Haupt­
bezirks mit 1 beginnend ducchnumeriert. Zeder Block erhält nach Be­
darf ein besonderes Aktenstück, dessen Bezeichnung und Aktenschwanz 
mit der Karbe und der Bezeichnung des Lbersichtsplanes überein­
stimmt. Austerdem ist jedem Aktenstück ein Lageplan möglichst im 
Maststab 1:1000 vorgehestet, in den die Blockgrenzen und die Blatt- 
zahlen dec eingehesteten Vorgänge eingetragen werden. Dast die Block- 
einteilung infolge der Eingemeindung vielfach verändert worden ist, 
dast zahlreiche weitere Akten über Sonderarbeitsgebiete und ver­
waltungstechnischen Inhalts seit dem Kriege hinzugekommen sind, sei 
nur erwähnt.

vgl. Seite 40.
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Zür die Ordnung, einwandssreie Aufbewahrung und Verwaltung 
des gesamten städtischen Planmaterials besteht, solange wie das städ­
tische Vermessungsamt, die Plankammer. Ihr ist seit November 
1901 die Technische Bücherei der gesamten Bauverwaltung angeglie­
dert. Zecner obliegt dem Plankammerverwalter und seinem Mitarbei­
ter die Verwaltung des Bürobedacfs und des Inventars, die ktuf- 
stellung des Haushaltsplanes sowie die technische Prüfung dec Rech­
nungen.

Die Verwaltung des Planmaterials, das neben den gegenwärtig 
maßgebenden Stadt- und Lbersichtsplänen, Umdrucken, Stückvecmes- 
sungsrissen usw. auch zahlreiche alte historische Pläne von unersetz­
lichem Wert umfaßt, erfordert zu seiner Erhaltung eine besonders 
gewissenhafte und pflegliche Behandlung. In den ersten Jahrzehnten 
ihres Bestehens bis Ende des vorigen Jahrhunderts gab es keine 
besondere Plankammerordnung. Die entliehenen Pläne und Zeich­
nungen, die an sich sachgemäß eingetragen und gebucht waren, mußten 
jährlich aus kurze Zeit zwecks Nachprüfung der plankammerbestände 
zurückgegeben werden. Die im Zahre 1899 dec Plankammer gegebene 
Einrichtung unter Beibehaltung der bisherigen Luchungsart der 
Pläne nach 34 Hauptabteilungen (Kapitels und 107 Unterabteilungen 
(Titel) hat sich bis heut bewährt und gewährleistet ein schnelles klus­
finden jedes einzelnen Planes, besonders da seit 1899 aus jedem Plan 
außerdem noch dec Vusbewahrungsoct — Schcank, Zach und Mappen- 
Nc. — verzeichnet wird. Trotz des Gebietszuwachses durch die Ein­
gemeindung vom t.ppril 1928 brauchte nur die bisherige Titel-Lin- 
teilung erheblich erweitert zu werden, um die zahlreichen neuen Pläne 
einzuocdnen. Das System an sich blieb unverändert. Zerner mußte 
die schon lange beabsichtigte Erweiterung der Plankammerräume im 
Jahre 1932 durchgesührt werden, womit allerdings die Raumnot noch 
keineswegs beseitigt worden ist. Sobald als möglich sollen auch die 
1899 in Buchform angelegten Stichwortverzeichnisse süc die Karten 
und Pläne auf die Karteisocm umgestellt werden. Züc die der Plan- 
kammer angeschlossene technische Bücherei ist dies bereits erfolgt.

MIe Pläne werden grundsätzlich nur noch in Mappen ausbewahrt. 
In Kapseln dürfen Pläne in der Plankammer nur ausnahmsweise 
verwahrt werden. Züc gewisse Pläne, z.B.Neumessungskarten,tzöhen- 
pläne, Stückvermessungsrisse und Zluchtlinienpläns, die sich im Ver­
zeichnis nicht kurz und tressend bezeichnen lassen, sind Lberßchtspläne
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(Drucke des Stadtplans 1:1000, 1:2000 bzw. 1:5000), in denen die 
Linzeipläne mit Begrenzung ihres Umfanges und plannummec ein­
getragen sind, zum Aussinden angelegt worden. Dieselbe Einrichtung 
ist auch sür die umfangreiche Lichtbildersammlung der Plankammer 
eingeführt.

In der Plankammer werden aufbewahrt: der Stadtplan, die histori­
schen Karten, die Bebauungspläne, die Straßenpläne der Tiesbau- 
oerwaltung, die Zeichnungen der Kanalisationswerke, die Bauzeich­
nungen städtischer Hochbauten und Brücken, die Drucke des Stadt­
plans, die Lichtbildausnahmen, die Lichtbilder von Alt- und Neu- 
Breslau und die Technische Bücherei der Bauverwaltung mit etwa 
4000 Bänden.

Dem Vermessungsamt wurde ausserdem anlässlich dec Auflösung 
des Bauamtes Ik 4 am t.Hktober 1924°) und dec Verteilung der Ge- 
schäste dieses Bauamts auf die Ämter kk 2 und Ik 2 die Lichtpaus­
anstalt und Lichtbildnerei angegliedert unter der Bedingung, 
daß sich an der bisherigen Arbeitsweise nichts ändert, insbesondere 
die Bauämter befugt sind, Aufträge unmittelbar an die Lichtdruckecei 
zu erteilen. Die Kosten werden vierteljährlich verrechnet. Seit An­
fang 1928 ist die Lichtpausanstalt durch Anbringen von verschiedenen 
technischen Verbesserungen wirtschaftlicher gestaltet worden. Da die 
Lichtpausanstalt jährlich etwa 2300 Quadratmeter Lichtpausen für die 
gesamte Bauverwaltung herstellt und dadurch eine Kraft dauernd be- 
fchäftigt wird, ist ihre Notwendigkeit im November 1924's erneut an­
erkannt worden.

Dagegen ist die Lichtbildnerei seit 1. April 1922'j so gut wie still­
gelegt, da der Betrieb durch den erheblichen Rückgang dec Aufträge 
unwirtschaftlich geworden ist. Zur Zeit werden nur noch Abzüge von 
den vorhandenen Negativen, Reproduktionen, Diapositive und in 
dringenden Zöllen Linzelausnahmen, z. B. bei Prozessen der Stadt, 
oder Spezialausnahmen für die Stadtsaniorung usw., ausgesührt. 
Außerdem werden, wie bisher, im Bedarfsfalls maßstäbliche Verklei­
nerungen und Vergrößerungen von Karten, Plänen und Zeldbüchern 
hergestellt.

Als weitere Sondecarbeitsgediete neben den Bezirks­
vermessungsämtern sind noch zu nennen: Die Katosterabteilung, das

') Blockarten 20 Bd. 1 Bl. 81, 118.
') Lbd. Bd. 4 Bl. 802.
') vlockakten 30 Bd. 3 Bl. 74 ss.
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Lagerbuch, die Steuecarbeiten, die Strastenbenennungen und Nume­
rierungen von Grundstücken sowie die Srundbuchermittelungen. Aber 
die Entwicklung und den Ardeitsumfang dieser Sonderausgaben des 
Vermessungsamtes wird im nächsten Abschnitt das Nötige gesagt wer­
den. hier sei noch kurz die Personalsrage gestreist.

Das Amt hat zur Zeit eine Belegschaft von insgesamt 64 Arbeits­
kräften. Darunter befinden sich einschliesilich des Amtsleiters 8 ver­
eidete Landmesser fvermessungsingenieuces, 25 Geometer, 4 Karto­
graphen, 8 Lithographen und Techniker, 5 Lermessungsassistenten und 
4 Verwaltungsangestellte fd. s. 1 Registrator und 2 Schreidmaschinen- 
krästes's.

Liner besonderen Erläuterung bedarf die Gruppe der 5 Vermes­
sungsassistenten sdarunter 2 Sbervermessungsassistentenj. Ls sind dies 
planmäsiig angestellte Hilfskräfte sür die örtlichen Vermessungsacboi- 
ten. Da es sich bei ihnen um besonders ausgesuchte, leistungsfähige 
Arbeitskräfte mit langjähriger praktischer Erfahrung bei örtlichen 
Messungen aller Art handelt, stellen sie sür den Vermessungsingenieur 
und den Geometer bei den Ausienarbeiten eine besonders wertvolle 
Hilfe dar. Auster den vermessungsassistenten sind im Jahre 1926 für 
Hilfeleistungen bei den örtlichen Messungsardeiten noch 16 Arbeiter 
mit ungleicher Arbeitsdauer beschästigt worden, und zwar

7 Arbeiter während 12 Monaten
6 ,, ,, 10
2 „ „8 „

oder 14 Arbeiter während 12 Monaten").

zusammen während
168 Monaten

3n diesem Jahre werden infolge der vermehrten Stellen für geprüfte 
Vermessungstechniker, von denen 2 für den Austendienst bestimmt sind, 
22 Arbeiter mit zusammen 216 Monaten oder 18 Arbeiter zu je 
12 Monaten benötigt, hierzu kommen noch 6 Arbeiter sür je 9 Mo­
nate, welche das vecmessungsamt der preussischen Katasterneumes­
sung zu stellen vertraglich verpflichtet ist.

Die Beschäftigung der Arbeiter erfolgt gewöhnlich von März bis 
Dezember. An den Wintermonaten werden sie, soweit im Vermessungs­
amt für sie keine Verwendung ist, auf den Steinlagerplähen der städ­
tischen Tiesbauverwaltung beschäftigt. Einige finden als Schulheizer 
bei dec Schulverwaltung Unterkunft.

'> vgl. Nnlage III.
°> Llockakten 20 sür 1936.
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k. Vie Arbeitsgebiete des Stadtvermeffungsamtes im einzelnen

1. Allgemeines

Der Wirkungskreis und die Tätigkeit des Stadtvermessungsamtes 
in Beziehung zur Gesamtverwaltung dec Stadt ist in doppelter Hin­
sicht bemerkenswert. Das Bermessungsamt ist gleichzeitig Sammel- 
und Ausgangspunkt sür alle das Stadtgebiet und den städtischen Be­
sitz umfassenden Angelegenheiten. Ls gehört zu denjenigen städtischen 
Dienststellen, die mit einem grotzen Teil aller Verwaltungsgebiete eng 
verknüpft sind und in vielseitiger, umfassender Weise von den anderen 
Verwaltungsstellen zu Austragsarbeiten herangezogen werden. 3m 
Vermessungsamt laufen alle Angelegenheiten, die die Hrtlichkeit und 
ihre Entwicklung betreffen, zusammen. Hier bleiben auch die Beamten 
und Angestellten dauernd in einer Dienststelle, ohne versetzt zu werden, 
und gewinnen dadurch eine gute Gesamtübersicht über alle örtlichen 
Vorkommnisse. Die dadurch gegebene Gelegenheit, diese vollständige 
Lbersicht in geeigneter Art, z. B. in der Plankammer, in Karteien, im 
Lagerbuch usw. zu sammeln und zu erhalten, ist sür die Stadtgemeinde 
von grösster Bedeutung, da hierdurch für alle Zeiten ein getreues Bild 
von der örtlichen Entwicklung des Stadtgebietes und der einzelnen 
Grundstücke sestgehalten wird. Das) solche Einrichtungen nicht nur 
für die gesamte Stadtverwaltung, sondern auch für andere Verwal­
tungen und nicht zuletzt sür die gesamte Bürgerschaft nutzbringend 
sind und dienstbar gemacht werden können, bedarf keiner besonderen 
Beweisführung.

Die vom Vermessungsamte zu erledigenden Arbeiten lassen sich nach 
verschiedenen Gesichtspunkten gliedern, z. B.:

Nach Sachgebieten in Arbeiten, betressend:
1. das Vermessungswesen fz. B. Neumessungen, Zoctschreibungen, 

Arbeiten sür den Stadtplan usw.),
2. die Bauverwaltung und Stadterweiterung fz. B. Fluchtlinien- 

pläne, Lage- und tzöhenpläne, Zlächennivellements, Strotzen- 
abrechnungspläne usw.),

z. die Baupolizei fz. B. Baugesuche, Kluchtlinienabsteckungen, 
Höhenangaben hierzu),

4. die Grundeigentumsverwaltung sd.s. alle Arbeiten betreffend 
den Grundstücksatlas und das Grundstückslagerduch, Wege-, 
Gräben- und Auensachen, Wasserrechtssachen, pachtsachon usw.s,
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5. die Kataster- und Steuerverwaltung fd.s. alle die Katastecabtei- 
lung und die steuerlichen Arbeiten für den städtischen Grund­
besitz betreffenden Angelegenheiten, Frontlängen, Schätzungen 
von Grundstücken, kauspceissammlung, Grundbuchecmittelun- 
gen usw.j.

6. In bezug aus den Sct dec Erledigung in
1. örtliche oder Außenarbeiten und
2. häusliche oder Innenarbeiten.

L. In verwaltungstechnischer Beziehung in
1. sogenannte laufende oder Austcagsarbeiten und
2. ständige Arbeiten oder Sonderarbeitsgebiete.

Die letzte Gliederung liegt der in Anlage IV gegebenen statistischen 
Übersicht zugrunde, die das Vermessungsamt in erweiterter Korm seit 
dem Jahre 1929 führt und am Ende jedes Rechnungsjahres vervoll­
ständigt, um einen Überblick über die im Lause des Jahres ausgeführ­
ten verschiedenen Arbeiten im Außen- und Innendienst zu erhalten. 
Die Übersicht enthält eine Zusammenstellung der laufenden Arbeiten 
und der Arbeiten der Sondergebiete, die ohne besondere Auftrags­
erteilung durch andere Verwaltungsstellen vom Vermessungsamte 
ständig zu erledigen sind.

2. Die lausenden Arbeiten

Zu den laufenden Arbeiten ist im einzelnen zu bemerken:

aj ZluchtIinien - vorpläne: Die Angaben beziehen sich auf 
ganze, halbe und viertel Bogen, d.h. jeder ganze Bogen im Maß­
stabe 1:1000 umfaßt mindestens ein örtliches Gelände von 500 mal 
600 Meter - 30 Hektar. Wenn also im Jahre 1929 z.B. insgesamt 
37^ Bogen Zluchtlinien-Vorpläne angesertigt worden sind, so be­
deutet dies eine Plandarstellung von zusammen 37,75 mal 30 - 
1132 Hektar oder fast der Gesamtfläche des alten Stadtgebietes 
von 4942 Hektar. Damit ist aber noch nichts über die Arbeit, die bei 
der Anfertigung des einzelnen Zluchtlinien-Vorplanes entsteht, gesagt. 
Soweit Stadtpläne 1:1000 von der betreffenden Gegend vorhanden 
sind, müssen zunächst alle Neubauten und topographischen Verän- 
derungen örtlich gemessen und alsdann in den betresfenden Reinkarten 
nachkartiert werden. Aus den nunmehr auf die Gegenwart gebrachten 
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Neinkarten wird eine Abzeichnung aus Pauspapier gefertigt, die hin­
sichtlich der bereits bestehenden Fluchtlinien, der Grenzen und der 
zuvor durch die Katasterabteilung festzustellenden Eigentümer und 
Grundbuchbezeichnungen weiter zu vervollständigen ist. Erst von der 
so fertiggestellten Abzeichnung aus Pauspapier können nunmehr im 
Vervielsältigungsverfahren Abzüge sür den vor- und vrplan her- 
gestellt werden.

Ks Zluchtlinien-Arpläne: Diese werden erst dann fertig- 
gestellt, wenn die Vocpläne von den zuständigen Stellen fveicäten 
und Gemeinderätens genehmigt sind. In die Urpläne müssen dann die 
oom Bauamt sür Stadtplanung fB. St.s im vorplan entworfenen 
neuen Kluchtlinien mit allen Nebenanlagen, wie öffentlichen Spiel-, 
Sport- und Lrholungsplähen, eingetragen werden, ferner sind in 
dem Arplan die Grenzen gelb und die verschiedenen Zwecken dienen­
den ßlächen der Wasserläuse, Wege usw. sarbig anzulegen. von dem 
förmlich festgestellten Arplan sind schließlich noch je eine Abzeichnung') 
für die Baupolizeiverwaltung, Büro VII, und den Polizeipräsidenten, 
gegebenenfalls auch für die Zestungskommandantur, wegen des 
Nagongesetzes zu fertigen. Naturgemäß erfordern die Arpläne nicht 
soviel Arbeit wie die Vvrpläne.

zur geschichtlichen Entwicklung der JluchllinienplSne sowie der örtlichen Ab­
steckung, Anweisung und prüsung der tzluchtlinien ist solgendes zu bemerken: Vor 
Erlast des preust. ßluchtliniengesehes vom 8.7.1875 sind nach dem damals gültigen 
Verfahren nur zwei Bebauungspläne seslgeseht worden'):

1. der Plan der Schweidniher Vorstadt einschließlich Neudors, Sabih und 
Lehmgruben im Jahre 1SS8, und

2. der Plan sür das Matthiasseld im Jahre 1872.
Außerdem waren Fluchtlinien sür eine ganze Reihe älterer Straßen mit dem 

Polizeipräsidenten vereinbart. Als dieser im Juni 1874 den Magistrat oussorderte, 
sür die Nikolai-Vorstadt einschließlich der Viehweide, serner sür die vder-, Sand- 
und Ghlauer Vorstadt ebensalls Bebauungspläne auszustellen, sowie den vorhan­
denen Plan der Schweidniher Vorstadt aus dem Jahre 1858 umzuarbeiten, weil er 
insolge der neu entstandenen Straßen den örtlichen Verhältnißen nicht mehr ent­
sprach und auch den an einen Bebauungsplan zu stellenden Ansorderungen nicht 
mehr genügte, lehnte der Magistrat dos Ansuchen mit Rücksicht aus das zu er- 
wartende Jluchtliniengeseh ab. Gleichzeitig verneinte er das vom Polizeipräsidenten 
ongesührte dringende Bedürfnis nach neuen Bebauungsplänen sür Breslau, well

's vgl. VII Ag. 713.1/30.
's Akten L1S. 1.1S, Bd. 1, insbes. Bl. 1 ss. und 183. Vie Jestsehung von Be- 

bauungsplänen ersolgte vor 1875 aus Grund der Bestimmungen des Ministerial- 
Reskript» oom 12.5.1855 sMin. Blatt d. i. v., 6. 100/103).
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die Bebauung der in den Jahren 1872/1873 entstandenen neuen Straften noch 
mehrere Zohre in Anspruch nehmen würde, ktuch die seit Rpril 1872 eingeleiteten 
Verhandlungen über den Entwurf eines Bebauungsplanes für die Viehweide 
wurden mit Rücksicht auf das kommende Zluchtliniengeseh vorläufig ausgesetzt. 
Erst im Jahre 1876, nachdem das neue tzluchtliniengesetz vom 2.7.1875 und die 
zugehörigen Vorschriften für die Rufstellung von Fluchtlinien- und Bebauung». 
Plänen vom 88.5.1876 erlösten waren, wurde auf erneutes Drängen des Polizei- 
Präsidenten und auch der Stadtverordnetenversammlung als erster Bebauungsplan 
noch den neuen gesetzlichen Bestimmungen der Plan für das Mittelseld in klrbeit 
genommen'!. Zunächst liesen die groften Kommunaloerwaltungen Sturm gegen 
die neuen Vorschriften vom 28. S. 1876 wegen der erheblichen Mehrarbeit bei der 
Russteilung von Bebauungsplänen im Gegensatz zu dem früheren Verfahren. Vie 
Einsprüche blieben aber erfolglos'!.

8m gebruar 1877 wurden dem Polizeipräsidenten dann die ersten ßluchtlinien- 
Pläne, und zwar für Kletschkau und für das Gebiet der Gdervorstadt zwischen 
Elbing- und Matthiasstrafte, zur sörmlichen Feststellung noch dem neuen Gesetz 
übersandt. 3n klrbeit befanden sich zu derselben Zeit je ein Plan für eine Strafte 
durch das Mittelseld, sür die Ouerstraften in Sabitz und Neudorf und für das Se- 
biet zwischen tzreiburger und Märkischem Bahnhofs. Schnurgerade Straften und 
schachbrettartige Aufteilung der Stadtteile waren das äuftere Kennzeichen der 
damaligen vebauungs- und Iluchtlinienpläne. Erst seit dem letzten Jahrzehnt des 
vorigen Jahrhunderts kam Rbwechselung auch in die Bebauungspläne und damit 
in das Stadtbild durch krumme Linienführung bei den Straftenanlagen, ver­
schiedene Straftenbreiten usw.'!.

Bis etwa 1895 wurden die Fluchtlinien im vermestungsamt nicht nur gezeichnet, 
sondern auch entworfen. Vie ausgestellten Pläne wurden regelmäftig vierteljährlich 
von der sog. ßluchtlinienkommission begutachtet. Seitdem werden die Lntwurss- 
arbeiten sür die Fluchtlinien- und Bebauungspläne durch besondere Kräfte aus- 
gesührt, die zunächst als „Büro 1^" sIIuchtlinienbüroj dem Stadtbaurat für 
Tiefbau unmittelbar unterstanden. Während des Krieges feit 1916 wurde das 
Büro l'R zum „Bauamt Sladterweiterung" mit Rücksicht auf die geplanten Ein­
gemeindungen erweitert und später dem Stadtbaurat sür Sochbau unterstellt. 
Dieses vouamt führt heute di« Bezeichnung „Stadtplanungsamt" und untersteht 
gegenwärtig wieder dem Stadtbaurat sür Tiesbau, der gleichzeitig Dezernent sür 
gochbau ist. vor der Gründung des „Geometrischen Büreaus" am 1. Oktober 1860 
bzw. des „Büreaus sür den Stadtplan" am 1. Gktober 1856 wurde die örtliche 
Rdsteckung und Anweisung der Fluchtlinien bei der Stadtbaudeputation'! bean- 
tragt und in deren Rustrage durch den sür den detressenden Bezirk zuständigen 
Bouinspektor unter Hinzuziehung der Bezirka-Baudeputierten, des vezirks-polizei- 
beomten sowie de« beteiligten Bauherrn, gegedenensalls auch des Maurer- und

's Lbd. BI. 57-62.
'! Lbd.Bl.72fs.
'j Edd. Bl. 87.
's Lbd. Bl. 120 ss. Denkschrift von Stadtbourat plüddemann „Vorschläge sür 

die Verschönerung moderner Stadtanlagen im Bebauungsplan."
's kkrch.21.3.2.27 Bd. 1 BI. 1 ss.
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zimmermeister», örtlich obgesteckt, angewiesen und später geprüst. Über jede Nb- 
steckung wurde mit den Beteiligten eine aussührliche Verhandlung mit Lageplan 
über die zeststeNung und den örtlichen verlaus der gluchllinien ausgenommen. 
Solange und soweit sestgestellte Zluchtlinienpläne nicht vorhanden waren, mußte 
sür jede neu abgesteckle tzluchtllnle die Genehmigung des Polizeipräsidenten durch 
die Baudeputation besonders eingeholt werden, wie ebenso etwaige Überschreitun­
gen dem Polizeipräsidenten zur Entscheidung vorzulegen waren. Schon seit März 
1847 trat zunächst in Vertretung des Baulnspeklors Thiele, dann seil Kpril 1849 
ständig neben den Bouinspektoren Lutz, Thiele usw. der Architekt und spätere 
Bauhosinspektor bzw. Ratskondukteur Hermann hossmann sür die Absteckung der 
Fluchtlinien in Erscheinung'). klm 14. Januar 18S8 übersandte die Stadtbau­
deputation nach klusweis der klkten erstmalig dem prosessor vr. Sodcbeck eine 
ziuchtlinienabsteckung zur Kenntnis mit dem Ersuchen, die projektierte Straße in 
den Stadlplan einzutragen. Vie Eintragung und örtliche prüsung ersolgte durch 
den Geometer und späteren Ratsgeometer klugust hossmann"), der seitdem eden- 
salls zu den ßluchtllnienabsteckungen herangezogen wurde und sie bald als lausende 
Büroarbeit des neu gegründeten Vermessungsdüros allein zugeteilt erhielt und 
aussührte. Seit 1860 wurden die lausenden klrbeiten wieder sämtlich, also auch 
die tzluchUinienabsteckungen, dem Kondukteur Hermann hossmann übertragen, da 
sein Bruder für die Ergänzung und Erhaltung des Stadtplanes sorgen sollte"!, 
klm 8.18.1868 versügte der Gberbürgermeister, daß hossmann zur Vereinfachung 
der Kontrolle der ausgewiesenen Fluchtlinien die Absteckungen vom klntrag dis 
zur aktenreisen Erledigung allein zu bearbeiten und dasür auch ein eigenes Tage­
buch zu sühren hätte, das dem Gberbürgermeister alle vier Wochen zur Einsicht 
vorzulegen war").

Die ßluchtlinienabsteckungen, Anweisungen und Prüfungen haben 
also von jeher neben den Arbeiten sür den Stadtplan mit die wich« 
tigste Rolle gespielt. Seit Erlast des ßluchtliniengesehes im Jahre 1875 
bis zum Kriege 1914 genügte an Stelle der srühecen Verhandlung eine 
einfache Bescheinigung über die erfolgte Absteckung sür den Bauherrn 
als Ausweis gegenüber der Baupolizei. Streitigkeiten hinsichtlich des 
Verlaufs der Zluchtlinien, die nur auf Grund der förmlich festgestellten 
Pläne abgesteckt wurden, waren nicht zu befürchten. Erst als seit dem 
Kriege bei der regen Bau- und Siedlungstätigkeit die meisten Flucht­
linien ohne die Anterlage förmlich festgeftelltec Pläne nach biosten 
Skizzen, Entwürfen und Vorplänen abgesteckt und angewiesen werden 
müssen, hat sich das Vermessungsamt gezwungen gesehen, über der­
artige Absteckungen wieder ausführliche Verhandlungen mit Skizzen 
und genauen Angaben der benutzten vnterlagen usw. einzusühren, um

') Noch. 81.2.8.27 Bd. 1 Bl. 94 ss.
"j Ebb. BI. 209.
") Vgl. ebb. Bd. L.
") Mten81.4.1 Bd. 8 Bl. 109.
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allen späteren Schwierigkeiten und Unstimmigkeiten vorzubeugen. 
Zur Erleichterung und gleichmäßigen Ausnahme der Verhandlungen 
werden ebenso wie bei der Angabe dec Sockel- und Zaunhöhen be­
stimmte Vordrucke verwendet, die dann an Sri und Stelle entsprechend 
auszusüllen und zu vollziehen sind.

cs Lage-undtzöhen Pläne: Die Lage- und tzöhenpläne sind 
in der statistischen Übersicht in Meter nach der Länge dec nivellierten 
und in den Plänen dargestellten Straßen- und Wegestrecken angegeben. 
Bei beiden Maßstäben 1:500 und 1:1000 gehen der Planherstellung 
die nötigen örtlichen tzöhenausnahmen und erforderlichen Lrgän- 
zungsmessungen voraus. Die Pläne 1:500 erfordern außerdem eine 
besondere Neukartierung des Geländes, die bei dem Maßstab 1:1000 
sortsällt, soweit das vorhandene Kartenmaterial des Stadtplanes be­
nutzt werden kann. So sind z. L. 1929 Lage- und tzöhenpläne für eine 
Gesamtstrocke von 159984-8241 --24 239 Meter und 1936 für eine 
Gesamtstrecke von 7 604 4-17 036 -- 24 640 Meter hergestellt worden. 
Das ist soviel wie die längste über den Ning lausende Diagonale des 
ganzen Stadtgebietes mißt.

Dieselben Erwägungen gelten sür die Arbeitsvorgänge bei den 
übrigen in der Anlage IV nach der Anzahl dec einzelnen Schriftstücke 
bzw. Grundstücke usw. ausgesührten lausenden Arbeiten des Vermes- 
sungsamtes. Auch aus diesen Zahlen läßt sich natürlich keineswegs die 
mehr oder weniger große Arbeit, die in dem einzelnen Vorgang ent­
halten ist, nur annähernd beurteilen, da sich die für ihre Erledigung 
notwendigen Feststellungen und Ermittelungen aus den Unterlagen 
des Vermessungsamtes, des Katasters und Grundbuches, die Becück« 
sichtigung bestehender Gesetze und Vorschriften, die etwa nötigen be­
sonderen örtlichen Messungen, die häuslichen kartierungs- und 
Zeichenarbeiten usw. statistisch weder nach der Zeit noch nach einem 
anderen Maßstab erfassen lassen.

Weiter sind in dec Übersicht sAnlage ivs überhaupt nicht enthalten 
die zahlreichen einmaligen Auftragsarbeiten, wie z. B. alle Arbeiten 
für städtische Baulandumlegungen, sür Umlegungen des Kulturamtes, 
Vorarbeiten sür die vecanlagung von Grundstücken nach 8 9 des kom- 
munalabgabengesehes bei tzochwasserschuhbauten, Brückenbauten usw., 
die Verwertung der Grundwasserstandsbeobachtungen, die Arbeiten 
aus Grund des Sctsstatuts für die Reinigung der öffentlichen Wege 
und insbesondere die mit dem städtischen Grundbesitz an Gütern und
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Korsten verbundenen umsangreichen klrbeiten, wie die Zührung und 
Berichtigung der Pachtregister, der Pläne fKorst-, Wirtschafts- und 
Grenzkartens, der dazu gehörigen pacht« und Vermessungsregister, so« 
wie anderes mehr.

3. Vie Sonderardeitsgediete

ähnlich wie mit den vorstehend geschilderten lausenden Auftrags- 
arbeiten verhält es sich mit den ständigen klrbeiten oder Sonder« 
gebieten des Lermessungsamtes, die ebenfalls in der Übersicht nur 
teilweise nach der Anzahl der einzelnen Schriftstücke errechnet werden. 
Buch hier läfrt sich der Amsang und die Dauer dec verschiedenen Ar­
beiten, die aus zahlreichen einzelnen Arbeitsgängen bestehen, nicht 
annähernd bestimmen und statistisch ersassen. Nur die Anfertigung der 
Lichtpausen, die nach Quadratmeter des verwendeten Papiers an« 
gegeben sind, macht hiervon eine Ausnahme. 3m folgenden soll nun 
auf die Entwicklung und die Einzelheiten der Sonderarbeitsgebiete 
etwas näher eingegangen werden, mit Ausnahme der Lichtpausanstalt 
und Lichtbildnerei, die bereits im vorigen Kapitel behandelt worden 
sind. Line ausführlichere Behandlung der Sonderardeitsgebiete ist 
mit Rücksicht auf den beschränkten Lmsang der Darstellung leider nicht 
möglich.

3m Gegensatz zu den laufenden Arbeiten handelt es sich hier um 
Aufgaben, die nicht im Auftrage der anderen Verwaltungsstellen, son­
dern im engeren kreise des eigenen Kaches ausgeführt werden. Sie 
sind sozusagen Mittel zum Zweck, d.h. mit ihrer Durchführung schafft 
sich das vermessungsamt erst die Grundlagen, um den Anforderungen 
und Bedürfnissen der anderen Dienststellen auf möglichst schnelle, wirt­
schaftliche und zuverlässige Weise gerecht zu werden. Würden solche 
Grundlagen und Einrichtungen, wie z. B. der Stadtplan, das Netz der 
tzöhensestpunkte usw. nicht geschaffen und auf dem laufenden erhalten 
werden, so wäre ein groster Teil der Anträge anderer Dienststellen 
gar nicht zu erfüllen, da die Anfertigung der Planunterlagen für 
irgendein Projekt unter Amständen ebenso lange Zeit in Anspruch 
nimmt wie die Durchführung der Planung selbst. Natürlich sind diese 
Einrichtungen nicht auf einmal, sondern im Lause der Zeit nach­
einander aus den praktischen Bedürfnissen heraus entstanden. 3m 
wesentlichen betreffen sie folgende Arbeitsgebiete:
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Ls den Stadtplan.

Die erste einheitliche Neumessung des Breslauer Stadtgebietes er- 
folgte, wie bereits oben ausgesührt ist, in den Zähren 1854 bis 1860 
durch eigene städtische Kräfte unter dec Leitung von Professor Dr. 
Moritz Sadebeck. Entsprechend dem Zweck dec Ausnahme, die Anter- 
lagen süc einen generellen Bebauungsplan der Stadt zu beschossen, 
wurde von einer besonderen Zeststellung und Verhandlung der Gren- 
zen dec einzelnen Grundstücke abgesehen. Ls wurde also nur ein topo­
graphisches Kartenwerk, kein Ligentumsplan, hergestellt"). Das dem 
Sadebeck'schen Stadtplan als Grundlage dienende trigonometrische 
Netz hat Professor Sadebeck unter Benutzung dec von ihm bereits 
1850 für eigene wissenschaftliche Zwecke bestimmten 14 Breslauer Hoch- 
punkte skirchtürme usw.) persönlich in den Jahren 1854/55 beobachtet 
und berechnet, da die schon vor 1850 gelegentlich dec Sdermessung 
ousgesührte Dreiecksmessung den Anforderungen nach dem derzeitigen 
Stande dec Wissenschaft nicht mehc genügte. Als Basis benutzte Sade­
beck die auch bei der Sdermessung verwendete Linie Llisabethturm- 
Mauritiustucm, die aber aus Mangel an Mitteln nicht durch die 
Messung einer eigenen Standlinie, sondern durch Benutzung der vor­
handenen Triangulation des Königlichen Genecalstabes neu abgeleitet 
und berechnet wurde. Auch die Srientierung von Breslau hat Sade­
beck 1850 durch neue Azimutalbeodachtungen auf der hiesigen Stern­
warte für sein Netz erneuert, nachdem ec sestgestellt hatte, dasi die 
Orientierung der Sdertriangulation um fast 3 Grad unrichtig wac"). 
Die Seehöhe von Breslau am Zusie des LIisabethturms bestimmte 
Sadebeck mit 268,70 Pac. Zusi, d.s. 119,768 Meter. Lr stützte sich da­
bei aus die nach seiner Meinung von allen früheren Angaben allein 
zuverlässigen Bestimmungen des in den Jahren 1839 und 1840 aus­
geführten Sder-Nivellements").

Auf Grund dieser Triangulation wurde das ganze damals 2048 
Sektar umfassende Stadtgebiet, das Sadebeck, vom LIisabethturm als 
Nullpunkt ausgehend, in Sektionen sheute planblättec genannt) von 
200 Ruthen Länge und 150 Ruthen tzöhe einteilte, neu gemessen. Die

") Nrch. LI. 1.1.8 vd.4 LI. 1S7.
"1 Vgl. hierzu: Sadebeck, Vr. Morih: Triangulation der Stadt vreslau, 

Lr. 18SS, ferner derselbe: Bericht über ein« Reise nach Zrankenstein usw. und über 
die geographisch« Lage von Breslau 1860.

"j Sadebeck, Triangulation der Stadt Breslau, 6. 20.
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Kartierung des aus insgesamt 74 Sektionen bestehenden Stadtplanes, 
wovon nach einer Zusammenstellung Sadedecks") 17 aus die Shlauer, 
5 aus die Schweidnitzer, 15 aus die Nikolai-Vorstadt, 22 aus die Sder- 
Vorstadt mit Bürgerwerder und 4 aus die innere Stadt entsielen, er- 
solgte im Maßstab 1:1000. Außerdem wurden angesertigt: 11 Plan- 
blätter im Maßstab 1:1500 sür Bebauungspläne, 2 General- oder 
Äbersichtspläne im Maßstab 1:5000 und 5 Linzeipläne ebensalls 
1:1000.

Gleich im Anschluß an den Sadebeck'schen Stadtplan wurden vom 
Geometrischen Büro im Jahre 1862 die Feldmarken Neudors und 
Gabih, 1867 die Srtschasten Suden und Lehmgruben und 1876 die 
ebensalls am 1. Januar 1868 eingemeindeten Srtschasten Scheitnig 
und Kischecau neugemessen"). Damit besaß Breslau bereits seit Lnds 
1872 von seinem 2020 Hektar umsassenden Stadtweichbilde einen ein­
heitlichen Stadtplan, der im Maßstab 1:1000 aus insgesamt 92 und 
im Maßstab 1:1500 aus 17 Linzeiplanblättern sSektionen) bestand, 
die sämtlich im Druck erschienen waren"). Erwähnt sei noch, daß diese 
Druckpläne der Katasterverwaltung als Unterlagen sür die Herstellung 
der Katastec-Neinkarten der nicht neugemessenen Gemarkung Breslau 
gedient haben").

Alle nachträglich, also von 1860 bis 1895 ersoigten Neumessungen 
der 1868 eingemeindeten Gebiete wurden an das Sadebeck'sche Drei­
ecksnetz angeschlossen, ohne daß neue trigonometrische Punkte in diesen 
Vororten bestimmt oder die Verbindung mit dem trigonometrischen 
Netz dec Landesausnahme hergestellt wurden. Mit der Zunahme der 
Lntsernung der Neumessungen von den Festpunkten der inneren Stadt 
nahmen naturgemäß auch die Kehler der Messungen in den Außen­
gebieten zu, und die Erweiterung des Sadebeck'schen Netzes wurde 
immer dringender. AIs Anlaß dazu diente die von der Katasterverwal­
tung der hiesigen Negierung in den Jahren 1897/98 im Austcage und

"i Nrch.21.1.1.8 Ld.3 Bl.15ss.
"> Nrch.81.1.1.8 Bd.5 RI.43.
"s Nrch.81.1.1.8 Bd.4 Bl. 193, Bd.S LI. 65.
"> Lbd. vd. 6 BI. 889 ss. Die städtischen bzw. unter städtischer Verwaltung 

stehenden Güter wurden erstmalig wie solgt gemessen: 1804/05 Niemberg, kreis 
Wohlau, 1884 Luzine, Kreis Trebnitz, 1837 Nieder-Stephansdorf, gäschkendors und 
kobelnick, kreis Neumarkt, 1854 Ransern, 185S Serrnprotsch, 1868 Sswih, sämtlich 
kreis Breslau, 1863 pelskerwih, kreis Neumarkt, 1868 Korstrevlee Ransern und 
1885/87 die dort angelegten Rieselselder.
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aus Kosten der Stadt ausgeführte Neumessung der 189S und 1897 
eingemeindeten Vrtschasten Pöpelwitz und Kleinburg"s. Vie Aber- 
lcagung der Neumessungen an die Katasterverwaltung ersolgte schon 
damals, wie auch später, aus der Erwägung heraus, daß die Ne­
gierung skatasterverwaltungs besser über die nötigen Arbeitskräfte 
und Zwangsmittel zur vollständigen Grenzvermarkung der privat- 
gcundstücke verfügt und daß auch die Lbernahme dec Messungsergeb­
nisse ins Kataster und Grundbuch schneller und reibungsloser vor sich 
geht, wenn die katasterverwaltung die Neumessung selbst aussührt. 
Erfahrungsgemäß ist es sür eine Stadtgemeinde sehr schwer, die sür 
umfangreiche Neumessungen neu einzustellenden Arbeitskräfte nach 
Beendigung dec Arbeiten wieder abzustoßen, während die Kataster- 
verwaltung in dec Lage ist, diese Kräfte zu versehen und an anderen 
Stellen ihrer Verwaltung weiter zu verwenden, ohne daß einer der 
beiden Teile irgendwelchen Schaden erleidet. Schließlich kann die 
vom Staate sür solche Zwecke besonders eingerichtete Neumessungs­
abteilung sich ungestört ihrer Sonderausgabe widmen, während bei 
Ausführung durch das Stadtvermessungsamt mit Rücksicht auf den 
übrigen Geschäftsbetrieb erfahrungsgemäß vorübergehende Stoc­
kungen und Unterbrechungen fast unvermeidlich ßnd, indem die Neu­
messungskräfte aushilfsweise anderweitig eingesetzt werden müssen.

Die neuen Gemarkungskarten sür Kleinburg und Pöpelwitz, wozu 
noch Losei und ein Anschlußteil von Breslau kamen, wurden im 
Maßstab 1:1000 hergestellt.

Die diesen Neumessungen zugrunde liegenden Triangulationen 
wurden in das von 1878 bis 1884 durch die Landesaufnahme her- 
gestellte trigonometrische Spezialnetz eingegliedert. AIs Nullpunkt 
galt nun der trigonometrische Punkt „Rummelsberg" bei Strehlen, 
während Sadedeck den Knopf des Turmes der LIisabethkirche in 
Breslau als Koordinatennullpunkt seines Netzes gewählt hatte.

Bald darauf führte die Katasterverwaltung die Neumessungen der 
damals noch nicht eingemeindeten Geschäften Gräbschen und Klein 
Mochbern") sowie tzecdain") im Auftrage der betreffenden Gemein­
den, ferner Leerbeutel aus kosten dec Stadt aus. Der äußere Anlaß 
sür diese bis Ende 1903 durchgeführten Neumessungen und der vom

"l Nkten21.1.1.3SLt>.1.
"> s. s. 1S. 11. BI. 46 ff. Lrlaß de» Kin. Min. v. 86.11.1900.
"I 21.1.1.49 desgl. v. 10.6.1902.
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Vermessungsamt selbst im Süden der Stadt 1904 ausgesührten Stadt« 
Planmessungen auf VItaschiner und Woischwitzer Gelände war die 
Notwendigkeit der Aufstellung von Bebauungsplänen. Gleichzeitig 
und im Anschluß an diese Messungen wurde das trigonometrische Netz 
auch auf die innere Stadt ausgedehnt und neu bestimmt. Am aber 
auch das Sadedeck'sche Kartenwerk soweit als irgend möglich in das 
Vermessungswerk der obengenannten Neumessungen einzusügen, wur­
den deren Koordinaten aus den Nullpunkt des Sadebeck'schen Netzes, 
„LIisabethturm Breslau", umgesormt. Auf diese Weise konnte das 
Vermessungsamt unter Verwendung der Sadebeck'schen Aufnahme, 
des vorhandenen Vermessungsmatecials der Regierung, dec Sder- 
stcombauverwaltung, der Lisendahndirektion und, soweit deren Unter­
lagen nicht ausreichten, durch eigene Lrgänzungsmessungen zur Neu­
kartierung dec 97 Stadtplanblätter schreiten, um in langjähriger Ar­
beit mit geringen Kosten für das vor dem Kriege rd. 4920 Hektar 
große Stadtgebiet einen neuen Stadtplan zu schaffen, der an das 
Landesneh angeschlvfsen war und allen neuzeitlichen Anforderungen 
an eins Stadtmessung genügte"). Die Sadebeck'schen Planblätter 
werden seitdem als sogenannte „historische Sektionen" in dec Plan- 
kammec aufbewahct. Nach dem Kriege sah sich das Vermessungsamt 
infolge der Aufstellung eines Generalbebauungsplanes für Breslau 
und Umgebung sowie der umfangreichen Eingemeindungen dec um­
liegenden Gemeinde- und Gutsdezicke mit einec Fläche von insgesamt 
rd. 12 540 Hektar vor die Ausgabe gestellt, möglichst schnell und billig 
die für diese Ziele dec Stadt unbedingt erforderlichen planunteclagen 
vorsorglich und rechtzeitig zu beschaffen"). Vor allem fehlte ein ein­
heitlicher Aberßchtsplan 1.5000 als Unterlage für generelle Arbeiten. 
Aber auch sonst waren gute Karten im Maßstabe 1:1000 oder 1:2000 
mit genauer Darstellung der Gcundstücksgrenzen, wie sie süc die Be- 
dürsnisse einec modernen Stadtverwaltung und der privaten Bau­
tätigkeit gebraucht werden, im Lingemeindungsgebiet nur in ganz 
geringem Umfange vorhanden. Die allein verfügbaren Katasterkarten, 
meist im Maßstabe 1:4000 oder 1:5000, waren für städtische Zwecke 
ungeeignet. Sie stammten aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts,

"I vgl. LI. 1.1.8 Ld.8.
"> vgl. hierzu die einschlägigen klkten des vm. kl. Nr. 10 Stadlplan: Nr. 15 

gahreeberichte und Statistik: Nr. 20 Haushaltsplan: klkten Neumessung des Lin- 
gemeindungsgebietes: klkten Neumessung Allgemeines und L1.1.1.8 Bd. 16 und 17. 
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z. T. aus noch älterer Zeit, waren vollständig veraltet und gaben, ent­
sprechend ihrem ursprünglichen Zweck, eine gerechte Steueroerteilung 
zu ermöglichen, nur ein Bild dec Ligentumsgcenzen. Die übrige 
Topographie des Geländes, wie Bebauung, Dämme, Eisenbahnen, 
Wald usw. stellten sie entweder gar nicht oder nur sehr unvollkommen 
dar. Weiterhin fehlte ihnen die Grundlage eines gemeinsamen Koor­
dinatensystems, um zwei oder mehrere Karten verschiedener Gemar­
kungen zu einer einheitlichen Karte zu vereinigen. Die Stadtgemeinde 
war daher gezwungen, sür die Zwecke der städtischen Verwaltungen, 
insbesondere der Stadterweiterung, der Hoch- und Tiefbau-, der 
Garten- und Grundeigentumsverwaltung, im Laufe der nächsten zehn 
Jahre neben einem Lbersichtsplan 1:5000 Karten im Maststabe 1:1000 
bzw. 1:2000 zu beschaffen, aus denen die einwandssreien Eigentums« 
grenzen und der topographische Charakter des Geländes ersichtlich 
sind. Andernfalls würde die wichtigste Grundlage für ordnungs« 
mästige Bebauungs- und Kluchtlinienpläne, für Kanalisations- und 
Strastenpläne, für Planungen von Grünanlagen, Sport- und Spiel­
plätzen, sowie auch für tzochbauentwürse usw. fehlen.

Dec z. Zt. aus 32 planblättern bestehende Lbersichtsplan 1:5000 
wurde seit 1925 zunächst auf Grund von Kliegerbildern als Luftbild­
plan hergestellt, von 1925 bis 1930 waren bereits 18 Stadtplanblätter 
im Maststabe 1:5000 und 2 Blätter im Maststade 1:10 000 heraus­
gegeben. Seit Beginn der Neumessung des Lingemeindungsgedietes 
sind die bisherigen Pausen bei Neuauflagen auf Grund der Neu­
messungskarten zum gröstten Teil auf Leiion neu gezeichnet worden, 
so dast der heutige Stadtplan 1:5000 gegenüber dem ursprünglichen 
Lustbildplan, der nur ein Notbehelf wac, genauer und maststabs­
getreuer ist, weil er auf örtlicher Messung beruht. Die seit Ende 1933 
sür das gesamte Stadtgebiet fertiggestellten Blätter 1:5000 bilden zur 
Zeit das begehrteste, der Gegenwart entsprechende Planmaterial für 
die verschiedensten Verwaltungszwecke und privaten Bauvorhaben.

Kür die Beschaffung der Karten 1:1000 bzw. 1:2000 im Lingemein- 
dungsgebiet hat die Stadtverwaltung mit der Regierung am 15./29. 
Kedruac 1928 einen Neumessungsoertrag geschlossen. Danach hat die 
Regierung fKatasterneumessungs seit t.Vpril 1928 unter Ldernahme 
von rd. einem Drittel der Gesamtkosten mit Rücksicht auf die auch sür 
den Staat wichtige Kartenerneuerung bis jetzt folgende Gemarkungen 
neu gemessen: kMhofnast fSchwentnigs, Lawallen tlw., Kriedewalde 
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tlw., Mein Sandau, Goldschmieden, Grüneiche, Hartlieb, Sunds- 
seid, kundschütz, Lilienthal, Mariahöschen tlw., Grosi und klein 
Masselwitz, Neukirch, Sltaschin, Sttwih tlw., Pilsnitz, Pohlanowitz, 
Rathen, Rosenthal tlw., Schmiedeseid tlw., Schottwitz, Stabelwitz, 
Grosi und klein Tschansch und Woijchwitz in einem Umsange von rd. 

6700 Hektar der eingemeindeten ßläche.
Uon dec im Neumessungsvertcag ebensalls enthaltenen Gemarkung 

Bischosswalde wurde nur eine Kartenerneuerung mit Lrgänzungs- 
Messungen hergestellt. Neu hinzugekommen ist durch besonderen Ver­
trag vom 27.11.1936/15.3.1937 die Gemarkung Deutsch Lissa"s. 
Hier übernimmt die Neumessung die Vermarkung, Grenzvechand- 
lungen und die häusliche Bearbeitung, während das städtische ver- 
messungsamt die Stückvermessung aussührt.

Vuch die ursprünglich beabsichtigte Neumessung der ganz im städ­
tischen Besitz befindlichen Gemarkungen Picscham, Strachate und Zed­
litz ist als zur Zeit nicht eilig der späteren kiussühcung durch das 
Vermessungsamt vorbehalten worden. Bon dem Rest des am l.kipril 
1928 eingemeindeten Gebietes sind vorher bereits neugemessen wor­
den: durch die Regierung skatasterverwaltungs die Gemarkungen 
Löset, tzerrnprotsch, klein Mochdern, krietern snuc Kartenerneuerungs 
und Sswitz, und durch das Landeskulturamt anläsiNch von Um­
legungen die Gemarkungen Bärtheln, Lawallen tlw., Zriedewalde tlw., 
Mariahöschen tlw., vttwitz tlw., Schmiedeseld tlw., Schwoitsch, Wil- 
helmsruh und Zimpel.

Vom vermessungsamt wurden als Vorarbeiten sür die Eingemein­
dungen neben den lausenden Arbeiten ausgesührt: 1. in den Jahren 
1923 bis 1927 die Verdichtung des trigonometrischen Netzes im Nor- 
den von Breslau sür die Grtschasten Rosenthal, Lilienthal, pvhlano« 
wih, Bischwitz, Givckschüh ducch örtliche Bestimmung und Berechnung 
von 13 neuen Lrdpunkten und süc die Gemarkungen Larlowitz, ßriede- 
waide, tzundsseld, Schwentnig und Tschansch durch Bestimmung und 
Berechnung von 39 neuen Lrdpunkten und 1 Sochpunkt, 2. in den 
Jahren 1925 dis 192? und 1929 die Neumessung der Gemarkungen 
bzw. Vororte Larlowitz und Rosenthal tlw. nach den vorschcisten der 
Katasterverwaltung, wobei nach dem mit der Regierung abgeschlos­
senen vertrage das Vermessungsamt sämtliche Vusienarbeiten und 
die katasterverwaltung alle Znnenarbeiten zu leisten hatte.

"1 vwckalten Neumeslung Deutsch Lillo.
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Ebenso wurde im Jahre 1924") das aus Grund der Stadtplan- 
Messungen im Lause der Jahre entstandene Polygon- und Kleinpunkts, 
netz an die Regierung zur Übernahme ins Kataster abgegeben, von 
der Einreichung vollständiger vnterlagen sah die Regierung mit Rück­
sicht auf die große Arbeit jedoch ab und sorderte nur Abschriften von 
den Koordinatenverzeichnissen, polygonnetzskizzen, Liniennehrisfen, 
Linmessungen und Koordinatenberechnungen der Polygonpunkte so­
wie die Eintragung der Polygon- und vermarkten Kleinpunkte in die 
katasteramtlichen Pläne. Gleichzeitig verfügte die Regierung den 
zwangsweisen Anschluß jeder Jortschreibungsmessung an das städ­
tische Liniennetz, um aus diese Weise allmählich auch für das alte 
Stadtgebiet neue Katasterkarten herstellen zu können. Die Stadt­
gemeinde ihrerseits verpflichtete sich, den Privatlandmessern die Po­
lygon- und Kleinpunkte, soweit sie verloren gegangen waren, bei Jort- 
schreibungsmessungen aus Antrag wieder herzustellen, mit Ausnahme 
der Gemarkungen wie Gräbschen, tzerdain, kleindurg, Leecbeutel, 
Pöpelwitz usw., von denen im Kataster Stückvermessungsrisse der 
früheren Neumessungen vorhanden sind").

Auch süc die Triangulationsacbeiten des Neumessungsgedietes hat 
das Vermessungsamt schon vor der Eingemeindung Sorge getragen. 
Aus Antrag der Stadt führte die trigonometrische Abteilung dec 
Landesaufnahme im Jahre 1922 eine Wiederherstellung und Prüfung 
des trigonometrischen Landesnetzes in dec Amgebung von Breslau 
aus"). Diese Arbeit war unbedingt notwendig, da das Landesnetz in­
folge Ausfalls vieler trigonometrischer Punkte, teils versteinter Punkte, 
teils Schornsteine, große Lücken auswies. Der mit den Wiederherstel­
lungsarbeiten beaustragte Trigonometer pruste in dreimonatlicher Ar­
beit 96 Punkte. Davon wurden 7 Punkte wiederhergestellt und 54 
Punkte als Ersatz- und eingeschaltete Punkte neu bestimmt. Da sich 
aber bei dec Triangulation für die Neumessung trotz der vorstehenden 
Prüfungsarbeiten von 1922 starke, das übliche Maß übersteigende 
Abweichungen zwischen den beobachteten und den ausgeglichenen 
Richtungen zeigten, sührte das Reichsamt für Landesaufnahme im

Blockakten Stadtplan 10 Bd. 8 Bl. 21 R./38.
"l Blockakten 30 Bl. 68.
"> vgl. Jahresberichte des Reichsamts für Landesaufnahme für die Zeit vom 

1.10.1988 bis 31.3.1984.
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Oktober und November 1929 in dem in Betracht kommenden west­
lichen Lingemeindungsgebiete eine nochmalige gründliche Neubeod- 
achtung, fußend aus den Punkten 2. Ordnung, durch. Jür die örtlichen 
klrdeiten stellte das Vermessungsamt Hilfskräfte und dasvermessungs- 
auto zur versügung. Die Ergebnisse dec Neudestimmung wurden dem 
Neumessungsbüro im April 1920 übersandt.

Durch die Neumessung des Lingemeindungsgebietes wird das Ler- 
messungsamt in die Lage versetzt, in tzortsehung des bisherigen Stadt- 
plans nunmehr für das gesamte heutige Stadtgebiet einen einheit­
lichen Plan im Maßstabe 1:1000 herzustellen, der mit den zugehörigen 
Jeldbüchecn und sonstigen vermessungsschriften die allen Ansorderun- 
gen genügende vermessungstechnische Grundlage sür die zahlreichen 
Aufgaben der technischen Dienststellen und Betriebsverwaltungen der 
Stadtgemeinde bildet und der darüber hinaus auch die restlose Be­
friedigung des planbedarss für die Bedürfnisse der privaten Wirt­
schaft bei ihren Bauvorhaben usw. ermöglicht. Am dieses Ziel zu er­
reichen, wird es allerdings nötig sein, den Stadtplanarbeiten wieder, 
wie vor dem Kriege, erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden, da sonst 
die bereits bestehende Gefahr der Veraltung der Anterlagen die Vor­
teile der Neumessung zu vernichten droht. Das gesamte jetzige Stadt­
gebiet mit einer Grundfläche von cd. 17 465 Hektar gegen 4961 Hektar 
vor dec Eingemeindung umfaßt im Maßstabe 1:1000 insgesamt 329 
volle Planblätter und 140 Randblätter, zusammen 479 Sektionen. Da­
von sind bisher 150 Planblätter im Druck erschienen, die eine Iläche 
von rd. 6500 Hektar — 27A> umfassen, so daß füc das Gesamtgebiet 
der Stadt Breslau Karten im Maßstabe 1:1000 sür eine Iläche von 
10 965 Hektar --- 62 A noch gänzlich fehlen. Dabei ist zu berücksich- 
tigen, daß von den 150 im Druck erschienenen planblättern, wovon 
141 bereits vor dem Kriege vorhanden waren, nur 22 Sektionen nach 
vorheriger Ergänzung aus die Gegenwart in den letzten Jahren von 
1922-1926 in neuer Auflage gedruckt worden find und als völlig 
brauchbar gelten können. Bei weiteren 42 planblättern fand der letzte 
Neudruck bereits in den Jahren 1921-1921 statt, so daß diese sür 
viele Teile schon wieder als veraltet anzusehen sind. Die restlichen 
Dcucksektionen aber, d.s. 84 Blätter, sind restlos vergriffen und er­
scheinen überhaupt nicht mehr im Druck, weil die umfangreichen Er- 
gänzungsmefsungen und Kartierungen sowie die Berichtigung der 
veralteten Urpausen bisher nicht durchgefühct werden konnten.
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Ähnlich liegen die Verhältnisse bei dem Stadtplan 1:2000, dec aus 
81 vollen und 51 Randdlättern, insgesamt also aus 122 Sektionen be­
steht. Auch hiec sind nur 58 das alte Stadtgebiet und die nächste Am- 
gebung umfassende Planblätter vorhanden, von denen nur 31 brauch­
bar und 27 völlig veraltet sind. Wird hier nicht dringend Abhilse 
geschaffen, so dürste der gänzliche versa» des Stadtplanes 1:1000 
und 1:2000 nicht mehr auszuhalten sein.

Lin freundlicheres Bild bietet die Betrachtung der Stadtpläna 
1:5000, 1:10000 und 1:20000, die sämtlich der Gegenwart entspre­
chen. Aber den Plan 1:5000 ist bereits an anderer Stelle das Nötige 
gesagt worden. Dec aus 5 planblättecn und einem Sonderblatt dec 
Innenstadt im Maßstab 1:5000 bestehende Stadtplan 1:10 000 erschien 
im Zanuac 1934 als Abecsichtsplan im ßünfsacbendruck, während dec 
auf einem Blatt hergestellte Stadtplan 1:20 000 an Stelle des srüheren 
planes 1:15 000 getreten ist, da dieser Maßstab süc das vergrößerte 
Stadtgebiet keinen handlichen Plan in einem Blatt mehr ergeben 
konnte. Daß außer den vorstehend genannten Stadtplänen im Ver­
messungsamt je nach Bedarf zahlreiche Sondecpläne für alle mög­
lichen Zwecke in den verschiedensten Maßstäben hecgestellt werden, sei 
hier nur erwähnt.

d) Die tzöhense st punkte im Stadtgebiet.

AIs wichtigste Ergänzung des Stadtplans ist süc alle technischen 
Arbeiten im Stadtgebiet, ganz gleich, ob es sich um Hoch-, Tief- oder 
Kanalbauten usw. handelt, die Schassung eines vollständigen Netzes 
von tzöhensestpunkten eine unbedingte Notwendigkeit. Dabei müssen 
die Festpunkte übec das ganze Gemeindegebiet so dicht verteilt sein, 
daß der Anschluß süc alle Einwägungen auf dem kürzesten Wege er­
möglicht wird. Die Stadt Breslau besitzt ein ihr ganzes Gebiet und 
die nächste Amgebung umfaßendes und allen Anforderungen der mo­
dernen geodätischen Wissenschaft entsprechendes Netz von Höhenfest- 
punkten, das selbstverständlich aus dem Landesneh des Reichsamtes 
für die Landesaufnahme aufgebaut ist und in den Zähren 1924 dis 
1931 hecgestellt wurde").

"I vgl. das 1928 vom vm. kl. In dritter Nustage herausgegedene Verzeichnis 
.yöhensestpunkte in Breslau und der nächsten Umgegend'.
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Die erste Zeineinwägung von hoher Genauigkeit wurde in Breslau 
im klnschluß an den Sadedeck'schen Stadtplan gegen Ende der sechziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts ausgesührt. Sie erstreckte sich über 
den damals bebauten Teil der Stadt und gründete sich aus den Sder« 
pogel an der Sandschleuse als Nullpunkt. 2m ganzen wurden 235 
Höhenmarken bestimmt, die durch sogenannte Pegelschildec aus guß­
eisernen, viereckigen Platten von 21 X11 Zentimeter Größe mit einem 
in ihrer Mitte befindlichen Vorsprung zum klussehen der Latte an den 
Straßenecken sestgelegt wurden. Einige dieser pegelschilder sind noch 
heute vorhanden.

Die kinnahme eines beliebigen Pegels als Nullpunkt einer Ein­
wägung war zu jener Zeit allgemein üblich, da es noch keinen Normal­
höhenpunkt in Preußen gab, aus den man sich beziehen konnte. Erst 
als im Jahre 1879 die preußische Landesaufnahme den Normal­
höhenpunkt in Berlin geschaffen und in den folgenden Jahren ihre 
ersten Höhensestpunktsschleifen durch Schlesien gesührt hatte, war es 
möglich, den städtischen Jestpunkten Höhen über N.N. zu geben.

Nachdem die Stadt Breslau seit Gründung des Zweiten Nelches 
wesentlich an klusdehnung zugenommen hatte, die Pegelschilder zu 
etwa 60A> verloren gegangen waren und das Bedürsnis nach Höhen­
punkten sich überall geltend machte, erhielt das Städtische ver- 
mesiungsamt im klnsang des Jahrhunderts den kluftcag, eine neue 
Jeineinwägung von hoher Genauigkeit auszuführen. 3n den Jahren 
1903 und 1904 wurden daher außer den noch vorhandenen 85 Pegel- 
schildern 420 neue Festpunkte bestimmt. Ms Höhenmarken für diese 
punkte wurden gußeiserne Bolzen mit tonnenförmigem Kops an­
gebracht, aus dessen Vorderseite die Nummer mit dem aus dem Stadt­
wappen entnommen „Vl?" ausgegossen ist. Die Einwägung wurde an 
die Höhenmarke dec Landesausnahme am Turm der LIisabethkirche 
angeschlosien und die Ergebnisse in einem Verzeichnis, betitelt „Höhen- 
festpunkte in Breslau und dec nächsten Amgedung", veröffentlicht. 
Entsprechend der fortschreitenden Bebauung im Stadtgebiete fanden 
ergänzende Jeineinwägungen in den Jahren 1906 dis 1908, 1916 bis 
1918 und 1922 bis 1923 statt, deren Ergebnisse durch Nachträge zu 
dem Verzeichnis von 1903/04 derGssentlichkeit bekanntgegeben wurden.

Nach dem Kriege machte sich ein Mangel an Höhensestpunkten ent­
sprechend der baulichen Entwickelung dec Stadt in den vocortgebieten 
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empfindlich bemerkbar, Auf Veranlassung des Vermessungsamtes er­
neuerte daher die Landesaufnahme in den Jahren 1924 bis 1927 ihre 
zum Teil veralteten Hauptschiffen aus den achtziger Jahren und er­
gänzte diese durch weitere Schleifen im eingemeindeten Gebiet unter 
gleichzeitiger Neuberechnung der Höhenmarke an der Llisabethkirche. 
Huf dieser Grundlage wiederum erneuerte das städtische Lecmessungs- 
amt von 1929 bis 1921 nicht nur das tzöhensestpunktsnetz im alten 
Stadtgebiet, dessen Bolzen aus den Jahren 1902 bis 1908 ebenfalls 
zu fast S0A> unbrauchbar geworden oder verloren gegangen waren, 
sondern schuf gleichzeitig sür Gross Breslau und seine nächste Um­
gebung, einschliesslich der Nieselgüter Nansern, Weidenhof, Steine und 
Wüstendors, die vollständig in sich geschlossene, eingangs erwähnte und 
gegenwärtig massgebende Zeineinwägung. 3n 292 örtlichen Arbeite- 
tagen wurden vom Vermessungsamt 1418 Höhenfestpunkle neu be­
stimmt und als Mauerbolzen in gut gegründeten Gebäuden und Bau­
werken oder, wo solche fehlten, in Steinpfeilern befestigt. Dabei wurde 
eine Strecke von etwa 654 Kilometer zurückgelegt. Einschliesslich dec 
in die Neubestimmung einbezogenen noch brauchbaren alten Fest­
punkte dec Stadt, dec fremden Behörden und Privatunternehmungen, 
sowie der von der Landesaufnahme bestimmten Punkte waren beim 
Abschluss der tzöhenbestimmung 1766 Bolzen im jetzigen Stadtgebiet 
vorhanden.

Die in anderen Städten vielfach vocgenommene Darstellung von 
Höhenlinien im Stadtplan erübrigt sich für Breslau wegen dec ver­
hältnismässig geringen Höhenunterschiede innerhalb des Stadt­
gebietes.

cf Die Strassenbenennungen und Numerierungen.

Die vom Vermessungsamt nach bestimmten Grundsätzen auszu- 
arbeitenden Vorschläge für die Stcassenbenennung und die Nu­
merierung bzw. Bmnumerierung der tzausgrundstücke bedürfen nach 
dem bestehenden Recht") dec Genehmigung des Polizeipräsidenten. 
Ls werden grundsätzlich nur bebaute und öffentliche Strassen und 
Wege benannt, also keine Privatstrassen und Onteressentenwege. Line 
Benennung von im Bebauungsplan nur vorgesehenen Strassen kann 
erfolgen, wenn deren Anlage gesichert ist.

"l vgl. Min.LrI. oom 9.7.1S74 in Nrch. 81. s. 4.1.1 Sd. 1 VI.4S und Gec 
mershausen, Weger-cht 4. Nus!. 1. Bd. S. SL.
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Am das Busfinden der Straften zu erleichtern, wird seit vielen 
Zähren versucht, in die Breslauer Straftenbenennung System zu 
dringen. So wurden und werden benannt:

die östlichen Stadtteile mit Märchen-Namen in Bc.-Bischosswalde, 
Bogel-Namen in Br.-Zimpel, Flurnamen in Br.-Schwoitsch, Na­
men von Komponisten in Bc.-Leerbeutel, Namen von Göttern der 
deutschen Sagenwelt in Br.-Dilhelmsruh;

8. die südlichen Stadtteile mit Namen von deutschen Dichtern in der 
Südvorstadt und in Br.-KIeinburg, von deutschen Malern in Br.- 

Kristern;
S. die westlichen Stadtteile mit Namen von schlesischen Klüssen in Br.- 

pöpelwitz, Blumen-Namen in Br.-Gräbschen;

v. die nördlichen Stadtteile mit Namen von neuzeitlichen Dichtern 
in Br.-Larlowih und Br.-Nvsenthal, Namen von Sternen gleich- 
salls in Rosenthal;

8. die in den letzten Jahren neu angelegten Straften und Wege nach 
ostdeutschen Städten, insbesondere den durch das Bersailler Diktat 
vom Reiche abgetrennten Srtschasten, z.B. tzultschiner Strafte, 
plesser Strafte, Bromberger, Thorner, Memeler, Graudenzer, 
Gnesener Strafte usw., wobei die geographische Lage des Srtes 
möglichst mit der Straftenrichtung im Linklang stehen soll.

Gleichlautende Straftenbezeichnungen im alten und neuen Stadt­
gebiet sind umbenannt worden.

Die Numerierung der Grundstücke einer Strafte ersolgt, stets 
an dem dec Stadtmitte zugekehrten Straftenende mit Nr. t beginnend, 
sortlausend nach auften, und zwar wird die linke Straftenseite mit 
den geraden und die rechte Seite dec Strafte mit den ungeraden 
Nummern versehen. Bei Stcaftenzügen, die nicht radial vom Stadt- 
innern nach auften verlausen, wird der Straftenansang nach bestimm­
ten, namentlich bezeichneten Stcaftenzügen festgelegt. von den etwa 
1070 Breslauer Straften und Plätzen sind nur im Stadtinnecn noch 
27 wichtigere Straften nach alter Weise sfoctlaufend mit 1, 2, 3 usw. 
aus der einen Seite hin und der anderen zurück) numeriert, ein Der- 
kehrsübelstand, dessen Beseitigung aus Widerstand der Grundstücks­
besitzer stöftt, die durch die Umnumerierung eine Schädigung ihres 
Geschäftsbetriebes befürchten.
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äs Vie Katasterabteilung.

Vas Städtische Vermessungsamt unterhält seit Februar 1929") eine 
besondere Katasterabteilung, deren Beamte sür die Entnahme aller 
den Geschäftsbetrieb des Amtes betresfenden klbschriften, Abzeich­
nungen und sonstigen Ermittelungen aus den Dokumenten der staat­
lichen Katasterämter I dis III in Breslau zuständig und verantwort­
lich sind. Weiter führt diese Abteilung die im Vermessungsamt vor­
handenen Katasterreinkarten des Stadtgebietes und die zur Verein­
fachung des Geschäftsverkehrs ausgestellte katasterkartei fort. Zur 
Erledigung der Arbeiten sind im staatlichen Katasteramt I zwei be­
sondere Zimmer mit 4 Arbeitsplätzen gemietet worden. Vie Benutzung 
der Katasterdokumente und der Arbeitsräume ist zwischen Staat und 
Stadt durch Verträge geregelt, nach denen die hiecsür zu zahlenden 
Gebühren in Pauschalbeträgen abgegolten werden.

BI» zum Jahre 1922 bestand seit 186« zwischen dem staatlichen Katasteramt 
BreslaU'Stadt sjeht Breslau Is und der Stadtverwaltung sSrundsteueramtj eine 
kirt Personalunion, d. h. ein enges vertragsoerhältnis, nach dem die Veranlagung 
und ßortschreidung der Grund- und Sedäudesteuer, soweit sie durch städtische 
Beamte zu erledigen war, durch den jeweiligen staatlichen Leiter des Kataster- 
amtes neben seinen eigentlichen vienstgeschästen bearbeitet wurde. Die Stadtver­
waltung stellte sür die Grund- und Gebäudesteuerardeiten die ersorderlichen Be­
amten und trug außerdem die kosten sür die Diensträume und den Bürobedars"). 
Ab 1.4.1882 wurde aus Unordnung des Jinanzministers das Katasteramt Breslau- 
Stadt .reorganisiert" und die Magistrats-Abteilung V, 2 sür Grund- und Gebäude- 
steuersachen endgültig mit ihm vereinigt"). Vie städtischen Beamten sür die ge­
nannten Steuerarbeilen wurden dem katasteramlsleiter, der bezüglich dieser 
Steuergeschäste die Besugnisse eines kodezernenlen des Magistrats erhielt, aus- 
schließlich und unmittelbar unterstellt. 3m Januar 1907") wurden die bisherigen 
Abmachungen durch einen neuen, zeitlich begrenzten Vertrag mit einjähriger 
Kündigung erseht. Ad Oktober 1908 bzw. Sktoder 1909 bestimmte der Magistrat 
erstmalig zwei Beamte des vermessungsamtes für die Erledigung der heute von 
der Katasterabteilung auszusührenden Arbeiten").

Infolge der nach dem Kriege einsehenden Erhöhung der Gehälter und 
Steigerung aller Ankosten kündigte der Magistrat den Vertrag von 1907 zum 
31.3.1922 in der Absicht, entweder ein günstigeres, den neuen veränderten Jeit- 
verhällnissen angepaßte» Abkommen mit der Regierung zu erlangen oder «in

"> Mag. versg. vom 16.2.29 in Blockakten 30 BI.22S,' Akten 21.1.1.8 Bd. 18 
Bl. 103 und 111.

"s 21.1.1.8 Ld.6 BI.294ss. und Bd. 16 Bl. 311 ss.
"> 21.4.1 Bd.S Bl. 83 s. Mag. versg. vom 22. S. 1883.
"s 21.1.1.8 Bd.17 BI.67ss. vm. A. Generali« 1 BI. 127«.
") vm. A. Generalia 1 BI. 112 und 127.
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eigene» städtisches Kataster einzurichten, wie es bei 60 vermessungsömtern 
größerer Städte bereits bestand. Vieser Pion scheiterte an den hohen kosten sür 
die erste Einrichtung eines Stadtkatasters. Kuch ein neuer Vertrag mit der Re­
gierung skatasterverwaitungs kam nicht zustande, und die völlige Trennung de» 
staatlichen Katasteramtes Lreslau-Stadt von der Stadtverwaltung sSrundsleuer- 
omts wurde durch Min.-Lrlaß vom 10.8.1988 endgültig durchgesührt. Vas Kataster- 
amt blieb gegen Mielszahlung noch eine Zeitlang in den städtischen Räumen 
Llisabethstraße 1S, siedelte sür kurze Zeit noch dem Sberbergamt, dann nach dem 
Liebichhau», Springerstraße, und schließlich nach seinen gegenwärtigen Räumen im 
Postscheckamt, ßeidstraße, über").

Durch die Errichtung eines von der Stadtverwaltung unabhängigen staatlichen 
katasteramte» siel naturgemäß auch die bisherige Sebührensrelheit sür die Be- 
nuhung der katasterdokumente seitens der Stadt sort. gebe Entnahme von Kb- 
schristen usw. mußte besonders berechnet werden. Erst seit 1.10.1986 ist die 
dauernde Benuhung der Dokumente wieder durch Verträge geregelt, die zur Feit 
die Grundlage sür die klrbeiten der Katasterabteilung des vermessungsamlea 
bilden").

es Vas Grund st ückslagerbuch.

Das seit 1. Oktober 1924") im Vermessungsamt zu führende Grund­
stückslagerbuch des gesamten städtischen Grundbesitzes besteht aus 
Lagerbuchbögen mit Grundstückspiänen, pachtverzeichnissen und 
Pachtplänen, sernec aus Lbersichtsplänen 1:1000 und 1:5000. Ms 
Grundstückspläne werden klusschnitte aus dem Stadtplan verwendet, 
in welche die einzelnen Parzellen dec Grundstücke eingetragen werden. 
Die Verpachtungen von Grundstücken und Grundstücksteilen werden 
in pachtverzeichnissen und Pachtplänen nachgewiesen.

ßür jedes Grundstück wird je ein Lagerbuchbogen geführt, der alle 
kingaben, wie Grundbuchbezeichnung, Artikel, Kactenblatt- und Par­
zellennummer, Verwaltung, Fläche, Reinertrag, Lage, Gebäudebestand 
mit Nuhungswert und ßeueroersicherungssumme, ferner vorbesitzer, 
Kaufvertrag, Vuflassungstag, Kaufpreis und grundbuchliche sowie son­
stige Belastungen und Rechte enthält. Die dauernde Lbereinstimmung 
mit dem Grundbuch und Kataster wird durch Nachtragung aller Ver­
änderungen und ßortschreidungen aufrecht erhalten.

") 81.1.1.« vd. 16 Bl. 896: vd. 17 »l.68ff., 11S s., 119, 185, 187.
") Ebb. Bd. 1« Bl. 10S, 111, 1S8 und 156.
"j Mag. verfg. vom 4.10.1984 - o. l. 310/84.
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Die außerdem geführten Grundwertdogen, die zur Feststellung des 
Wertes der Grundstücke dienen, enthalten die Grundstücksbezeich­
nungen und Größen in gekürzter Horm. Sie sind nach Verwaltungen 
geordnet. Jedes Grundstück wird einzeln bewertet, z. Jt. noch mit dem 
Zriedenswert. Hiernach werden alljährlich als Grundlage sür die Ar­
beiten der Jinanzverwaltung sür den Haushaltsplan und Vermögens­
nachweis die Grundstücksgrößen und Werte sowie die Jeuerversi- 
cherungssummen sür jede einzelne Verwaltung und Stiftung und für 
den gesamten städtischen Grundbesitz sestgestellt fvbschlußs

Vie als Rest des früheren Grundstücksatlas weitergeführten Aber- 
sichtspläne enthalten die städtischen Grundstücke nach Verwaltungen 
verschiedenfarbig bezeichnet.

Ium Arbeitsgebiet der Lagerbuchabteilung gehören ferner umfang­
reiche lausende Arbeiten, im letzten Jahre etwa 1430 Schriftstücke"). 
Sie umsassen Anfragen und Ermittelungen aller Art. Auch werden 
Tauschoorschläge bearbeitet, Grundbuchdereinigungen und Amschrei- 
bungen durchgeführt, Grundstückswerte festgestellt und ähnliche An­
gelegenheiten erledigt, die eine eingehende Kenntnis des städtischen 
Grundbesitzes erfordern. Nebenbei sind täglich die bei dem erheb­
lichen Amsange des städtischen Grundbesitzes sehr zahlreichen münd­
lichen und telefonischen Ansragen und Auskünfte abzufertigen. Der 
mündliche und schriftliche Geschäftsbetrieb hat seit der Übernahme des 
Lagerbuches durch das vermestungsamt einen außerordentlich großen 
Amfang angenommen, der beweist, daß das Gcundstückslagerbuch in 
seiner heutigen Jocm sür die Stadtverwaltung unentbehrlich gewor­
den ist. Als Grundlage für die Bewertung des städtischen Grund­
besitzes und für die Schätzungen werden ferner die Kaufpreise, die 
durch den Besihwechsel privater Grundstücke entstehen, sür das ganze 
Stadtgebiet in Abersichtsplänen gesammelt, namentlich die Bauland- 
preise. Auch diese Kaufpreissammlungen, die sür das unbebaute Ge­
lände allein etwa 30 Blätter des Stodtplanes 1 :S000 umfasten, haben 
sich im Laufe der Zeit zu einer wertvollen und unentbehrlichen Anter- 
läge sür die Schätzungs- und Bewertungsarbeiten entwickelt.

3m Zusammenhänge mit dem Lagerbuch werden weiter seit No­
vember 1931 alle örtlichen und häuslichen vermestungstechnischen

"j vgl. Anlage IV.
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Arbeiten - örtliche Termine, Ausmessungen, Kartierungen und Be­
rechnungen sowie Anfertigung der Pachtpläne — für die Berpachtung 
von städtischen Grundstücken ausgeführt.

Die Angelegenheiten dec städtischen Güter und Korsten werden nach 
ähnlichen Gesichtspunkten, jedoch getrennt vom Lagerbuch, im Be­
zirksvermessungsamt in bearbeitet.

Die Führung eines besonderen Lagerbuches für „alle Teile des vermögen» der 
Stadlgemeinde', also auch für den städtischen Grundbesitz, wurde bereits durch 
8 71 der Städteordnung sür die sechs östlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 den 
Stadtverwaltungen oorgeschrieben. Auch die Stadt Breslau legte damals ein 
solches allgemeines Srtslagerbuch an, das zunächst im Büro des Oberbürger­
meisters gesührt und heute im Sinanzbüro verwaltet wird, öder erst seit 1873"! 
veranlaßte der Magistrat die Vorarbeiten sür die Ausstellung eines besonderen 
Lagerbuches der stadteigenen Grundstücke. 3m Zuni diese» gahres erhielt das 
Geometrische Büro den klustcag, das städtische Grundeigentum in einem Abersichts- 
plan der Stadt sarbig darzustellen. Zu diesem zweck sertigte das Büro II sGrund- 
eigentumsverwaltungs eine .Nachweisung des Innerhalb des Weichbildes der 
Stadt belegenen Grundbesitzes', eine klrbeit, die insolge des mühevollen zusam- 
mentragen» der städtischen Grundstücke nach den killen der Stadtverwaltung und 
des Grundbuch» erst im Sebruar 1876 in einem oorläusigen ersten Entwurf sertig- 
gesteilt wurde. 3m Anschluß daran ließ der Magistrat kluszüge aus den Grund­
büchern durch die stadtgerichtlichen Srundbuchsührer herstellen, .um so vielfachen 
3rrungen vvrzubeugen und endlich das Besitzthum der Stadt in dem Stadtkreise 
durch Ausstellung eines Srtslagerbuches feMeHen zu können". Aus erneutes 
Drängen der Srundeigentumskommission", beschloß der Magistrat am 86.1.1883, 
die Ausstellung eine» Grundstückslagerbuches mit besonderer Kartengrundlage 
sGrundstück»atla»> nunmehr beschleunigt durchzusühren. Durch Rundschreiben des 
Büros II wurden alle städtischen Dienststellen ersucht, Ihren Grundbesitz nach be­
stimmten Richtlinien mit möglichster Beschleunigung anzugeden. Der Lntwurs des 
Gesamtverzeichnisses lag im Juni 1883 vor, während sich die endgültige Sertig- 
stellung de» zugehörigen Atlas, der aus 83 Linzelblättern bestand, wegen Lder- 
lastung des Geometrischen Büros mit lausenden Arbeiten noch dis November 1886 
hinzog.

Vas Lagerduch wurde im Büro II zunächst in Buchsorm gesührt, die sich wegen 
der vielen Nachtragungen insolge der dauernden Veränderungen der Linzelgrund- 
stücke und des stetig wachsenden Gesamtbestandes bald als unzureichend erwies 
und im Jahre 1909 die Umstellung aus die lose Blättersorm ersorderlich machte.

Getrennt vom Lagerduch sührte das Vermessungsamt den 1886 sertiggestellten 
Srundstücksatlas, der aus Abersichts- und Linzelplänen mit Jlächenoerzelchnissen, 
edensalls in Buchsorm, bestand.

"> Arch. 81.4.1. Bd. 1 BI. 4 s., 100 und 816 ss.; 19.1.40 Bd. 1 Bl. 1 sf-, 74 s. 
und 108R.

"I vgl. Antrag des Stadtverordneten Graßow vom 3.1.1882.
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Nebenher bearbeitete das Statistische klmt sogenannte Srundwertbogen mit 
Werten sür jedes Grundstück zur Zeststellung de« Gesamtwertes des städtischen 
Grundbesitzes.

Diese in drei verschiedenen Dienststellen stattsindende Bearbeitung 
der drei Teilgebiete des Grundstückslagerduches empfand das Ler­
messungsamt von Anfang an als Adelstand, klder erst nach wieder­
holten Anträgen an den Magistrat") gelang es, die Vereinigung der 
Arbeiten herdeizuführen und damit die unbedingte Zuverlässigkeit 
und Richtigkeit der sür die Stadtverwaltung so wichtigen Dokumente 
sicherzustellen. Danach wird, wie bereits erwähnt, seit 1. Sktobec 1924 
das ganze Arbeitsgebiet in vereinsachter Korm unter Beseitigung der 
früheren Doppelarbeiten im Vermessungsamt erledigt. Hierbei stellte 
sich infolge dec Vnvollständigkeit und Unrichtigkeit zahlreicher Lager­
buchbogen die Notwendigkeit heraus, das Lagerbuch nach neuen Ge­
sichtspunkten unter Benutzung eines besonders entworfenen Lager­
buchbogens gänzlich neu aufzustellen. Entgegen der bisherigen Abung 
werden seit 1924 auch die Gebäude in dem neuen Formular nach- 
gewiesen. Diese Neubearbeitung der Lagerbuchdogen ist in jahrelanger 
Tätigkeit der betreffenden Beamten neben den laufenden Arbeiten 
durchgeführt und im September 1935 beendet worden. Dagegen steht 
die edensalls wichtige Erneuerung der Lbersichtspläne 1:1000 bzw. 
der einzelnen, teilweise über 35 Zahre alten Sektionen im alten Stadt­
gebiet, in denen der Grundbesitz farbig dargestellt ist, im wesentlichen 
noch aus. Auch diese Pläne müssen sobald als möglich durch andere 
mit dem topographischen Gegenwartszustand des Stadtbildes erseht 
werden, damit die täglichen Auskünste schnell und ohne Vorbehalt 
erteilt werden können.

Das Grundstückslagerbuch bildet serner die Grundlage für die Ar­
beiten der Steuerabteilung des Vermessungsamtes.

tsDiesteuerlichen Arbeiten.

Die Aufgaben der Steuerabteilung umfassen den gesamten Verkehr 
mit den katasterämtern und den Steuerbehörden in allen Grund­
steuerangelegenheiten, die den städtischen Grundbesitz und die unter 
städtischer Verwaltung stehenden Stiftungen betreffen. Zu den Grund­
steuersachen gehören die Grundvermögensteuer einschließlich dec Haus- 
zinssteuer und die Linheitsbewertung. Die für beide Sachgebiete

"j z. B. vm. kl. Generali« Bd. 1 BI. LSSst
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durchzuführenden Arbeiten bestehen grundsätzlich jeweils aus zwei 
Hauptaufgaben:

1. dec Prüfung dec Veranlagungen hinsichtlich der Steuerpflicht bzw. 
Steuerfreiheit, und

2. der Prüfung der Werte bezüglich ihrer Höhe.

Dem vermesfungsamt wurden diese Arbeiten durch Rundverfügung 
vom 9. November 1927") übertragen. Dec bis dahin bestehende Zu­
stand, dasi die Bearbeitung dec Grundsteuerangelegenheiten nicht von 
einer Stelle aus, sondern jeweils durch die verschiedenen städtischen 
Verwaltungen erfolgte, denen die Grundstücke gehörten, hatte sich 
schon lange als unzulänglich erwiesen und zu dauernden Rückfragen 
der Katafterämter usw. beim vermesfungsamt geführt. Den einzelnen 
Dienststellen der Stadtverwaltung fehlten !m allgemeinen die zur Prü­
fung dec Veranlagungen erforderlichen Anterlagen, sowie die mit dem 
Steuer- und Bewertungswesen vertrauten Sachbearbeiter. Bedenkt 
man, dasi sür die gleichen Arbeiten, die heute vom Vermessungsamt 
als Zentralstelle sür den gesamten städtischen Grundbesitz durch zwei 
aus dem Arbeitsgebiet hervorgegangens und mit ihm restlos ver­
traute Sachbearbeiter geleistet werden, vor 1927 etwa 50 verschiedene 
städtische Sachbearbeiter genötigt waren, sich mit den in Krage kom­
menden Gesetzen und Ausführungsbestimmungen vertraut zu machen, 
so ist es offensichtlich, dasi die jetzige Regelung die für die Stadt­
verwaltung günstigste und vorteilhafteste ist. Ls bedars daher keines 
besonderen Nachweises, dasi die Bearbeitung der Grundsteuer- 
angelegenheiten sprüfung der Werte, Beurteilung der Steuerpflicht 
oder -freiheit usw.) von einer Stelle aus, gegenüber etwa 50 Stellen 
vorher, eingehender, rascher, zuverlässiger und damit sparsamer für 
die Gesamtverwaltung wie sür die Linzelverwaltungen durchgesührt 
wird.

Schon in den wenigen Zähren seit der Lbertragung der Arbeiten 
an das Vermessungsamt war es möglich, allein durch Inanspruch­
nahme der gesetzlich vorgesehenen Steuerminderungsmöglichkeiten 
weit mehr als 5 Millionen Reichsmark Steuecersparnis für die Stadt­
gemeinde gegenüber den früheren staatlichen Abgaben zu erreichen 
und diese Summe noch fortlaufend zu erhöhen.

"j Blockarien Seneralia s Bd. L BI. LL6. Rundversg. Nr. 31S/L7.
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Linsn weiteren Beweis für die Richtigkeit dec damaligen Zu- 
sammensassung der Arbeiten im Bermessungsamt bietet die Tatsache, 
daß acht Zähre später f1925j die Reichsfinanzverwaltung eine ähn­
liche Regelung getroffen hat. Buch hier wurde für die veranlagungs« 
und Bewertungsangelegenheiten bei jedem Finanzamt eine zentrale 
Lewectungsstelle geschaffen, während dis 1925 diese Brbeiten z.B. 
bei den hiesigen Finanzämtern ein Teil des Brbeitsgedietes von etwa 
80 Sachbearbeitern waren.

Der Schriftverkehr der Steuerabteilung ist bei dem Amfang des zu 
betreuenden städtischen Grundbesitzes von weit über 1000 steuer­
pflichtigen Grundstücken außerordentlich groß, sowohl mit den Steuer­
behörden wegen Einsprüchen, Berufungen und Lrmäßigungsantcägen, 
als auch mit den einzelnen städtischen Dienststellen über Kragen dec 
Steuerverteilung auf die Pächter usw.

Neben diesen ständigen Busgaben hat die Steuerabteilung in be­
stimmten Zeitabständen noch außergewöhnliche zu leisten, z.B. wenn 
bei einer neuen Linheitsdewertung sür den gesamten bebauten Grund­
besitz bestimmte Steuererklärungen abzugeben sind oder die neu fest­
gesetzten Linheitswerte geprüft werden müssen u.a. mehr.

6) Die Gcundbuchermittelungen.

Zur Vermeidung von Doppelarbeit und unnötiger Inanspruch­
nahme der Grundbuchführer war es notwendig, auch alle Ermitte­
lungen aus dem Grundbuch für den Geschäftskreis der Stadtverwal­
tung ebenso wie die Kotasterermittelungen von einer Stelle aus durch- 
zuführen. Bus diesem Grunde wurde schon 1909 durch Mag.-Verfg. 
vom 5. Januar") angeordnet, daß alle Gcundbuchermittelungen über 
Eintragungen usw., deren Bedeutung nachher zu prüfen ist, von vorn­
herein durch das Vermessungsamt in vollem vmfange zu erledigen 
sind. Ls wurde weiter angeordnet, daß sämtliche grundbuchlichen Be- 
nachrichtungen, die Belange dec Stadtgemeinde betreffen, zunächst 
dem Vermessungsamt zugeleitet werden, das für die Weitergabe an 
die betreffende Verwaltungsstelle Sorge trägt. Diese Einrichtung 
wurde getrosfen, weil das Vermessungsamt mit Rücksicht aus die 
Führung des Lagerbuches unbedingt rechtzeitig Kenntnis von allen 
Veränderungen im Grundbuch erhalten muß und allein in der Lage

"l Bm. n. Seneralia Bd. 1 Bl. 114.
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ist, die Benachrichtigungen sofort an die beteiligte Verwaltung weiter- 
zuleiten. früher liefen diefe Schriftstücke oft wochenlang durch die 
verschiedenen Büros, ehe fie die richtige Dienststelle erreichten, da das 
Grundduchamt nur in seltenen Zöllen die betressende städtische Ver­
waltungsstelle angidt.

Neben dem Vermessungsamt ist seit September 1914") nur das 
Wohnung«- und Liegenschaftsamt ffrüher Grundeigentumsverwal- 
tungs berechtigt und verpflichtet, sür seinen Geschäftskreis wie bisher 
die erforderlichen Auszüge aus den Grundakten selbst zu fertigen.

Der für die Grundbuchermittelungen zuständige Beamte des ver« 
mesfungsamtes führt gleichzeitig das feit Mitte 1922 in Karteiform 
eingerichtete Grundstückslastenbuch als Sammelstelle für die ermittel­
ten Rechte und Lasten der städtischen Grundstücke, ferner das ebenso 
lange bestehende Wasserbuch") sür alle Wasserrechte an der Gder, 
SHIe, Lohe und Weistcitz. Lr führt außerdem die Wegekartei mit den 
zugehörigen Äberfichtsplänen 1:5000, in der alle vom vermesfungs- 
amt oder anderen Dienststellen erstatteten Äußerungen und Gutachten 
über den Charakter und die Anterhaltungspslicht von Wegen und 
Gräben gesammelt werden.

6. Die Wirtschaftlichkeit der städtischen vermessungsardeiten")

Lei dem vorstehend geschilderten umsangreichen Wirkungskreis des 
vm. kl. mit seinen zahlreichen verschiedenartigen Arbeitsgebieten 
drängt sich dem Leser unwillkürlich die Zrage nach der Wirtschaftlich­
keit der zu leistenden vermessungsaufgaben auf. Diefe Zrage ist be­
sonders nach dem Kriege ost genug, mindestens jedes Jahr bei den 
Beratungen sür die Arbeiten zur Ausstellung des Saushaltsplanes, 
gestellt aber niemals ausreichend und allgemein beantwortet worden, 
weil die dafür nötigen vnterlagen fehlen. Am zu einer einigermaßen 
richtigen Beurteilung der Wirtschaftlichkeit der vermesfungsausgaben

"> Lbd. BI. 213, Mag. verfg. vom LS. 9.1914.
"j vm.kl. Blockakten 30 vd.1 I,. 14 Mag. Verfg. vom 30.12.1921.
"> vgl. hierzu auch das von der Schrlftleitung und dem Verlage der „Bilge- 

meinen vermeffungsnachrichten" fNr. 20/1934) oeranftaltete Preisausschreiben 
«Was heißt Wirtschaftlichkeit im vermeffungswefen", sowie die im Verlage von 
Serbert Wichmann, Berlin 193S, unter derselben Überschrift erschienene Abhand­
lung der Vermessungsingenieure Karl Michael und Kurd Slawik. 
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gelangen zu können, wäre bei der Ligenart und Besonderheit dec 
vermessungsarbeiten außer dec Untersuchung ihrer engen ver- 
knüpfung mit den vielfachen Wictschaftsausgaden der Stadt, deren 
Durchführung ost erst durch die Vermessungsarbeiten möglich wird, 
mindestens eine mehrjährige Statistik über den Umfang, die Art und 
Zeit der einzelnen klusgaden nötig, auf mehrere Jahre ausgedehnt 
deshalb, weil klrt und Umfang der klrbeiten nicht jedes Jahr gleich 
bleiben. Entgegen anderen Stadtoermessungsämtern, bei denen diese 
Krage ebenso wenig geklärt ist, besitzt das Breslauer Vermessungsamt 
seit dem Jahre 1929 wenigstens lausende kluszeichnungen über klrt 
und Umsang der hauptsächlichsten, immer wiederkehcenden Vermes­
sungsaufgaben. Jedoch fehlt hierzu die Keststellung der sür die ein­
zelnen klrbeiten aufgewendeten Arbeitszeit. Nur für einen geringen 
Teil sind die aufgewendeten Arbeitsstunden aus Grund der für die 
Verrechnung mit den Auftraggebern aufgestellten Kostenzettel vor­
handen. Kür den tzauptteil der Arbeiten dagegen müßte die Arbeits­
zeit nachträglich geschäht werden. Line solche nachträgliche Schätzung 
ist aber m. L. bei dec Ligenart der vermessungsarbeiten sehr proble­
matisch, da selbst gleichartige Arbeiten, wie z. B. Messungen gleich­
großer Grundstücke, je nach den örtlichen Messungsschwiecigkeiten, 
oder gutachtliche Arbeiten über Wege-, Grundbuch- und Wasserrechte 
u. a., je nach dem Umfang der Vorarbeiten wie Akten-, Kataster- 
ermittlungen usw., in jedem Linzelfall eine ganz verschiedene Arbeits­
zeit erfordern.

Auch sür die Entscheidung von drei weiteren Kragen, die aus 
Gründen der tzaushaltskostensenkung seit dem Kriege oft erörtert 
worden sind, würde ein hauptsächlich aus Schätzungen beruhendes 
Urteil nicht ausreichen. Ls handelt sich hier um die Kragen, ob es 
möglich und zweckmäßig ist:

as sür die Arbeiten des vm. kl. ähnlich wie bei den staatlichen Be­
hörden Gebühren zu erheben?

bs Die Saushaltskosten des vm. kl. soweit wie möglich durch Abgabe 
von Arbeiten an die pcioaten Vermessungsingenieure zu senken?

cs Kür a11e im Auftrage anderer städtischer Verwaltungsstellen zu 
leistenden Arbeiten volle Lcstattung der Selbstkosten im Ver­
rechnungswege zu fordern?
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Auf die Erhebung von Gebühren Ist bisher deshalb verzichtet worden, 
weil bei den hauptsächlich in Betracht kommenden Arbeiten, wie 
Hluchtlinienanweifungen usw., auch städtische Belange eine Nolle 
spielen und die gesetzliche Grundlage dasür nicht genügend geklärt ist. 
Zweifellos würde die Erhebung von Gebühren sür das Vm.A. eine 
wesentliche Einnahme und damit Entlastung des Haushaltsplanes 
bedeuten. Andererseits ist nicht zu verkennen, dast die Fluchtlinien- 
anweisungen snicht die als tzoheitsausgabe zu betrachtenden erst­
maligen Hluchtlinienabsteckungenj, wenn sie oom Bauherrn bezahlt 
werden müssen, ebenso gut von den privaten Vermessungsingenieuren 
ausgesührt werden könnten. Wird dann noch geprüft, welche sonstigen 
Arbeiten, z. B. Zortschreidungsmessungen, Grenzbescheinigungen usw., 
an die Privatlandmesser abgegeben werden könnten, so würde dadurch 
eine weitere fühlbare Entlastung des vm. A. eintreten. Der von feiten 
der privaten Auftraggeber oorgebrachte Einwand, dast die privaten 
vermessungsstellen zu teuer arbeiten, berührt die Stadtverwaltung 
nicht, da sie die rein prioatwirtschastlichen Belange ihrer Einwohner 
nicht zu vertreten hat. Das Städtische Vermessungsamt führt daher 
bei Privatgrundstücken seit vielen Jahren nur noch solche Hortschrei« 
bungsmessungen aus, bei denen sich die Stadtgemeinde im eigenen 
Interests vertraglich zur Tragung der Vermestungskosten verpslich- 
ten must.

Die Hrage dec vollen Selbstkostenerstattung für alle im Auf­
trage anderer städtischer Dienststellen zu leistenden vermestungsarbei- 
ten hätte allster dem theoretischen Wert, einmal den sür die eigent­
lichen vecmestungsausgaben nötigen Kämmereizuschust sestzustellen, 
auch noch den praktischen Wert, die auftraggebenden Verwaltungs­
stellen allmählich dahin zu dringen, in jedem Halle genau zu prüfen, 
ob die beabsichtigten Aufträge an das Vm.A. unbedingt notwendig 
sind oder zur Kostenersparung sür die detressende Dienststelle nicht 
billiger durch deren eigene Kräste ausgesührt bzw. ganz vermieden 
werden können. Der Erfolg einer solchen ständigen Prüfung dürste 
für die Verminderung dos Arbeitsumsanges und damit sür die Sen­
kung dec Kosten des vm. A. nicht gering sein, da besten Arbeiten für 
andere Verwaltungsstellen sehr umfangreich sind. Die jetzt bestehende 
pauschalkostenerstattung durch einen Teil der beteiligten Dienststellen 
kann wegen dec äusterst mästigen Sähe diesen erzieherischen Wert 
natürlich nicht Haden. Nach den bisherigen Erfahrungen ist zwar 
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eine Erhöhung der unzureichenden Pauschallätze und noch viel weniger 
eine volle Erstattung der Selbstkosten durch alle beteiligten Ver­
waltungsstellen nicht zu erwarten, da diese wie bisher mit allen Mit­
teln widerstreben werden, ihren eigenen Haushaltsplan noch mehr zu 
belasten. Trotzdem wäre die Prüfung der Zrage im Interesse des 
immer wieder zu hoch befundenen Fuschußbedarss für das Vm.A. 
notwendig. Doch dazu bedarf es vorerst dec bereits oben erwähnten 
mehrjährigen statistischen Auszeichnungen und Untersuchungen.

„Wirtschaftlich arbeiten" bedeutet „planmäßiges Schaffen von 
Werten mit möglichst geringem Kostenauswand". Bei der Eigenart 
und der Mannigfaltigkeit der Vermessungsausgaden fowie deren Zu­
sammenhang mit anderen, edensalls nicht oder nur schwer meßbaren 
tzoheitsaufgaden der Stadt ist es nicht leicht, überhaupt einen sür die 
verschiedenen Arbeitsgebiete allgemein gültigen Maßstab sür die 
Wirtschaftlichkeit der vermesfungsausgaden zu finden. Andererseits 
besteht gerade im Vermessungswesen die wahre Sparsamkeit wesent­
lich in dec rechtzeitigen Bereitstellung von ausreichenden Mitteln für 
Arbeiten, z. B. Herstellung des Stadtplanes in verschiedenen Maß­
stäben, Schaffung eines Höhensestpunktnehes, Durchführung von Neu- 
Messungen usw., deren Wert für die Stadt nicht augenblicklich, son­
dern oft erst nach Jahren voll in Erscheinung tritt.
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Schlußdetrachtung

überblickt man noch einmal die Entwicklung, Srganisation und den 
Wirkungskreis des städtischen Vermessungsamtes in Breslau während 
der rd. 80 Jahre seines Bestehens und nimmt man an, daß bei den 
Vermessungsämtern der anderen Großstädte ähnliche Verhältnisse vor- 
liegen werden, so zeigt sich, daß den kommunalen vermessungsämtern 
klusgaben erwachsen, die an Vielseitigkeit von keiner anderen behörd­
lichen Vermessungsstelle übertrvssen werden. Man erkennt weiter, 
daß für die Belange dec größeren Städte das eigene Vermessung-- 
amt ein unbedingt notwendiges Erfordernis ist und immer bleiben 
wird. Jede Stadtverwaltung hat nun einmal auch in vermessungs­
technischer tzinsicht vielfache Sonder- und laufende klufgabsn zu er­
füllen, deren meist umgehende Erledigung im Nahmen des staatlich 
organisierten Vermessungswesens kaum oder nur mit unverhältnis- 
mäßig hohen kosten und Zeitverlust möglich sein würde. Schon die 
Beschaffung der topographischen und anderen planunteclagen süc alle 
möglichen Zwecke dec örtlich verschiedenen großstädtischen Bedürfnisse 
einschließlich der Fortführung und Erhaltung dieses Planmaterials, 
die verschiedenen Adsteckungsarbeiten aller klrt, die Verwaltung des 
stadteigonen Grundbesitzes ersordern besondere, örtlich bedingte Maß­
nahmen und ein aus diese Sonderausgaben eingespieltes Personal, 
das in der Lage ist, ost ohne genaue Anweisungen, wie sie für das 
staatliche Vermessungswesen überall vorhanden sind, die ihm gestellten 
Aufgaben praktisch und wirtschaftlich zum Wohle der Stadtverwaltung 
aus das Beste zu erledigen. Diese örtlich und sachlich bedingten Be­
sonderheiten der Stadtvermessungsämter werden bei der Neuordnung 
des Deutschen Vermessungswesens aus Grund des Gesetzes vom 
3.Zuli 1924 zu berücksichtigen sein.

Nachdem das neue Deutschland Adols tzitlecs durch das Gesetz über 
den Ausbau des Reiches vom 30. Januar 1934 die Linzelländer zu 
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einer lebendigen Wirtschafts- und Staatseinheit zusammengeschweißt 
und damit die politische Voraussetzung für den Ausbau, wie die 
Grundlage sür die seit mehr als 60 Jahren von allen Zachkreisen er­
sehnte Vereinheitlichung des Vermessungswesens geschaffen hat, 
braucht uns um die Zukunft der kommunalen vermefsungsämter nicht 
bange zu sein. Auch diese werden, ausgerichtet aus das große Ziel 
eines einheitlichen Reichsvermessungswesens, bei dem zähen Ausbau- 
willen des nationalsozialistischen Staates schließlich eine vm- und 
Ausgestaltung erfahren, wie sie sür das Wohl des Reiches und der 
Städte notwendig ist.
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Die Breslauer Stadt- und 
Hospital-Landgüter in neuerer Seit

Stto v. tzoerner

Vorbemerkung

Seit Heinrich Wendt im Jahre 1899 sein „Amt Ran lern" als 
ersten Teil der Geschichte der Breslauer Stadt- und Hospital-Land­
güter hat erscheinen lassen, ist eine Weiterbearbeitung dieses Abschnit­
tes der Breslauer Stadtgeschichteunterblieben. Weder sind die übrigen 
städtischen und Hospital-Landgüter einer ähnlichen rückschauenden Be- 
trachtung unterzogen worden, noch hat die Geschichte des Amtes 
Ransern eine ßortsührung in die neuere Jeit hinein gesunden, klndere 
wissenschaftliche Ausgaben drängten in den Vordergrund, sanden wohl 
auch bei den im allgemeinen sehr knapp bemessenen Mitteln sür Jor- 
schungszwecke weitergehende Förderung, als das nicht nur räumlich 
etwas abliegende Gebiet der Gütergeschichte, und erst in unseren Ta­
gen des neu erwachten Interesses für die Erforschung dec Vergangen­
heit darf man wieder mit einer lebhafteren Anteilnahme auch solcher 
kreise für eine derartige Arbeit rechnen, die nicht durch ihren Beruf 
als Sutsverwalter, Pächter, Förster, Verwaltungsbeamte ufw. als 
unmittelbar beteiligt anzusprechen sind.

So ist diese Niederschrift entstanden, als ein Versuch, dem von 
Wendt geschriebenen ersten Teil eine Ergänzung folgen zu lassen, die 
sich nach einer kurzen Gesamtübersicht mit der neueren Geschichte 
Ranserns und der früher in die Verwaltung des Amtes Ransern ein- 
bezogenen Vorstädte, Vororte und Jinsdöeser von 1898 bis zum Jahre 
1932 befassen soll. Dabei ist es selbstverständlich, dasi ein solcher ver­
such, d.h. das Bemühen, die Arbeit eines so gründlichen Forschers 
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und zugleich gewandten Erzählers, wie Heinrich Wendt es ist, fort- 
zusetzen, ein gewisses Wagnis darstellt. Der Verfasser bittet daher im 
voraus um Nachsicht, wenn es ihm trotz redlichen Bemühens nicht 
gelungen sein sollte, seinem vorbilde im Sinne einer wenigstens an­
nähernd gleichwertigen Leistung gerecht zu werden's.

Allgemeiner Überblick

Die erste wichtige Maßnahme, die die Stadt Breslau um die Jahr­
hundertwende aus ihren und den Hospital-Landgütern hat durch- 
führen lassen, war die Neuvermessung desgesamten länd­
lichen Besitzes, die der Magistrat in einem an die Stadtverocd- 
neten-versammlung gerichteten Dringlichkeitsantrage vom 15. Sep­
tember 1900 mit dem Alter dec teilweise noch aus dem 18. Jahr­
hundert stammenden Vermessungsunterlagen und Karten, insbeson­
dere aber damit begründet, daß die für die zwanzigjährige Betriebs- 
Periode von 1881-1901 ausgestellten Korstwirtschastspläne für einen 
weiteren vmtriebszeitraum nicht in Geltung bleiben könnten, weil 
die Holzeinschläge infolge der inzwischen vorgenommenen Aufforstung 
großer Waldslächen nicht mehr planmäßig durchgesührt werden konn­
ten. Die Stadtverordneten konnten sich diesen Gesichtspunkten und 
weiter dec Tatsache, daß die geplante Erneuerung der Grundsteuer­
katastec sich nur an Hand von einwandfreien Meßergebnissen ermög­
lichen laße, nicht verschließen und stimmten daher in ihrer Sitzung 
am 27. September 1900 dec Mogistratsvorlage zu.

Die Arbeiten, die sich aus ein Gebiet von rd. 2400 Hektar Korst 
und rd. 2700 Hektar landwirtschaftlich genutzten Bodens erstreckten 
und deren Gesamtkosten 52 610 Mark betragen haben, dehnten sich 
einschließlich der Herstellung neuer Karten sowie dec Berichtigung der 
Kataster und der Grundbücher bis in das Jahr 1908 hinein aus. Sie 
wurden aus Zweckmäßigkeitsgründen nicht dem städtischen Vermes­
sungsamte übertragen, sondern von der Katasterverwaltung der Ne­
gierung ausgeführt.

'l Ms Duellen haben im wesentlichen die städtischen Verwaltungsberichte, 
Vorlagen an die Stadtverordnetenversammlung, gaushaltspläne und verschiedene 
klktenaufzeichnungen gedient. Sie sind hier, der leichteren Lesbarkeit wegen, im 
einzelnen nicht angesührt worden. 2m Besitze des Stadtarchiv» besindet sich oder 
eine snebenbei bemerkt, in manchen Punkten aussührlicher gehaltenes Niederschrift, 
in der die Quellennachweise enthalten sind.
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Hand in Hand mit der Vermessung und aus ihren Ergebnissen auf- 
bauend, ging, wie schon erwähnt, die Ausstellung der neuen 
Zorstwirtfchaftspläne. Mit den Vorarbeiten hierzu wurde 
im Sommer 1901 begonnen, ihre Ausführung wegen Amtsüderlastung 
des städtischen Sdersörsters dem staatlichen Zorstassessoc Zekel an- 
vertraut, der dasüc eine Vergütung von 2 Mark je Hektar abgeschätzter 
ßläche erhielt. Zekel siedelte alsbald nach Niemberg, dem Hauptsih 
dec städtischen Zollverwaltung, über und konnte bereits nach etwas 
über Jahresfrist, am 24. Juni 1902, unter Einsendung des gesamten 
von ihm gewonnenen Materials dem Magistrat den Abschluß seiner 
Tätigkeit anzeigen. Die Genehmigung des Regierungspräsidenten er­
folgte gleichfalls mit aller nur denkbaren Beschleunigung, und so 
konnten denn die neuen Zeststellungen und Berechnungen schon bei 
der Ausstellung dec Zorstwirtschastspläne sllc 1902/02 Verwendung 
finden. Die Sesamtkosten, einschließlich einiger zusätzlicher Auf­
wendungen, haben sich auf 5810,95 Mack belaufen. Dazu kamen dann 
noch 1000 Mack, die an den staatlichen Sberforstmeister füc die Aus­
übung der Sderleitung gezahlt wurden. 2n einem Schreiben an die 
Stadtverordneten hebt der Magistrat anerkennend hervor, daß ge­
rade seiner Mitwirkung die schnelle Zertigstellung des Betriebs­
verwaltungswerkes zu danken gewesen sei, das sür lange Zeit die 
Grundlage sür die Bewirtschaftung der städtischen Zorsten gebildet hat 
und heute noch bildet. Lediglich eine eng begrenzte Neuvermessung 
stellte sich später im Zusammenhang mit dem Bau dec Ranserner 
Schleuse und den dadurch bedingten Sdergrabungen als notwendig 
heraus. Diese Vermessung, die durch das staatliche Kulturamt vor- 
genommen wurde, hat im Zuli 1926 ihren Abschluß gefunden. Unter 
Berücksichtigung der durch den Schleusenbau und teilweise auch durch 
andere Ursachen eingetretenen Änderungen, vor allem aber des Er­
werbes der Güter pohlanowitz fim Jahre 1925s und Groß- und Klein- 
Masselwitz fl928s, umfaßt der gesamte Stadt- und Hospital-Land- 
güterbesih nach dem Haushaltsplan für 1922 rd. 6600 Hektar mit fol­
genden Gütern und Zorsten:

Kämmereigütec:
Niemdecg..................................................cd. 277 Hektar
Kobelnick.........................................................108
pohlanowitz...............................................„168
Groß- und Klein-Masselwih......................276

77



Kämmereisocsten:
Ransern feinfchl. Weidenhosf . . . . rd. 283 Hektar')
Kodelnick................................................... „672
Jäckel und Äogtswalde.........................   1062

Nieleigüter:
Sswitz....................................................
Leips fTeil)............................................
Ranfecn................................................
Weidenhof............................................
Schebitz fTeil).......................................
Steine und Wüstendors......................

rd. 375 Hektar
„ 92 „
„ 564
„ 692 „
„ 53 „
« 770 „

tzospitalgüter:
Herrnprotsch 
Johannisberg 
Luzine . . .

rd. 258 Hektar
„ 291
„ 238 „

tzospitaisorsten:
Peiskerwitz

leinschl. des Kottwiher Waldes) rd. 324 Hektar
tzerrnprotsch...........................................  50
Zohannisderg............................................ 56

Der oben gestreifte Schleusenbau bei Ransern soll in einem anderen 
Zusammenhangs weiter behandelt werden, vorerst erscheint es not­
wendig, wenn auch in gedrängter ßvrm, aus das Hochwasser des 
Jahres 1903 und die in den folgenden Jahren gegen die Wieder­
holung derartiger Naturkatastrophen ergriffenen Mastnahmen ein- 
zugehen.

Nach austergewöhnlich stacken und anhaltenden Regengüsten zu 
Beginn des vnglücksmonats trat in den Tagen vom 13. bis 17. Juli 
in der Sder ein Hochwasser ein, das nächst denen vom August 1813 
und August 1854 die gröstte Sderhochflut seit Beginn des 19. Jahr- 
Hunderts gewesen ist. Nur durch unausgesetzte Wachsamkeit und an- 
gestcengtestes Arbeiten an den gefährdeten Stellen der Deiche bei Tag

Nach Abtretung von rund 39 Hektar an die Gartenverwaltung. 
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und Nacht war es überhaupt möglich, eine allgemeine Überschwem­
mung und Verheerung des eingedeichten Gebietes zu verhüten. Trotz- 
dem aber gelang es nicht, das andrängende Wasser von den nicht 
eingedeichten und lies gelegenen Teilen des Sderoorlandes zurück­
zuhalten. 3n Ransern und Weidenhof kam es zu umfangreichen Über­
flutungen, unter denen in Weidenhos der park, das ehemalige Ge­
nesungsheim und die Agnesmühle besonders schwer zu leiden hatten, 
während in Ransern die kunststratze und Teile der Rieselanlagen be­
schädigt wurden. In Sswitz traten Zerstörungen am Sderufer, an der 
Deichböschung und im Vorlande ein. Bei Morgenau wurde der Deich 
an vielen Stellen unterspült und bei dec „Roten Lache" shinter dem 
Dappenhofs in einer Länge von 16 und einer Tiese von 1,8 Metern 
durchbrochen, von den Jorstbezirken wurden die Reviere Ransern 
und peiskerwitz durch übersanden der Waldwiesen und durch Er­
sticken der Pflanzen, die ungewöhnlich lange dem Hochwasser aus­
gesetzt gewesen waren, in Mitleidenschaft gezogen. Endlich verzeichnet 
der Verwaltungsbericht des Magistrats noch Beschädigungen an der 
Weistritzbrücke im Zuge des Verbindungsweges zwischen tzerrnprotsch 
und Johannisberg. Tcotz dieser vielerlei Zerstörungen und Ver­
wüstungen hielten sich jedoch die Aufwendungen der Stadtgemeinde 
für die Diederherstellungs- und klusräumungsarbeiten in Verhältnis- 
mäftig sehr bescheidenen Grenzen. Ls wurden verausgabt: ßür die 
Beseitigung sämtlicher Schäden auf den Rieselgütern 11 000 Mark, 
sür die Herrichtung des Deiches in Morgenau 2923,62 Mark, für den 
Wiederaufbau der Weistrihbrücke 577 Mark. Allerdings, diese Beträge 
stellten eben nur die Kosten dar, die aus der Wiederherstellung der 
Zustände erwachsen waren, wie sie unmittelbar vor dem Einbruch des 
Hochwassers bestanden hatten. Sehr viel höher, mit diesen Summen 
überhaupt nicht zu vergleichen, waren diejenigen Mittel, die die Stadt 
als ihren Anteil für die vom Staate in der Folgezeit durchgesührten 
vorbeugungsmatznahmen im Rahmen des „Gesetzes zurRegeIung 
der Hochwasser-, Deich- und Vorslutverhältnisse an 
der oberen und mittleren Sder" vom 12. August 1905 bereitstellen 
mutzte. Dec kvstenbeitrag dec Stadt sür diese Arbeiten hat 4 Millionen 
Mark betragen.

Im weiteren Verlaus der Hochwasserschuhmatznahmen Uetz die 
staatliche Bauverwaltung u.a. Stücke dec im Besitze dec Stadt befind­
lichen vorlandflächen an der Sder bei Losei und Ransern adgraden.
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Die Ivlge davon war, daft diese Ilächen fortan häufiger überschwemmt 
und daft dadurch höhere Unterhaltungskosten entstanden, als vorher. 
Vie daraus von dec Stadt hergeleiteten Entschädigungsansprüche 
sanden ihre Erledigung dadurch, daft — entgegen einem früheren 
Plane — die vorlandslächen im Besitze der Stadt belassen und dieser 
gegen eine einmalige kibsindung von 42000 Mark die weiteren lau­
senden Unterhaltungskosten zugewiesen wurden. Vieser Betrag ist 
dann übrigens nicht in bar ausgezahlt, sondern aus den von der 
Stadtgemeinde noch geschuldeten tzochwasserschutzbeitrag angerechnet, 
dec Jinsanspruch dec Stadt gegen den Staat adec mit 8000 Mack 
abgegolten worden.

Zu ähnlichen kluseinandecsetzungen mit dem Staat ist es dann auch 
noch in anderen, von den tzochwasserschuharbeiten berührten, der 
Stadt gehörigen Gebieten gekommen. Insbesondere waren es die bei 
der Schassung des Überlaufes zur Weide ausgefühcten Bauten ober­
halb Barthein und die bei der klnlage der beiden neuen Wasserläufe, 
des Ilut- und des Schissahrtskanals, zwischen Barthein und der 
Sindenburgbrücke vocgenommenen groften Erdbewegungen, die einen 
so weitgehenden Linsluft aus die betroffenen Grundstücke ausübten, 
daft eine vollständige Änderung der Wirtschaftsweise eintreten muftte. 
Das preuftische Kulturamt bildete daher, bereits im Juni 1912, einen 
Umlegungsdezirk „kille Sdec", zu dem u. a. auch Teile der 
Gemarkung Breslau-Stadt, von Larlowitz, Rosenthal, Wilhelmscuh 
und Iriedewalde gehörten; der kluseinandersetzungsplan konnte aber 
erst am l.kipri! 1927 in Kraft gesetzt werden. Gleichsalls zur Bildung 
eines Amlegungsbezirkes führte der klusbau des Tschansch- 
Pirscham-Morgenauer Deiches. Hier wurden die verän­
derten Besitzoerhältnisse durch drei Teilauseinandersetzungspläne 
geregelt, deren dritter und letztec insofern als der wichtigste an­
zusprechen ist, als durch ihn u. a. das von den städtischen Wasser­
werken genutzte Gelände von Schwentnig und pirscham berührt 
wurde. Durch diesen Plan erhielt die Stadt als Entschädigung sür 
abgeholzte Sbst- und andere Bäume einen Betrag von 5226 Mark; 
ihre sonstigen kinspeüche wurden durch eine Pauschalsumme von 
9000 Mark befriedigt, die in den Plannachtrag X derSdergesetz- 
Amlegungssache Schwoitsch mit ausgenommen wurde.

Einen starken Linfluft auf die wirtschaftlichen, sozialen, politischen 
und nahezu alle anderen Verhältnisse der Stadtlandgüter haben die

80



hochwaner 1903. Ransern von der Sderseite.



Hochwasser 1903. künstlicher Damm bei Ransern.



in den letzten Jahren zum Abschluß gebrachten weitreichenden Ein­
gemeindungen ausgeübt. Jede Eingemeindung bedeutet stets 
einen Einschnitt in der Geschichte nicht nur der sie betreibenden Stadt- 
gemeinde, sondern auch der von ihr berührten ländlichen Gebiete, 
und ihr gebührt deshalb ein Raum auch in der Geschichte der Stadt­
landgüter.

Die Stadt Breslau ist durch die Enge ihres Weichbildes in ihrer 
Entwicklung seit jeher gehemmt worden. Das hatte in früheren Jahr­
hunderten seine Arsache in dem die Stadt von allen Seiten umgeben­
den geistlichen Besitz, in neuerer Zeit in dem Hestungscharakter der 
Stadt, der bis in die Gegenwart hinein bei dec Beschränkung ihres 
Ausdehnungsbedürsnisses mitgewirkt hat. Die zunehmende Bedeutung 
Breslaus als tzandelsmittelpunkt im Südosten des Reiches hatte zu­
dem zur Holge, dasi der Klächenraum zur Anterbringung von geschäft­
lichen und gewerblichen Anternehmungen aller Art nicht ausreichte 
und dasi immer mehr Wohnungen sür diese Zwecke in Anspruch ge­
nommen werden mußten. 2m Zahce 1895 wurden von 1000 Woh­
nungen im Stadtinnern 28L gewerblich genutzt, im Jahre 1910 war 
diese Zahl bereits auf 255 gestiegen. Neuer Wohnraum für den Be­
völkerungszuwachs konnte zunächst noch, wenn auch in unzureichen­
dem Maße, an den Grenzen des alten Stadtgebietes geschaffen wer­
den; als aber auch hier die freien Hlächen verbraucht waren, als der 
Zuzug nach dec Stadt - nach dem Kriege insbesondere von Hlücht- 
Ungen aus den abgetretenen Landesteilen — mehr und mehr zu­
nahm, musite die Stadtverwaltung daran gehen, sich weitere, ent- 
serntec liegende Bezirke anzugliedern. Anter diesen Amständen ist es 
verständlich, dasi die Eingemeindungen von Leerbeutel, Morgenau, 
Dürrgog und Hecdain mit insgesamt 629 Hektar im Jahre 1904, von 
Gräbschen mit 681 Hektar im Jahre 1911 und von Teilen von Wil- 
helmsruh, Lawallen und Zimpel mit 25 Hektar im Jahre 1924 dem 
tatsächlichen Bedürfnis nicht zu genügen vermochten; hatten doch diese 
Vororte damals schon selbst eine vielfach recht fortgeschrittene Be­
bauung aufzuweisen. Der Magistrat vertritt daher in einer Denkschrift 
aus dem Jahre 1925 an sich durchaus mit Recht den Standpunkt, 
dasi alle bisherigen Eingemeindungen stets zu spät und in ungenügen­
dem Amsange durchgesührt worden seien. Die — nach einem Abstand 
von erst acht Jahren — nicht mit Bestimmtheit zu beantwortende 
Hrage ist nur die, ob der Magistrat mit der großen Eingemeindung
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von 1928 nicht etwa doch allzuweit gegangen ist. Zedensalls sind schon 
frühzeitig, noch während die Lingemeindungsverhandlungen schweb­
ten, in der Stadtverordneten-Versammlung Stimmen laut geworden, 
die, vornehmlich wegen der zu erwartenden starken finanziellen Be­
lastung der Stadt, an dem kiusmatz der Eingemeindung Kritik übten. 
Richtig ist zweifellos, datz in den auf die Eingemeindung folgenden 
Jahren des fortschreitenden wirtschaftlichen Niederganges auch dem 
wohlwollendsten Beurteiler Zweifel an der Notwendigkeit einer so 
weitgehenden Ausdehnung der Stadt kommen konnten, und richtig ist 
ferner, datz auch die sich in allerletzter Zeit bemerkbar machenden 
ersten kinzeichen eines Aufstieges und dec Gesundung noch kein end­
gültiges Urteil über die Berechtigung der Matznahme in ihrem vollen 
Umfange zulassen. Die Entscheidung wird eine fernere Zukunft zu 
fällen haben.

Die Verhandlungen dec Stadt mit den angrenzenden Kreisen und 
Landgemeinden wurden nach mannigfachen Vorbereitungen im Jahre 
1924 ausgenommen. Die Wünsche Breslaus bewegten sich in der 
Richtung einer Erweiterung hauptsächlich nach Westen. Das hatte 
seine guten Gründe. 8m Norden waren durch das vberslutungs- 
gebiet der Weide, im Ssten durch die als Guellen der Grundwasser­
versorgung dienenden Niederungen der Gder und GHIe, im Südosten 
durch die Brockauer Lisenbahnstrecke den Siedlungsmöglichkeiten 
Schranken gesetzt, während der Südwesten und dec Süden mit seinem 
landwirtschaftlich hochwertigen Boden sür solche Zwecke auch nicht in 
ßrage kam. Der Landkreis Breslau wollte ursprünglich nuc Wilhelms- 
ruh, Zimpel, Grüneiche, Bischofswalde, Barthein, Zedlitz, pirscham, 
Klein-Tschansch sjetzt: Shlewiesens, Klein-Mvchdern und Teile von 
Sltaschin sjetzt: tzerzogshusens und Woischwitz sjetzt: tzoinsteins ab- 
treten. Die Stadt ihrerseits zeigte sich zu einem gewissen Entgegen- 
kommen bereit,' beispielsweise durch den verzicht auf die Eingemein­
dung von Brockau. Nach langem Sin und Ser einigte man sich dahin, 
datz von den wichtigsten Streitobjekten Sartlieb, pilsnitz, Grotz- und 
Klein-Masielwitz, Serrnprotsch, Stabeiwitz, Goldschmieden und Neu- 
kirch zu Breslau kommen, dagegen Klettendorf und die gcötzeren Teile 
von Pohlanowitz, Schottwih sjetzt: Bucgweides, Drachendrunn und 
kllthofnatz beim Landkreise verbleiben sollten. Zähen Widerstand gegen 
die Eingemeindung von tzundsfeld machte anfänglich dec Kreis Gels 
geltend, im Gegensatz zum kreise Neumarkt, der sich mit der kibtre-
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tung von Deutsch-Lissa ohne großes Widerstreben abfand. Endlich 
wurden durch Staatsgesetz vom 23. März 1928 mit Wirkung vom 
1 klprit 1928 die neuen Stadtgcenzen solcherweise festgesetzt, dast die 
6tadt Breslau 12535 Hektar Bodensläche und SS 190 Einwohner 
fnach dem Stande vom 10. Oktober 1930s dazu gewann. Sie ver­
teilen sich aus die ehemals selbständigen Gemeinden im einzelnen 
wie folgt:

Kläche
Hektar

Bewohner 
am 10.10.30

'l Wit Schwoitsch zusammen gezählt.
"I Nit Lawallen zusammen gezählt.

kllthosnast fTeils...................... 140,2 24
Barthein................................... 180,6 108
Bischofswalde.......................... 147,S 2328
Carlowitz................................... 244,6 4292
Lawallen fjeht: mit Zriedewalde

zusammen einheitlich Friede-
waldes...................................S18,S 1316

Lose!............................................ 281,8 1169
Deutsch-Lissa.......................... 501,9 5040
Dcachenbrunn fTeils .... 3S,1 — )
ßriedewalde............................... 77,1 - 's
Klein-Gaudau.......................... 214,0 1322
Goldschmieden.......................... 288,8 1874
Grüneiche................................... 96,S 1008
Hartlieb................................... 268,0 1479
Sercnprotsch.......................... 849,5 2268
Hundsfeld............................... 591,7 3118
krietern................................... 151,6 2213
kundschütz

fjeht: Zehnhufen, Teils . . 56,5 —
Lilienthal................................... 220,3 464
Mariahöschen.......................... 211,7 674
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Zläche
Hektar

Bewohner 
am 10.10.30

Grotz-Wasselwitz sTeil)) 584,9
/ 402

Klein-Wasselwitz sTeil)/ ' s 575
Klein-Mochdern...................... 262,0 990
Neukirch sTeil).......................... 895^i 2447
Sltaschin sjeht: tzerzogshufen) 115,0 124
Sswitz....................................... 710,4 1973
Sttwitz....................................... 486,8 261
pilsnitz....................................... 419,0 710
pirscham................................... 93,9 60
Pohlanowitz sTeil).................. 168,3 — )
Rathen-klein-tzeidau . . . 638,9 1077
Rosenthal................................... 534,8 3420
Schmiedefeld..........................
Schottwitz

179,5 935

sjeht: Burgweide, Teil) . . 67,2 63
Schwoitsch............................... 800,1 1507
Stadelwitz............................... 746,3 2740
Steine....................................... 1,3 —

Strachate...................................
Groft-Tschansch

134,0 —

sjetzt: Shlewiesen) . . . . 
Klein-Tschansch

213,5 1580

sjeht: Shlewiesen) . . . . 161,0 4520
Wilhelmsruh..........................
Woischwih

31,0 291

sjeht: Holnstein, Teil) . . 96,6 343
Zedlitz....................................... 68,6 42
Zimpel....................................... 50,7 2433

über den Wert und die Rentabilität der Stadtland- 
guter geben die Haushaltspläne und Verwaltungsberichte Auskunft. 
2m allgemeinen must leider gesagt werden, das) die Stadt Breslau in 
den letzten Jahrzehnten mit ihrem Landbesitz keine allzu guten Er­
fahrungen gemacht hat. Die ungünstige Konjunktur für landwirtschaft­
liche Erzeugnisse hat vorübergehend zu dem versuch der Selbst- 
bewirtschaftung einzelner Güter geführt. Ruch sie brachte nicht

h Mit Rosenthal zusammen gezählt. 
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den von mancher Seite erhofften Erfolg, sondern verursachte im 
Gegenteil der Stadt nicht geringe Mehrkosten in Gestalt erheblicher 
Zuschüsse. Line gewisse Besserung trat erst ein, als es gelang, ersahrene 
Sachverständige zu gewinnen, die der Stadtverwaltung mit Rat und 
Tot zur Seite standen. Wir denken hier in erster Reihe an die beiden 
Spezialdeputierten dec letzten Jahre, den inzwischen verstorbenen 
scüheren Gutsbesitzer Klotz und den ehemaligen Generalsekretär 
SchmeIt, dec durch das vertrauen der Stadtvecordneten-Versamm- 
lung im Jahre 1933 zum Stadtcat gewählt worden ist und nunmehr 
als Beigeordneter die Verwaltung der städtischen Güter leitet.

Line interessante Übersicht aus Grund der einzelnen Haushalts­
pläne verösfentlicht die Schlesische Zeitung in ihrer klusgabe vom 
4. Mai 1904. Danach erforderte im Rechnungsjahre 1904 das Gut 
Riemberg bei 38450 Mark Einnahmen und 40 457 Mark Ausgaben 
einen Zuschusi von 2007 Mack, während kobelnick bei 2730 Mark 
Einnahmen und 1160 Mack Ausgaben einen Überschuß von 1570 
Mark erbrachte. Besser schnitten, wenigstens scheinbar, die Rieselgüter 
ab: Sswitz mit einem Überschuß von 15 610 Mark, Ransern mit einem 
solchen von 21 480 Mark, Weidenhof mit 16 030 Mark und Leipe mit 
5760 Mark. Allerdings sind in dieser Ausstellung die Aufwendungen 
für den Ankauf, für die Instandhaltung der Güter und für die Be- 
rieselungskosten nicht voll berücksichtigt. Sie fehlen im allgemeinen; 
nur für Weidenhvf finden sich die entsprechenden Angaben: Kaufpreis 
1 429000 Mark, Aptierungskosten 738 000 Mark, sonstige außerordent- 
Uche Ausgaben nach dem Erwerbe 130 000 Mark, zusammen rund 
2 300 000 Mark. Geht man von diesem Betrage aus und stellt man die 
Verzinsung aller dieser Aufwendungen mit in Rechnung, so gelangt 
man statt des etatsmäsiig festgestellten Überschusses von 16030 Mark 
zu einem Zuschusidedarf von rund 48 000 Mark. Zu ähnlichen Ergeb­
nissen würde man gewisi auch bei den übrigen Rieselgütern kommen, 
fehlten hier nicht, wie schon gesagt, die erforderlichen vnterlagen. Die 
Jocstbezirke warfen im Rechnungsjahre 1904 folgende Erträge ab: 
Ransern 2843 Mark, Riemberg 10282 Mark, kobelnick 4271 Mack, 
die Korstländereien dec tzospitalgütec Peiskerwitz-Herrnprotsch 10687 
Mark. Wr die Ackecländereisn verzeichnet der Haushaltsplan einen 
Überschuß von 13050 Mark.)

2m Jahre 1908 rechnete die Stadt bei den Kämmereigütern mit 
einem Überschuß von 9650 Mark, bei den Kämmereiforsten von 
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26 320 Mark, bei den Rieselglltecn fbei einem Gesamtwerte von rund 
6^ Millionen Mark nach dem klnkaus von Steine und Wüstendorss 
von rd. 70 050 Mack. 1922 erforderten die Kämmereigüter einen Zu- 
schuft von 4400 RM. Lon diesem Zuschuft benötigte das Gut Niemberg 
nur einen Betrag von 900 NM. sd. s. 2,24 NM. je Hektars, während 
aus kobelnick der Nest mit 2500 NM. s22,40 NM. je Hektars entfiel 
und die Abschlüsse dec Gütec Pohlanowitz und Groft- und klein- 
Masselwih in dec Linnahme und klusgabe sich ausglichen. Die käm- 
meceiforsten standen mit einem Zuschuftbedarf von 2000 NM. zu Buch. 
3m Nechnungsjahre 1922 war noch ein planmäftiger Lberschuft von 
29100 NM. zu verzeichnen gewesen; die Mindereinnahmen werden 
durch den Rückgang der tzolzkausgelder erklärt, der seinerseits wieder 
auf das Nndauern der Wirtschaftskrise — Preise unter dem Friedens- 
stand, geringe Kaufkraft - zurückgefühct wird. Tatsächlich ist aus der 
Linnahmeseite als Lclös aus tzolzverkäusen auch nur ein Betrag von 
89 600 NM. vorgesehen, gegen 119 450 NM. im Rechnungsjahre 1922. 
Der Unterschied von rund 20000 RM. entspricht säst genau dem um 
rund 22000 RM. ungünstigerem Gesamtabschluft. Vie Einnahmen 
und klusgaben der Rieselgüter konnten durch Erhöhung des Zuschusses 
der Kanalisationsverwaltung von 29 000 RM. aus 56 800 RM. zum 
klusgleich gebracht werden. Die gesteigerten klnsorderungen für Bau- 
aussührungen sowie die vermehrten Zins« und Tilgungslasten über­
stiegen die bei den anderen klusgaben vorgenommenen recht erheb­
lichen Einsparungen in einem solchen Amsange, daft ohne die ge­
nannte Zuschufterhöhung nicht durchzukommen war.

v. Neuere Sefchichto Ranserns

1. Änderung der etatsmäftigon Behandlung

3n dec etatsmäftigen Behandlung Ransecns — und zugleich auch 
von Weidenhos — trat im Rechnungsjahre 1899 insofern eine Än­
derung ein, als die bisher im Haushaltsplan des städtischen Grund­
besitzes mit berücksichtigten unberieselten Zlächen dieser Güter dort 
ausgeschieden und aus den Haushaltsplan dec Rieselgüter übernom­
men wurden. Der Magistrat begründet das damit, daft die bisherige 
Trennung nach Natur- und Rieselländereien und die Kührung der 
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einzelnen Gutsteile bei verschiedenen Ltats, zumal nachdem die Ver­
pachtung des gesamten Gutslandes einheitlich orsolgt und die Vp- 
tierung der Güter zur Berieselung mehr und mehr sortgeschritten war, 
sich immer weniger als durchführbar erwiesen habe. Die Rieselgüter 
wurden daher, auch soweit einzelne Klächen noch von der Berieselung 
ausgenommen waren, in einem gemeinsamen Ltat einheitlich zu- 
lammengeschlossen und zunächst den sür den sonstigen städtischen 
Grundbesitz bestehenden Haushaltsplänen angegliedert.

Diese Regelung blieb bis zum Rechnungsjahre 1915 bestehen, in 
welchem der Plan der Rieselgüter mit dem Ltat der Kanali­
sationswerke vereinigt wurde. Die Tatsache wird vom Magistrat 
ohne nähere Vngabe von Gründen nur kurz verzeichnet und dahin 
ergänzt, daß den Kanalisationswerken nicht nur die aus ihren eigenen 
Mitteln erworbenen Rieselgüter Gswitz mit dem Gutsanteil Leipe, 
Weidenhos, Steine und Wüstendors überwiesen worden sind, sondern 
auch die gesamten Ländereien des Gutes Ransern. Line grundsätz­
liche Bedeutung kommt dieser mehr praktischen Maßnahme nicht zu. 
Sie wird hier lediglich erwähnt, um künftigen Forschern, die sich des 
in den Haushaltsplänen enthaltenen wertvollen geschichtlichen Ma­
terials bedienen wollen, die Vrbeit zu erleichtern.

2. Pachtverträge

über das Rittergut Ransern war für die Zeit vom 24. Dezember 
1896 dis 30. Juni 1909 ein Pachtvertrag mit dem früheren Guts­
verwalter Siegfried Sachs abgeschlossen gewesen. Vis Sachs am 
21.VprU 1901 starb, wurde zunächst eine vbergangslöfung geschaffen, 
dergestalt, dasi seine Leben in das Pachtverhältnis eintraten und mit 
der Leitung des Wirtschastsbetriebes den Landwirt Dr. Kranz G u - 
radze betrauten. Doch führte die Korderung der Sachs'schen Lcben, 
ihnen einen erheblichen pachtzinsnachlasi zu gewähren, bald dazu, 
dasi der Magistrat sich nach einem neuen Pächter umsah und diesen 
in der Person eben jenes Dr. Guradze fand, der, in Masselwitz ge­
boren, nach Vorbildung und Erfahrung geeignet schien, das Gut zu 
übernehmen. Ls wurde ein Vertrag mit ihm bis zum Vblauf des mit 
Sachs und dessen Lrben bestehenden Pachtverhältnisses, d. h. also dis 
zum 30. Juni 1909, unter wesentlich gleichen Bedingungen abgeschlos­
sen. vllerdings beanspruchte Dr. Guradze die Durchführung einiger
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Instandsetzungsarbeiten aus dem Gutshose, deren Notwendigkeit nicht 
bestritten werden konnte und deren Kosten auf 6000 Mark veranschlagt 
worden waren. Die Stadtverordneten-Versammlung bewilligte indes 
nur S000 Mark, was zur Kolge hatte, daft der Magistrat, dec die 
Kosten auch seinerseits schon zu niedrig angeseht hatte, mit einer Nach- 
sorderung von 2609,76 Mark kommen muhte.

So waren sür einen Zeitraum von sechs Zähren klare Verhältnisse 
geschaffen. Ms aber am 20. Zuni 1909 zugleich mit dem Pachtverträge 
über Ransern auch der mit den Pächtern von Sswitz, den Immer­
wah r'fchen Leben, geschlossene Vertrag ablief, stand die Stadtverwal­
tung vor einer neuen Lntscheidnug. Sie schrieb die Neuverpachtung 
aus, mit dem Lrsolge, daft für Ransern vier klngedote zwischen 10661 
und 25 5S1 Mark eingingen und daft der Zuschlag als dem Meist­
bietenden, dem Kreigutsdesitzee Nugust Schulz, erteilt wurde, der 
inzwischen auch das Rittergut Sswitz gepachtet hatte. Vie pachtdauer 
wurde im Gegensatz zu dec bislang üblichen Krist von 18 Jahren aus 
12 Zahre begrenzt, und zwar auf die Zeit vom l.guli 1909 dis 
20. Zuni 1921. Die pachtzinsberechnung baute sich aus dec Grundlage 
aus, daft dec Pächter sür rund 277 Hektar berieselte Zelder, Wiesen 
und Schlammbecken 56 Mark, sür rund 241 Hektar Naturfeldec und 
Sräseceien 22 Mark und für die Zagdflächen 2 Mark je Hektar zu 
zahlen hatte. In die pacht inbegriffen war die Kischereinutzung in 
der Halden Weide längs den Ranferner Guts- und Korstländereien; 
ausgenommen blieben auftec dem Horst die dec Verwaltung der Ka­
nalisationswerke vorbehaltenen Zlächen und bestimmte Teile des 
Deiches.

Bei dec Rückgewähr dec Güter Sswitz und Ransern — die Lrben 
des früheren Sswitzer Pächters Dc. Immerwahr hatten die vnter- 
pacht sowie die Wahrnehmung ihrer Rechte gleichfalls auf den ehe- 
maligen Ranserner Pächter Dr. Guradze übertragen - wurde fest- 
gestellt, daft der abziehende Pächter aus seine Kosten bauliche Ver­
besserungen an einer klnzahl von pachtstückon vorgenommen und 
einige Inventarienstücke angeschafft hatte, die von der Stadt für 
2105 Mark erworben wurden. Dagegen konnte eine Einigung über 
die vom Pächter zu zahlende Entschädigung von rund 22 000 Mark 
süc unwirtschaftliche Nutzung der Sswitzer Weidenanlagen zunächst 
ebensowenig erzielt werden, wie über zwei Korderungen des vc. 
Guradze an die Verpächterin: Einmal wegen der Erstattung von 
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37 52S Mack für von ihm ausgewendete Bestellungs- und Einsaat« 
kosten dec Ransecnec und Sswitzer Rieselgrasfeldec, zum andern 
wegen der Auszahlung eines Anteils von SOO Mark Gebühren an 
einen im Interesse des Dr. Guradze bei der Gutsrückgewähr tätig 
gewesenen landwirtschaftlichen Sachverständigen. Der Entschädigungs­
anspruch der Stadtgemeinde wurde vertragsmäßig vor ein Schieds­
gericht gebracht, die Forderungen des Dr. Guradze bildeten den 
Gegenstand einer von ihm beim Landgericht anhängig gemachten 
Klage. Schließlich kam es über sämtliche Streitfragen zu einem ver­
gleich, nach dem die Stadtgemeinde an Dr. Guradze 24 000 Mark 
zahlte und die Beteiligten wechselseitig ihren verzicht auf alle weiter 
geltend gemachten Ansprüche erklärten.

An der Folgezeit entwickelten sich die Verhältnisse so, daß Schulz, 
der seinen Wohnsitz in Sswitz beibehielt, der Stadt gegenüber zwar 
als Generalpächter beider Güter auftrat, in Ranfern aber - im Ein­
verständnis mit dem Magistrat — seinen Schwiegersohn Mar König 
als Gutsverwalter einsetzte.

Der Vertrag mit Schulz lies, wie bereits erwähnt, bis zum 30. Juni 
1921. Ls ließ sich aber, wider ursprüngliches Erwarten, im Jahre 
1917 dec Abschluß eines neuen Pachtvertrages nicht umgehen, - in 
erster Reihe infolge der von Dr. Guradze in Sswitz geschaffenen Lage. 
Schulz hatte durch den fast vollständigen Abtrieb der Weiden aus den 
Sswitzer Rieselseidern große wirtschaftliche Nachteile zu erleiden ge­
habt, für die er nach seinem vertrage von der Stadt hätte entschädigt 
werden müssen. Er hatte ferner die Verpflichtung übernommen, die 
umfangreichen Drainage-Wiederherstellungsarbeiten mit 15A> zu ver­
zinsen und ec hatte endlich an Stelle von 200 Morgen unbrauchbar 
gewordener und gerodeter Weidenselder 200 Morgen neue Weiden- 
kulturen aus eigene Rechnung anlegen lassen gegen Anrechnung von 
100 Mack je Morgen bei pachtrückgewähr. Dieses dec Stadt er­
wiesene große Entgegenkommen fand die verdiente Anerkennung da- 
durch, daß Schulz die pacht von Ranfern und Sswitz zu den bis­
herigen Bedingungen bis zum Jahre 1927 belassen wurde und daß in 
dem mit ihm abgeschlossenen neuen vertrage die von ihm gemachten 
Aufwendungen entsprechend berücksichtigt wurden.

Line neue Änderung trat mit der durch die Inflation verur­
sachten Geldentwertung und der dadurch heroorgerufenen Notwendig­
keit ein, den Pachtverträgen an Stelle des baren Geldes einen anderen 
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Wertmesser zugrunde zu legen, nachdem eine Verdoppelung der Be­
träge svon 56 aus 112 Mark je Hektar Rieselland und von 32 aus 
64 Mark je Hektar Naturlands die man sür das Rechnungsjahr 1922 
in Aussicht genommen hatte, sich gegenüber dem fortschreitenden 
Markstucz nur zu bald als unhaltbar erwiesen hatte. Der Magistrat 
trug der neuen Sachlage Rechnung durch eine Vorlage an die Stadt- 
verordneten-versammlung vom 29. September 1922, in der ec be­
antragte, die Pachtverträge übecRansern undSswitz bis zum 30. Juni 
1939 zu verlängern und statt der bisherigen Pachtbeträge vom 1. Ok­
tober 1922 an die Roggenpreise sür die landwirtschaftlich genutzten 
Hlächen zu erheben, und zwar von 50 Pfund Roggen je Morgen bis 
zum 30. Juni 1927 und von 1 Zentner Roggen je Morgen vom 1. Juli 
1927 bis 30. Juni 1939. sver um die Hälfte geringere Pachtzins für 
die erste Zeit wird damit begründet, dast der Diebstahl von Held- 
früchten, Schützen, Brückenbohlen usw. überhand genommen und dast 
die von dem Pächter zu tragenden kosten für die Unterhaltung der 
Rieselanlagen Beträge erfordert hätten, die nach den Feststellungen 
dec Stadtverwaltung etwa ein Drittel Zentner Roggen je Morgen 
ausmachten.j

Die Berechnung des Pachtzinses nach den jeweiligen Roggen- und 
tzeupreisen, allerdings mit dec Abänderung, dast an Stelle des Preises 
für Roggen von 71 Kilogramm Gewicht je Hektoliter im Jahre 1927 
ein solcher für Roggen von 68 Kilogramm gefetzt wurde, ist verhält- 
nismästig lange beibehalten worden. Auch nach Schassung der Gold­
mark, die ihrerseits von der Renten- und Reichsmark abgelöst wurde, 
ja selbst bis in das Rechnungsjahr 1933 hinein, finden sich in den 
Haushaltsplänen entsprechende vermerke. Dadurch erklären sich auch 
mit die überaus schwankenden Linnahmen aus dec Ransecner Pacht, 
die sich im letzten Jahrzehnt zwischen 7 226 Goldmark sim Rechnungs­
jahre 1924s und 22380 Reichsmark s1929) bewegt Haden und die im 
Rechnungsjahre 1933 mit 13938 RM. zu Buche standen.

Die letzte Änderung während dec Berichtszeit erfuhr der Vertrag 
mit dem Pächter von Ransern und Sswitz im Jahre 1931, als es 
darauf ankam, ihm einen Teil der immer gröster werdenden Belastung 
durch Abgaben und Steuern abzunehmen. Der ursprüngliche Antrag 
des Pächters, dast die Stadtgemeinde die Steuern und Abgaben über­
nehmen sollte, soweit sie über 10A> des jährlichen Pachtzinses hinaus­
gehen, wurde von den städtischen Körperschaften abgelehnt und dahin 
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adgeändert, daft der Pächter von dem die 10A>.Grenze überschreiten­
den Betrage die Halste — bis zu einer Höchstsumme von 12 000 RM. 
im Jahre — sür Sswih und Ransern zu tragen hat.

0m Jahre 1928 wurden auch die von der Verwaltung der kanalisa- 
tivnswerke zur Berieselung hergerichteten Wiesen im Gdervorlande 
gegen einen Pachtzins von 25 NW. je Morgen und Übernahme aller 
auf diesen Klächen ruhenden Steuern und Abgaben in die General- 
pacht einbezogen. Der Magistrat erwähnt hierbei in seinem Anträge 
an die Stadtverordneten - Versammlung, daft eine Verpachtung an 
Kleinbesitzer nicht in Krage gekommen sei, weil man in diesem Kalle 
nicht mit einer ordnungsmäftigen Unterbringung der Abwässer hätte 
rechnen können und weil ausserdem die Stadt für die Abwässerver- 
teilung und die Unterhaltung der Anlagen grofte Mittel hätte auf­
wenden müssen.

Endlich wurde, durch Vertrag vom 8. Juli 1931, auch die rund 
311 Hektar umfassende Korstjagd von Ransern zu einem Jinse von 
1,60 RM. je Hektar, abgerundet aus 500 RM. jährlich, an den Guts- 
Pächter Schulz verpachtet. Dec Vertrag bestimmt u. a., daft der Pächter 
Kutterstellen auf eigene kosten anzulegen und auch für den Vogelschutz 
auszukommen hat. Kerner wird festgelegt, daft Rot-, Dam- und Reh­
wild nur mit dec kugel geschossen werden darf, daft Windhunde und 
laut jagende Hunde nicht zu verwenden und daft ganz allgemein nur 
weidmännisch einwandfreie Iagdarten gestattet sind. Das Legen von 
Selbstschüssen, Schlingen usw. wird ausdrücklich untersagt. Kerner 
wird das Zagdrecht das Pächters aus bestimmte Tierarten sDachse, 
Küchse, Marder, Kaninchen, wilde Gänse, Enten, Schnepfen usw.) inso­
fern eingeschränkt, als die Jagd auf diese Tiere neben ihm auch den 
zur Wahrnehmung des Korst- und Jagdschutzes verpflichteten städ­
tischen Korstbeamten zusteht.

über die Bewirtschaftung des Gutes Ransern dis zum Jahre 1919 
geben die Listenberichte Ausschluss die der Pächter alljährlich an die 
Land- und Korstdeputation einzuceichen hatte, von da an hören — 
es hat sich nicht genau feststellen lassen, weshalb — diese Berichte aus. 
Nach dem letzten Listenbericht, vom Januar 1919, umfaftte das Ritter­
gut Ransern 987 Morgen Acker sdavon 215 Morgen unterverpachtet), 
196 Morgen Naturwiesen sausschlieftlich in eigener Bewirtschaftung 
des Pächters) und 539 Morgen Rieselwiesen sdavon 442 Morgen 
unterverpachtet und nur 97 Morgen in eigener Bewirtschaftung). Der
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Viehbestand des Pächters setzte sich nach einer in dem gleichen Listen­
bericht erwähnten Zählung vom 20. Juni 1918 zusammen aus: Zwei 
Kutschpferden, 22 Arbeitspferden, 2 Zohlen, 2 Bullen, 19 Zugochsen, 
52 Kühen, 118 Stück Jungvieh, 1 Eber, 4 Zuchtsauen und dreizehn 
Zettschweinen. *

Ms Gegenstück zur Pachtgeschichte Nanserns und teilweise auch als 
Kuriosum aus dec Inflationszeit sei hier noch ein besonderer 
Pachtsall angeführt und damit dieses Kapitel abgeschlossen, kluf Nan- 
ferner Gebiet befindet fich das sogenannte Zischecloch, von dem die 
Stadt einen Anteil besitzt und dessen Wert von alters Hec fast aus« 
schließlich in der Lisgewinnung bestanden hat, da Zische dort 
im allgemeinen nur im Verlauf von tzochwäsfern austraten. Die pacht, 
die noch im Jahre 1894 nur 5 Mark jährlich betragen hatte, war, der 
Geldentwertung folgend, nach und nach bis zum Jahre 1921 auf 
80 Mark „erhöht" worden. 2m April 1922 „stieg" fie weiter auf 
6000 Mark: doch da auch dieser Betrag in den folgenden Monaten in 
ein Nichts zusammenschmolz, wurde im Oktober 1922 eine neue Be­
rechnungsgrundlage geschaffen: Die Entschädigung an die Stadt sollte 
dem Wert des Portos für fünf Zernbriefe entsprechen, und tatsächlich 
vermerkt denn auch die Stadthauptkasse am 5. November 1922 in ihren 
Mten, daß dieser Gegenwert, umgecechnet in 500 Millionen Mark 
bar, vom Pächter eingezahlt worden ist. Nach Einführung der festen 
Währung kehrte man wieder zur Seldtare zurück. Anfänglich wurden 
40 Goldmark jährlich erhoben, dann aber die pacht im Jahre 1927 
auf 20 NM. ermäßigt, weil nach der Durchführung der Sdercegulie« 
rung Lberschwemmungen nicht mehr vorkamen und demgemäß aus 
dem Zischerlvch auch keine Zifche mehr herausgeholt werden konnten. 
Im Jahre 1921 wurde es zugefchüttet.

3. Verkauf einer Parzelle

Im allgemeinen war die Stadtverwaltung in dec Zeit um die Iahc­
hundectwende sehc wenig geneigt, auch nur geringe Teile ihres Land­
besitzes zu veräußern. Die in der Berichtszeit mehrfach auftcetenden 
Kaufangebote dec anliegenden Stellendesitzec wurden daher fast immer 
adgelehnt, und nur in einem einzigen Zolle willigten die städtischen 
Körperschaften in den verkauf einer Wiesenfläche, der „Peter- 
kasche", an den bisherigen Pächter Wilhelm Schirm in Ransern 
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ein. Die „peterkasche" hat ihren seltsamen Namen nach einem srüheren 
Pächter erhalten, der Peter Kasche hieß sl). Sie ist ein Nest des ehe­
maligen Strombettes der Sder und liegt westlich der Schwedenschanze, 
südlich der Kunststraße Sswitz-Ransern. Sie war von den anderen 
Zeldern des Gutes aus schlecht zu erreichen. Ihr Zlächeninhalt beträgt 
1,0920 tzektar. Der verkauf erbrachte 12830 Mark.

4. kluslösung des Gutsdezirks

Das preußische Gesetz vom 27. Dezember 1927 „über die Regelung 
verschiedener Punkte des Gemeindeversassungsrechts" bestimmt in 
8 11, klbsah 1: „Die bestehenden selbständigen Gutsbezirke sind aus­
zulösen." 3n den weiteren klbsätzen desselben Paragraphen wird aus- 
geführt, daß die bisherigen Gutsbezirke entweder mit den bestehenden 
Landgemeinden zu vereinigen oder mit anderen Gutsbezirken zu einer 
neuen Landgemeinde zusammenzulegen oder auch für sich in Land­
gemeinden umzuwandeln sind, wobei in erster Linie aus die Schassung 
leistungsfähiger Gemeinden sowie darauf Bedacht zu nehmen ist, daß 
einheitlich bewirtschafteter Grundbesitz einer und derselben Gemeinde 
zugelegt wird. Nus Grund dieser Gesetzesvorschristen wandte sich der 
Landrat des Landkreises Breslau an die Stadtverwaltung mit der 
Bitte, zu der Auflösung des Gutsbezirkes Ransern Stellung zu 
nehmen. Lr machte seinerseits den Vorschlag, den Gutsbezirk mit der 
Gemeinde Ransern zu vereinigen und dem neuen Gemeinwesen den 
Namen „Ranser n" zu geben. Die Stadtverwaltung nahm den Vor­
schlag an; die kluslösung des Gutsbezirkes Ransern wurde aus dieser 
Grundlage bewerkstelligt.

S. Rnliegersiedlung

Bm 22. März 1924 übersandte der Generalpächter von Ransern 
und Sswitz dec Land- und Zorstdeputation einen klntcag von vierzehn 
Stellenbesitzern aus Durchführung der im Reichssiedlungsgeseh vom 
11. klugust 1919 vorgesehenen klnliegersiedlung. Während noch die 
Verhandlungen über diesen kintrag schwebten, ließ der Generalpächtec 
ein Schreiben an den Magistrat folgen, in dem er seine Bedenken 
gegen die von den Siedlungslustigen geforderten langfristigen Pacht­
verträge darlegte. Die Rieselgüter hätten zu allererst die Aufnahme 
der städtischen kibwässer sicherzustellen; um diese zu gewährleisten, sei 
es notwendig, daß die für das zugeführte Kanalwasser erforderlichen
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Zlächen jederzeit verfügbar sind. Das aber lasse sich nur im Grosi- 
betriebe mit einer geeigneten Kruchtsolge, dec entsprechenden Haltung 
von Vieh und der Schasfung von Reseroeslächen ermöglichen. Ls seien 
deshalb die Verträge mit den vnterpächtern bisher immer nur aus 
1/2 bis 1 Jahr abgeschlossen worden, ein aus Erfahrung beruhender 
und dem Nutzen der Stadtverwaltung dienender Brauch, dessen Bei­
behaltung dringend zu empfehlen sei. Der Magistrat machte sich diese 
Auffassung zu eigen und berichtete in diesem Sinne an das Kultur- 
amt. Die Sache ist dann im Sande verlausen; von den Stellendesitzecn 
ging kein neuer Antrag mehr ein. Die Anliegersiedlung ist aus Ran­
serner Gebiet niemals Wirklichkeit geworden.

6. Bauten und BaupottM

Lin klares Bild von der Besiedlung Ranserns, von den Gebäuden 
und ihrem Zustande gewinnt man aus den nach den jeweiligen Bau- 
besichtigungen niedergeschciebenen Berichten der städtischen 
Güteroerwaltung. vornehmlich ist es die Baubeschceibung vom 
19. April 1911, in der die Verhältnisse besonders genau geschildert sind 
und an die wir uns daher als Grundlage sür unsere weiteren Aus­
führungen halten wollen. Zu jener Zeit waren in Ranfern folgende 
Baulichkeiten vorhanden:

1. auf dem Dominium:

sj massive Gebäude:
das Pächterwohnhaus, das Gesindewohnhaus, ein Kuhstall 
mit eingebauten Gesindewohnungen, ein Pferde- und 
Schsenstall, ein Schweinekoden, zwei Kederviehställe, die 
hosschmiede;

bs in Kachwerkbauweise:
eine dreitennige hosscheune, ein Schüttboden mit Remise, 
ein Hühnerstall; ferner zwei Aborte, eine hölzerne Laude, 
ein Abessinier- und ein anderer Brunnen;

2. aus dem Schäsereivorwerk:
das massiv erbaute Inspektorwohnhaus, eine gleichfalls 
massive Scheune mit Kreuztenne, ein teilweise massiver 
Schafstall, zwei hölzerne Aborte und ein Brunnen;
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2. aus dem ehemaligen Förstereigcundstück:
ein massives Wohnhaus fSchmiedehauss, ein massiver 
Stall, ein in Fachwerk ausgeführtec kldort und ein 
Brunnen,'

4. aus dem Waldvorwerk:
as massive Gebäude:

das Gesindehaus, das Schäfer-Wohnhaus, der Schwarz­
viehstall, eine vier- und eine eintennige Scheune, eine 
Remise mit Schüttboden, ein Jungoiehstall, der zum Schsen- 
stall umgebaute ehemalige Schafstall;

bs in Fachwerkbauweise:
eine zweitennige Scheune; ferner ein hölzernes Waage­
häuschen, zwei klborte und ein Brunnen.

Der Zustand saft aller dieser Gebäude wird in dem angezogenen 
Bericht als recht schlecht oder doch wenigstens als stark vecdesse- 
rungsbedürstig bezeichnet. So heisit es, der Pferde- und Schfenftall 
auf dem Dominium sei „alt und morsch", die Mädchenkammec im 
pächtecwohnhaus „sehr feucht", das Dach dec tzosschmiede „sehe 
schlecht", die Fenster und Türen im Sesindewohnhaus seien „alt und 
schwach", am Jnspektvrwohnhaus aus dem Schäsereivorwerk zeigten 
sich „verwitterte Stellen", in der Fochwerkscheune aus dem Waldvoc- 
weck „ernste Spuren von Splintholzsäule", der Schwarzviehstall dort­
selbst habe keine Decke, es fehle eine Einrichtung zur Abführung der 
Zauche, er werde überhaupt „nicht gern benutzt" ufw. Durch die in 
den folgenden Jahren vorgenommenen Instandsetzungen wurden auch 
nur die grösiten Lbelstände beseitigt; im Jahre 1913 wurden die 
Deckendretter im pserde- und Schsenstall erneuert, die schadhasten 
Stellen am Dach ausgebesfect und nach und nach auch an den anderen 
Baulichkeiten die unumgänglichen Reparaturen ausgesührt. Ganz all­
gemein aber gewinnt man den Eindruck, als habe die damalige Stadt­
verwaltung an den ländlichen Bauten allzu sehr „gespac t", als habe 
sie bestensalls im letzten Augenblick, und auch dann noch ost mit unzu- 
länglichen Mitteln, eingegrissen, um sie wieder in gebrauchsfähigen 
Zustand zu versehen. Nun hat das allerdings nicht immer am Magi­
strat gelegen, sondern oster auch an dec Stadtverordneten­
versammlung, die an den ohnehin schon sehr bescheiden aufge­
stellten Bauplänen des Magistrats mehrfach noch Abstriche vorge­
nommen hat.
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Lin Beispiel dieser Art aus dem Jahre 1912 - bei Übergabe der 
Nanserner pacht an Dr. Guradze - haben wir bereits oben erwähnt. 
Ähnlich war es mit der tzofschmiede, deren Dach in der Baubeschcei« 
düng von 1911 als „sehr schlecht" bezeichnet worden war. Hier geschah 
in den nächsten 17 Jahren überhaupt nichts, und erst im Jahre 1928 
unterbreitet der Magistrat den Stadtverordneten eine Vorlage, in der 
er die Verzögerung durch den Krieg und den Währungsverfall zu er« 
klären versucht, ohne allerdings die Tatsache aus der Welt schassen zu 
können, dasi mindestens doch in den Jahren 1911—1914 und 1924 bis 
1927 etwas hätte geschehen können und sollen, um die Schmiede 
wenigstens in ihrer Substanz zu erhalten. Inzwischen war nämlich 
bei einem schweren Gewitter das Dach der Schmiede zusammen« 
gebrochen und nun musite, um die darin arbeitenden Leute nicht durch 
den drohenden Einsturz des Schornsteins zu gesährden und um ein 
Linschceitenderpolizeizu vermeiden, mitsamt dem Schorn« 
stein das ganze dausällige Gebäude abgetragen werden. Kür den Neu« 
bau, in dem auch noch eine Stellmacherei untergedracht wurde, sind 
dann 6312,47 Mark aufgewendet worden.

Nicht viel anders war es in den Jahren 1896—1900 bei den 3n« 
standsehungsarbeiten aus Anlasi der Pachtübernahme von Nansern 
durch den Pächter Sachs zugegangen. Die Städtische Bauverwaltung 
hatte, beraten durch einen landwirtschaftlichen Sachverständigen und 
je einen Vertreter des abgehenden und des anziehenden Pächters, die 
notwendigen Aufwendungen auf 15130 Mark geschäht. Hernach traten 
Zweifel auf, ob die in dem Anschläge vorgesehenen Ausbesserungen am 
Kuhstall aus dem Schlosivorweck genügen würden und ob nicht doch 
lieber an einen gründlichen Ambau herangegangen werden sollte. Der 
Magistrat entschied sich sür die zweite Lösung und sorderte von der 
Stadtverordneten-Versammlung folgende Beträge an: 8800 Mark sür 
die Nanserner Gutshvfgedäude und 17 500 Mark für den Ambau des 
Kuhstalls. Auch diese Vorlage birgt in sich ein Beispiel sür die bereits 
gekennzeichnete, etwas seltsam anmutende „Sparsamkeit". 3n den 
8800 Mark waren nämlich u. a. 900 Mark für zwei zweisitzige Aborte 
enthalten als Ersatz sür die bisherigen, die nach der vom Magistrat 
gegebenen Begründung von so „äusiecst einfacher Art" waren, dasi die 
Möglichkeit einer Verseuchung desBcunnenwassers durch 
sie nicht von der Hand zu weisen war und dasi das Auftreten von 
mehreren Thphusfälten im Hochsommer 1897 — wohlgemerkt, vom 
Magistrat selbst - mit diesem Adelstände in Verbindung gebracht 
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wurde. Die 8 800 Mark reichten schließlich nicht ganz aus: öur end- 
gültigen Begleichung der kldrechnung des Unternehmers mußten 
102,09 Mark nachbewilligt werden. Ebenso trat eine — sehr viel be­
deutendere — Mehrausgabe bei dem Umbau des Kuhstalls ein: Zu 
den ursprünglich bereitgestellten 17 500 Mark traten 5439,42 Mark, 
die süc weitere Maurerarbeiten ausgewendet werden mußten.

3m Jahre 1911 legt der Magistrat den Stadtverordneten abermals 
einen kintrag vor, die sür die Instandsetzung dec Ranserner Guts­
gebäude bereitgestellten 2 500 Mark um 1 500 Mark zu erhöhen und 
weitere 800 Mark süc die Ordnung der Verhältnisse aus dem tzose des 
Waldvocwerks zu bewilligen. Der Magistrat führt hierzu u. a. aus, 
über die schlechte Beschasfenheit des Gutshoses werde schon seit einigen 
Jahren geklagt: ec sei nach längecec Regenzeit fast unwegsam. Zur 
Vermeidung allzu hoher kosten empfehle es sich jedoch, von dec kln- 
läge neuer pflasterwege abzusehen und sich mit einer Änderung des 
Gesälles dec Hosslächen und dem klusbau eines zwei Meter breiten 
Rinnsteines zu begnügen, kluch hier wieder erwies sich im solgenden 
Jahre eine Nachbewilligung von 946,98 Mark als unvermeidlich, weil 
die kosten der Tagelöhner zu niedrig angesetzt worden waren und weil 
noch einige andere, anfangs nicht vorgesehene Bauacbeiten vorgenvm- 
men werden mußten, stzierzu ist übrigens zu bemerken, daß der Magi­
strat bereits im Jahre 1906 Mittel in tzöhe von 900 Mark angesordert 
hatte, um auf dem tzose des Waldvocwerks Pflasterwege anzulegen. 
Denn schon so bald wieder Maßnahmen erforderlich wurden, um den 
tzof bei jedem Wettec begeh- und befahrbar zu machen, so läßt sich 
eine Begründung dafür in den klkten nicht finden: man kann aber 
wohl annehmen, daß man auch damals wieder allzu „sparsam" zu 
Werke gegangen war und daß nun neue kosten entstanden, um das, 
was in den vorhergehenden Jahren verabsäumt worden wac, nach- 
zuholen.j

Dir wollen es unterlassen, die sonst noch im Lause der Jahre in 
Ransern durchgesührten Bauvorhaben im einzelnen zu beschreiben, 
da es uns hier vornehmlich daraus ankam, die Grundsätze der 
städtischen Baupolitik möglichst klar herauszuacbeiten, weniger aber, 
ihre klnwendung in jedem Sondersalle nachzuweisen. klbschließend 
genüge nachstehende Übersicht, gegliedert nach der Lage der Grund- 
stücke und nach dem Zeitpunkt der einen oder anderen baulichen 
Maßnahme.
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I. Allgemeines

1910: Ausbesserungen an verschiedenen Gebäuden fkosten 3000 Marks.
1911: Einrichtung elektrischer Beleuchtungs- und Kraftanlagen in 

Ransern und Sswitz f8075 Marks.
1917: Erweiterung der elektrischen Lichtanlage f700 Marks.

II. Dominium

1901: Pflasterung und Herrichtung des Hofes f400 Marks.
1906: Lnteifenungsanlage sür die Trinkwasserversorgung im Beamten« 

wohnhause f800 Macks.
1909: Ambau des Wirtschastskellers im Beamtenwohnhause f900Mk.s.
1909: Erneuerung des Fußbodens in drei Zimmern des Beamten« 

Wohnhauses fkosten nicht genau festzustellens.
1912: Erneuerung der Holzdecke über dem pserdestall f1 072,74 Mk.s.
1913: Herstellung eines neuen Abortes. Dichtung des Zuhbodens in 

der Wohnung des Kuhstallschaffers f7S0 Marks.
1915: Wiederaufbau einer teilweise eingestürzten Wand im pserde­

stall f1 621,16 Marks.
1917: Einrichtung einer Wasserversorgungsanlage im Sutspächter« 

wohnhause f1 980,39 Marks.
1919: Vergrößerung der Küche im Gutspächterwohnhause f16475,70 

Mark: 3nflationspreis!s.
1922: Lrneuecungsarbeiten am Schüttboden f88 400,83 Marks.
1924: Neubau des Pferdestalles f35 978,40 RM.s.

m. Schäfereloorwerk

1900: Ausbesserungen an dem als Strohscheune benutzten früheren 
Schafftall f3000 Marks.

1919: Ausbau von Gesindewohnungen f100652 Marks.
1920: Bau von Schweineställen für das Gesinde f3 500 Marks.
1925: Übernahme eines vom Pächter erbauten Maschinenschuppens 

fkosten bei pachtadlauf festzustellens.
1927: Bau eines Zuchtschweinestalles durch den Pächter fwie ödens.
1927: Ambau des ehemaligen Schafstalles zu einem Schweinemast- 

stall f7 727,30 RM.s.
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IV. Körfterelgrulldftück
1912: Anschluß an die städtische elektrische Lberlandleitung s107,11 

Marks.
1914: verschiedene kleine Ausdesserungsacdeiten s172,03 Mark). 
1931: Anlage eines besonderen Kernsprechanschlusses s1L0 RM.j.

V. Maidvorwerk
1900: Ambau des Schasstalles zum Schsenstall s4 500 Marks. 
1901: Mehrkosten desselben Bauvorhabens 767,32 Mark.

Das sind diejenigen baulichen Maftnahmen, über die sich in den 
Stadtvecordneten-Vorlagen und -Berichten und teilweise auch in den 
klkten der städtischen Grundeigentumsvecwaltung Linzelongaben 
finden. Hinzugesügt sei, daft für die laufende bauliche Unterhaltung 
der Gutspächter nach seinem vertrage verpflichtet war und daft, 
beginnend mit dem Rechnungsjahre 1926, im Stadthaushaltsplan ein 
„Baustock sür Verbesserungen an den Ranserner Gutsgebäuden" er­
scheint, der nach Bruchteilen des Pachtzinses sein Zehntel bis ein 
Sechstels berechnet wird und in den einzelnen Jahren zwischen 1 530 
und 4900 RM. schwankt. Kerner hat die Stadtverwaltung sür die bau­
liche Unterhaltung des Körstereigrundstückes in Ransecn sunter Lin- 
schluft von Deidenhoss in den Rechnungsjahren 1904-1933 im 
Jahresdurchschnitt rd. 530 RM. ausgewendet, die in der vorstehenden 
Zusammenstellung nicht enthalten sind. Des weiteren sei erwähnt, daft 
im Jahre 1904 ein neuer Bohrbrunnen in der Kutterkammer des Kuh- 
stalles aus dem Dominium ausgestellt, daft 1915 auf der Docsaue ein 
Kesseldrunnen angelegt, daft in demselben Jahre die Pumpe aus dem 
Körsteceigrundstück erneuert und endlich, daft 1922 die Brunnen auf 
dem Waldvorwerk und auf dem Dominialhofe einer gründlichen Aus- 
besserung unterzogen worden sind.

Uber eine irgendwie bedeutsame private Bautätigkeit aus Ran­
serner Gebiet liegen keinerlei Angaben vor. Die Stadtlandgüterakten 
führen lediglich an, daft im Jahre 1924 eine neu gegründete „Siedler- 
vereinigung Ransern" an die Stadtverwaltung mit dem Anträge 
herangetceten sei, ihr ein Gelände von 1,625 Hektar nordöstlich der 
Schäferei für den Bau von Ligenheimen zu überlassen. Diese 
Verhandlungen führten jedoch ebensowenig zu einem klbschluft, wie 
diejenigen, die im Lause desselben Jahres mit einer Reihe von Linzel« 
Personen eingeleitet worden waren.
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7. Wege und Zähren

Heinrich Wendt berichtet in seinem „kimt Ransern", daft bei dem 
klbsatz der aus den Ranserner Rieselfeldern geernteten Erzeugnisse - 
vornehmlich Heu und Gemüse - anfangs recht grofte Schwierigkeiten 
ausgetreten seien, die erst durch die bessere Ausgestaltung der Land­
straften hätten behoben werden können. Ls handelte sich vor allem 
darum, den sehr schlechten sandigen Weg, der vor Ransern die städtische 
Kunststrafte Breslau - Sswih - Waldvorwerk verläftt, den Haupt- 
zuleitungskanal und die Gleise der Posener Eisenbahn kreuzt und in 
Leipe einmündet, zu einer pslasterstrafte I. Srdnung auszubauen. 
Pläne der klct waren schon im Jahre 1895 ausgetaucht, dann aber vor­
übergehend fallen gelassen und erst im Jahre 1898 wieder ausgenom­
men worden. In diesem Jahre unterbreitete der Magistrat der Stadt- 
verordneten-Versammlung eine Vorlage, in dec er die Gesamtkosten 
mit 44 000 Mark angibt, hiervon aber 22 000 Mark als Bauhilssgelder 
des Landkreises Breslau slZOOO Marks und der Provinz Schlesien 
stOOOO Marks und ferner noch 9800 Mark in klbzug bringt, die durch 
die kieslieserung und die Kuhrenstellung durch die Gutspächtec von 
Ransern und Sswitz eingebracht werden sollten. Ls zeigte sich indes 
nur zu bald nach dem Beginn des Baues, daft der Magistrat die Rech­
nung ohne den - Landkreis gemacht hatte. Denn während nämlich 
die von der Provinz in Bussicht gestellten Bauhilssgeldec endgültig 
bewilligt wurden und die Pächter die Kuhrenstellung durch eine Zah­
lung von 2 500 Mark ablösten, glaubte dec Landkreis Breslau die Be- 
willigung des aus ihn entsaftenden Betrages davon abhängig machen 
zu sollen, daft bei den zu jener Zeit schwebenden Lingemein« 
dungsverhandlungen eine für den Landkreis „befriedigende" 
Lösung in dec Krage der vermögenscechtlichen kluseinandecsehung ge­
funden wird. Die Stadtverwaltung lehnte dieses kinsinnen in der 
Korm eines entschiedenen, eingehend begründeten Protestes ab. Die 
im Vertrauen auf die mit vollem Recht erwartete Beihilfe begonnenen 
kirbeiten wurden aber nichtsdestoweniger fortgesetzt. Sie währten dis 
in den Oktober 1901 hinein. 3m Zuli 1902 zahlte die Provinz die von 
ihr bewilligten Bauhilfsgelder aus; die Verhandlungen mit dem 
kreisausschuft konnten erst im Jahre 1904 snach der Eingemeindung 
von Herdain, Dürrgog, Leecbeutel und Morgenaus wieder ausgenom­
men werden. Sie führten schlieftlich dazu, daft die ursprünglich mit 
13 000 Mark angesetzte Kreisbeihilfe um 3000 Mark niedriger aus­
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siel. Vie im Jahre 1907 vorgelegte Schlußabrechnung verletzte dann 
die Stadtverordneten-Versammlung in die Zwangslage, noch 12811,42 
Mark nachzubewilligen.

Weitere Mittel für Straßenbauten mußten im Jahre 1910 aufge­
bracht werden, als es darum ging, die Anerkennung dec Pflaster- 
straßen Ransern—Weidenhos und Ransern—Leipe als Kunststraßen im 
Sinne des Gesetzes vom 20. Zuni 1887 zu erwirken und sie dadurch 
der in diesem Gesetz vorgesehenen Schuhbestimmungen über die Be­
förderung schwerer Lasten teilhaftig werden zu laßen. Hierzu waren 
verschiedene kleinere Instandsetzungen erforderlich, deren kosten sich 
in recht bescheidenen Grenzen gehalten Haden.

Zur Durchführung der Straßenbauten mußten auch einige schmale 
Streifen aus Rustikalbesih erworben werden. Die Gesamtfläche be­
trug 1 275 Quadratmeter. Die Besitzer forderten anfangs 0,75 bis 
1,50 Mark je Quadratmeter. Sie beanspruchten ferner eine Entschädi­
gung für die teilweise vernichtete Sommecscucht und die Zubilligung 
des Rechtes der Grasnutzung für den halben Graben. Der Magistrat 
bot alles in allem nur einen Preis von 0,50 Mark je Quadratmeter 
und kam im allgemeinen auch damit durch. Größere Schwierigkeiten 
machte, bis in das Zahc 1929 fh hinein, nur ein in Weidenhof lebender 
Besitzer, der immer wieder darauf beharrte, er sei vor dec Aneignung 
seines Trennstückes von 158 Huadratmetec nicht gehört worden und 
könne sich daher auch nicht mit einem „Kaufpreis" von 79 Mark ein­
verstanden erklären, sondern müße vielmehr fordern, daß ihm ein 
gleichwertiges Landstück aus Weidenhofec Grund und Boden zuge­
wiesen werde. Schließlich ist offenbar auch in diesem Kalle eine beiden 
Teilen gerecht werdende Lösung gefunden worden: jedenfalls ist in 
ollerneuester Zeit von weiteren Ansprüchen des Mannes nichts mehr 
bekannt geworden.

Die Sbstnutzung dec Straße Ransern-Weidenhof ist bald nach 
ihrer Kertigstellung in Angriff genommen worden, zunächst in der 
Korm einer jährlich erneuerten Verpachtung, dann auf Grund eines 
zehnjährigen Pachtvertrages vom t.Zanuar 1912 bis 31. Dezember 
1921. Der Pächter, Inhaber eines Breslauer Sbstgeschäftes, zahlte 
in den ersten fünf Jahren je 160 Mack, in den weiteren Jahren je 
300 Mark, insgesamt also 2 300 Mack. Da die Bäume noch jung und 
die Erträge demgemäß recht gering waren, erschien der Erlös den 
vmständen angemessen. AIs jedoch nach Ablauf des Pachtvertrages 
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die Bäume herangewachsen waren, ging der Magistrat dazu über, die 
Sbstnuhung alljährlich durch den Nanserner Hörster meistbietend 
oersteigecnzu lassen. Dabei wurden sür die damals vorhandenen 
348 Pflaumen- und 376 Birnbäume folgende Gebote erzielt: 1922: 
3 700 Mark, 1923: 1 550 000 Mack fJnslationls, 1924 : 350 Goldmark. 
3m Jahre 1925 stellte sich die Notwendigkeit einer gründlichen gärt- 
nerifchen Überholung der ganzen Sbstallee heraus. U.a. wurden dabei 
27 Birnbäume nachgepslanzt und sämtliche 724 Bäume ausgeschnitten.

*
Die Ranserner Anterpächter, vor allem der Pächter der Riesel­

grasfelder, lebten zu einem Teile aus dem linken Sdecuser; sie mußten 
daher, um zu ihren pachtstellen zu gelangen, in Ermangelung einer 
Brücke die Klein-Masselwitzer Zähre benutzen. Daraus er­
gaben sich mancherlei Verwicklungen und ein umfangreicher Schrift­
wechsel mit dem Besitzer der Güter Groß- und Klein-Masselwitz, der 
zugleich auch Eigentümer der Zähre war. Die Pächter zahlten im all­
gemeinen sür die zweimalige Benutzung der Zähre - sür eine Hin- 
und eine Rückfahrt - eine Gebühr von 35 Pfennigen, die, wie der 
Eigentümer glaubhaft nachweisen konnte, nicht einmal zur Deckung der 
Unterhaltungskosten ausceichte. Der Magistrat regte die Bildung einer 
Kährgenossenschast in der Zorm eines Zweckverbandes an,- erst 
im Jahre 1923 kam es dazu, bis dahin aber zu allerhand Anzuträg- 
lichkeiten, besonders, als der Besitzer von Masselwitz sich weigerte, als 
Gegenleistung für die Zahlung eines städtischen Zuschusses die auf 
beiden Sderufern gelegenen Zufahrtswege als öffentliche erklären zu 
lassen. Die Jahre 1908/09 bringen abwechselnd mündliche Zusagen des 
Besitzers, den Verkehr in der bisherigen Meise dulden zu wollen, und 
vorübergehende Einstellungen des Zährbstriebes unter gleichzeitiger 
Sperrung des Weges, der aus der rechten Gderseite von der Zähre zur 
Dampferhaltestelle an der Schwedenschanze führt. Line Dauer ver­
sprechende Regelung trat erst im Jahre 1928 ein, als die Stadt die 
Güter Grosi- und Klein-Masselwitz in ihren Besitz brachte. Zu irgend- 
welchen Reibungen ist es nach diesem Zeitpunkt nicht mehr gekommen.

Dagegen aber schwebte bis in die letzte Zeit hinein ein Streit um 
das nur für den Personenverkehr geltend gemachte Kährrecht des Gast­
hausbesitzers in Sandberg, der als Ersah sür den in dec Umlegungs­
sache eingezogenen Fugangsweg die Vnlage eines neuen forderte. 
Die Entscheidung hierüber ist erst im Juli 1929, und zwar zuungunsten 
der Stadtverwaltung, gesallen.
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8. Schleusen und Deiche

2m verlause der Verhandlungen der Stadtverwaltung mit der 
Staatsregierung über die Verbesserung der Schissahrtsverhältnisse aus 
der Sder tauchte der Plan auf, den völlig unzulänglichen alten Schiss- 
sahrtskanal zwischen dem Sber- und dem Antecwasser durch einen 
neuen kanalbau zu ergänzen und serner bei Ransern ein bei Niedrig­
wasser einzuspannendes Wehr mit Schleuse zu errichten. Der neue 
Großschiffahrtsweg interessiert uns hier nicht, da er außerhalb des 
Ransecnec Gebietes vertäust; wir haben es hier nur mit der zweiten 
Maßnahme, dem Bau des Ranserner Wehres und der 
GchIeuse, zu tun. Wir sinden ihn erstmalig erwähnt in einem Lr« 
läuterungsbericht dec Sderftrombaudirektion vom 29. ßebruar 1912, 
in dem es u. a. heißt: „Zur Hebung des Unterwassers von Breslau 
und Beseitigung der dadurch hervorgerusenen Mißstände wird die 
Sder bei Ransern skilometer 260) durch ein Wehr mit Schleppzug- 

schleufe angestaut."
Der Magistrat erkannte an, daß die Regelung des Wasserftandes 

im Unterwasser durch die Ranferner Schleuse neben manchen Nach­
teilen auch Vorteile sür die Stadt mit sich dringe, und die Stadtver- 
ordnetenversammlung erklärte sich denn auch in einem Beschluß vom 
12. Zebruac 1912 damit einverstanden, den sür die Schleppzugschleuse 
aus den Rieselseldern bei Ransern ersorderlichen Grund und Boden 
srd. 16 Hektar) unentgeltlich adzutreten und ferner die kosten sür die 
ohnehin notwendig gewordene Tieserlegung der drei noch aus alter 
Zeit stammenden Düker der kanalisationswerke am Zehndelberge zu 
tragen s140000 Mark kostens. Der Staat hingegen verpslichtete sich, 
die klptierungskosten sür die in das Baugelände sollenden oder durch 
den Kanal abgeschnittenen Rieselselder mit 2000 Mark je Hektar zu er­
halten. Die bäuerlichen Besitzer wurden von der Reichswasserstraßen- 
Verwaltung nach Beendigung der klrdeiten durch Land adgesunden, 
das jene aus Grund eines mit der Stadt abgeschlossenen Tauschver­
trages von dieser erworben hatte. Schwierigkeiten während des Baues 
ergaben sich aus den Entschädigungsansprüchen verschiedener Pächter 
sür zerfahrene Zelder, aus der kibholzung des Streitwerders unter­
halb der Weidemündung und endlich aus dec Forderung des Magi­
strats, das Wehr eissichec auszubauen. Schließlich erhielt der mit der 
Sderftrombauverwaltung im Jahre 1912 zustande gekommene Vertrag 
ursprünglich gegen den Dillen des Magistrats eine neue Zasfung, die 
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oder wohl doch nicht oilzu ungünstig gewesen sein muh, da sie nach 
einer Besichtigung des inzwischen teilweise fertiggestellten Wehres 
auch die Zustimmung des Breslauer Schisfahctsvereins gesunden hat.

3m Jahre 1927 trat die Reichswasserstrasten - Verwaltung an die 
Stadt wegen Erwerbes von städtischem Grundbesitz in Ransern, Sswitz 
und Masselwitz heran, der zur Begradung des rechten Sderufers vom 
Beginn des Gberhafens der Ransecner Schleuse, sowie für bauliche 
Veränderungen und Erweiterungen der ganzen Schleusenanlage be­
nötigt wurde. Ls handelte sich im ganzen um rd. 9,4 Hektar Land, 
klls Preis wurde der Betrag von 6 400 RM. je Hektar vereinbart. 
f2400 RM. landwirtschaftlicher Wert und 4 000 RM. als Lntschädi- 
gung für die Kosten der Herrichtung zu Rieselfeldern.) Dec erste Ab­
schnitt des Erweiterungsbaues ist am 1. klpril 1931 fertiggestellt wor­
den,' die zweite Schleuse konnte am 30. klpril 1934 in Betrieb genom- 
men werden. fDiese Mastnahme hatte übrigens im Kebruar 1931 zu 
einem Dringlichkeitsantrage einer Gruppe von Stadtverordneten ge­
führt, die sie als Notstandsacbeit unter Hinzuziehung einer 
möglichst grosten Zahl von Breslauer Erwerbslosen anerkannt wissen 
wollte. Der klntrag sand die Zustimmung der Versammlung und her­
nach auch des Magistrats, nicht aber die der Regierung, die - durch 
ein Schreiben des Sberpräsidenten vom 5. März 1931 - die Eingabe 
der städtischen Körperschaften dahin beantwortete, dast zwar die am 
Bau beteiligten Unternehmer angewiesen worden seien, in weitestem 
Umfange Arbeitslose durch das Breslauer Arbeitsamt anzusocdern, 
dast aber die klussührung des Baues als Notstandsarbeit nicht in 
Krage kommen könne, weil „ohne Verwendung modernen Arbeits­
geräts eine einwandfreie Durchführung und fristgemässe Beendigung 
der Arbeiten unmöglich" fei.)

Die im Zusammenhang mit der Verbesserung des tzochwasserschutzes 
und dem Bau der Ranserner Schleusen erfolgten Veränderungen im 
Gelände von Ransern haben wir bereits teilweise erwähnt. Es bleibt 
nachzutragen, dast die Stadt im Umtausch gegen vorher ihr gehörige 
Landstücke u. a. eine an die erste Schleuse angrenzende Kläche vom 
Staat erhalten hat, auf der hernach der neue Deich angelegt worden 
ist. Die näheren Bestimmungen sind im Nachtrag n zum kluseinander- 
setzungsplan von Ransern enthalten, in dem des weiteren vorgesehen 
ist, dast die Stadt für die Instandhaltung des von der Ranserner Dorf- 
straste zum Schleusengehöft führenden Weges aufzukommen hat, wo- 
für sie hernach eine Barentschädigung von 7 000 RM. erhalten hat.
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ferner kam es zu einem Seiändeaustausch bei dem Ausbau der Deich- 
verstärkungen vom Dorfe Ransern bis zum Daldvorwerk. 2m ersten 
Zolle waren die Tauschflächen gleichwertig, im zweiten erhielt die 
Stadt eine Entschädigung von 163,32 RM.

Die Unterhaltung der Deiche ist Sache decDeichvecdände. Zur 
Ransern ist dec Laclowitz-Ransernec Deichoerband zuständig, besten 
Tätigkeitsbereich nach dem Statut vom 7. Juni 1899 im Süden von 
der kllten «Oder, im Westen von der Stromodec, im Norden und Nord­
osten von der Weide und im Südosten von dec Breslau-Hundsseldec 
kunststraste begrenzt wird. Die Ausgaben des Deichverbandes und 
seine Gliederung wird in einem Beschlust des Deichamtes vom 20. Juni 
1906 festgelegt, der unter dem 20. September 1906 die Genehmigung 
des Regierungspräsidenten gesunden hat. Danach ist der Larlowih- 
Ranserner Deich in sieben Aussichtsbezirke eingeteilt und diese 
wiederum in je zwei dis drei Wachstationen. Ransern und das Wald- 
vorwerk bilden je einen Aussichtsbezirk mit je zwei Wachstationen. An 
der Spitze jedes Bezirkes steht besten Vorsteher, die Wachstationen 
werden vom Deichschössen und besten Stellvectceter geleitet. Bei ge­
ringer Gefahr hat der Gutsbezirk Ransern ein klusgedot von 32, die 
Gemeinde ein solches von 10 Wann zu stellen. 2n Zällen dringender 
Gefahr sind alle im Dorf ansässigen dienstfähigen Männer im Alter 
von 16—60 Jahren, mit Busnahme der Staatsbeamten, des Amtsovr- 
stehers, des Geistlichen und des Lehrers, zur Hilfeleistung verpflichtet.

Deichverbesterungen haben in den letzten Jahren mehrfach statt­
gefunden. Recht umfangreiche Arbeiten wurden nach dem Hochwasser 
von 1903 vocgenommen, um das Dorf Ransern und vor allem dessen 
westlichen Teil in Zukunft vor möglichen Katastrophen zu schützen. Bei 
dieser Gelegenheit erhielt auch die Zufahrtsstrasse zum Waldvorwerk 
und zum Pumpwerk eine hochwastecsreie Lage. Stadt und Deichoer- 
dand teilten die Kosten zur hülste sje 11819,53 Marks. Die Stadt 
stellte austerdem die zur Verlegung der Straste erforderlichen Zorst- 
flächen dem Deichverbande kostenlos zur versügung.

3m Jahre 1915 legte der vberpräsident einen Plan zur Erhöhung 
und Verstärkung des Larlowih-Ranserner Deiches aus, der an die 
Stelle eines, durch die Hochwastecschutzmastnahmen überholten, 
älteren Entwurfs treten sollte. Die Arbeiten waren sür eine Strecke 
von über 11 Kilometer svon Deichkilometer 6,2 bis 17,52j vorgesehen.
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Da sie den städtischen Grundbesitz in recht erheblichem Umfange be« 
rührten, die Vbtcetung bedeutender Landstreisen und die Nbholzung 
teilweise wertvoller Zocstdestände zur Voraussetzung hatten, konnten 
sie erst nach längeren Verhandlungen in kingrifs genommen werden. 
Sie dehnten sich bis in den Vugust 1922 hinein aus. Die Baukosten 
hat in vollem Amsange die Sderstrombauverwaltung getragen. Nach 
der Fertigstellung lieft die Stadt eine begrenzte Neuvermessung vor­
nehmen, die aus Ersparnisgründen überall da unterblieben ist, wo 
die Stadt Besitzerin der Deichstcecke war.

Die Mittel sür die von ihnen zu leistenden lausenden Arbeiten 
bringen die Deichverbände durch Beiträge aus, die sie von den­
jenigen Körperschaften, Gemeinden, Linzeldesitzern usw. erheben, die 
von dem Deichschuh Vorteile haben. Die Höhe der Beiträge richtet 
sich nach dem jeweiligen Bedarf und nach etwaigen Veränderungen 
der Gröfte und Lage derjenigen Flächen, sür die sie zu entrichten sind. 
Sv hatte die Stadt in den Rechnungsjahren 1904 und 1905 — in­
folge der Hochwasserschäden von 1903 — Beiträge in doppelter Höhe, 
d. h. einen das etatsmäftige Soll um 4500 Mark übersteigenden Be- 
trag, aufzubringen. So auch muftte der Ranserner Gutspächter — 
nach einem Einheitssätze von 60 Pfennigen für einen Hektar — im 
Rechnungsjahre 1922 einen Beitrag von 8402,45 RM., im Rechnungs­
jahre 1926 von 1198,10 RM. und im Rechnungsjahre 192? von 
931,92 RM. leisten.

9. Landwirtschaft, insbesondere Rieselseldwirtschaft

Immer wieder ist in den Kreisen der Stadtverwaltung und, darüber 
hinaus, der Bürgerschaft darüber geklagt worden, daft die für die 
Landgüter aufgewendeten Mittel in einem Missverhältnis zu 
den aus ihnen erzielten Einnahmen stehen, und daraus erklärt sich 
wohl auch, wenigstens zu einem Teile, jene eigenartige „Sparpolitik" 
der Stadt gegenüber ihren Gütern, sür die wir in dem klbschnitt 
„Bauten und Baupolitik" einige mehr oder minder krasse Beispiele 
angeführt haben.

Ganz besonders schlimm stand es in dieser Hinsicht um die Riesel­
güter Ransern und Sswitz, und hier wiederum vor allem um die Er­
träge der Halm- und tzacksruchternte, die im vergleich zu den Kosten 
des kinbaues tatsächlich als durchaus unbefriedigend angesehen wer­
den muftten. Ls lag das daran, daft der Pächter genötigt war, einen 
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großen Teil seiner Acker in kleinen Losen an Unterpächter weiter­
zugeben, daß diese darauf verschiedene Hruchtarten anbauten und 
selbstverständlich je nach den Zeiten des Wachstums verschiedene Wen­
gen und während der Lrnte überhaupt keine Rieselwässer abnahmen, 
die dann der tzauptpächter voll aus die von ihm selbst bewirtschafteten 
Zelder leiten mußte. Die natürliche Zolge davon war, daß die Acker 
mehr und mehr oerkrauteten, daß dietzalmfruchternte wegen der Über­
sättigung des Bodens durch das Rieselwasser von Jahr zu Jahr un­
günstiger ausfiel und daß die Kartoffeln im Wachstum zurückblieden 
und vielfach weder zu Speisezwecken noch zur Stärkefabrikation, son­
dern nur noch zur Derfütterung an Schweine zu gebrauchen waren. 
Unter diesen Umständen machte der Pächter aus der Not eine Tugend, 
indem ec durch ein Schreiben vom S. September 1926 anregte, die 
Wirtschaft in Ransern auf Sch wei nemast umzustellen und zu die­
sem Zweck auf dem Schäfereivorwerk einen neuen Zuchtschweinestall 
zu errichten und den westlichen Teil des ehemaligen Schasstalles zu 
einem Schweinemaststall nebst Zutteckammer auszubauen. Die Stadt­
verwaltung griff den Vorschlag als gut auf, und so wurden denn im 
Jahre 1927 die beiden Bauten ausgesührt: Der Schweinemaststall mit 
der Zutterkammer unter Aufwendung von 7 727,30 RM. aus städtischen 
Mitteln, der Zuchtschweinestall auf kosten des Pächters unter der Zu- 
sicherung, daß die Stadtgemeinde beim Pachtablauf das Gebäude zu 
dem dann von Sachverständigen festzustellenden Werte übernehmen 
werde. Der Maststall wird seit kinfang 1927 benutzt, der Zuchtstall war 
im Juli desselben Jahres mit 150 Schweinen belegt.

Lin anderer Teil des alten Schasstalles war bereits früher, jm 
Jahre 1919, zu Gesindewohnungen umgebaut worden. Ruch 
hierzu war der kinstoß vom Pächter ausgegangen, der immer wieder 
und immer dringlicher daraus hingewiesen hatte, daß die Ansied- 
lung von einheimischen Landarbeiterfamilien für die 
Dauer nur zu erreichen sei, wenn ihnen mehr und bessere Wohngele­
genheiten auf dem Gute selbst geboten würden. 2n Verfolg dieser An- 
regung wurden in sechs der vorhandenen Jachen sechs Wohnungen 
eingebaut, die aus je einer Stube, Wohnküche, Dachstube und Boden­
raum bestanden. Die Baukosten wurden, nach dem Anschläge vom 
17. April 1919, auf 50 000 Mark geschätzt; sie sind dann aber, teils in­
folge einer nachträglichen Verbesserung der Heizanlagen, teils infolge 
der fortgeschrittenen Geldentwertung, aus das Doppelte gestiegen.
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Auch für die Verschönerung des äußeren Bildes der alten Schäferei 
sind in demselben Jahre 1919, wenn auch in sehr bescheidenem Um­
sange, Aufwendungen gemacht worden. Ls wurden, um den „öden 
Eindruck" zu verbessern, dort — wie auch auf den Vorwerken Ransern 
und Vogtswalde — Sbst- und Wildbäume gepflanzt und hierfür ins­
gesamt 500 Mark bewilligt.

Große klusgaben sind der Stadt aus der klbleitung, Verteilung und 
Verwendung der mit dem Anwachsen der Bevölkerung zunehmenden 
Menge von klbwässern, mit anderen Worten aus dec Riesel seid - 
wirtschaft und allem, was dazu gehört, entstanden. Das Pump­
werk am Zehndeiberge, das bei einer Einwohnerzahl Breslaus von 
280000 im Jahre 1881 mit zwei Maschinen in Betrieb genommen und 
inzwischen um nur eine Maschine verstärkt worden war, mußte im 
Jahre 1898 bedeutend vergrößert werden,' ferner machte die klptierung 
von 200 Hektar Weidenhvfer Ländereien die Herstellung eines Haupt- 
zuleitungskanals und einen vmbau des im Zahre 1895 bis zum Wald- 
vorwerk verlängerten Hauptentwässerungsgrabens notwendig. Die 
Durchführung dieser Arbeiten hat cd. 1V2 Millionen Mack erfordert. 
3m Zusammenhang mit der weiteren Vergrößerung der Aptierungs- 
slächen in Weidenhos steht die Vertiefung des Ranfernec Deichgcadens 
entlang den Zeldern 68—76, die im Jahre 1907 vorgenommen wurde, 
fkosten: 6500 Mark.) 3m Jahre 1909 befchlossen die städtischen Körper­
schaften, zur gleichmäßigen Verteilung der Rieselwässer auf die Güter 
Weidenhos, Sswitz und Ransern das Zassungsvermögen des Haupt­
zuleiters sür Weidenhof zu verdoppeln fkosten: 150 000 Marks und 
zur Verbesserung der vorslut für den tzauptentwässerungsgraben den 
vorslutgcaben zwischen Weidedeich und Sder auf der Südseite um 
einen Meter zu verbreitern, fkosten: 4 300 Mark.) Bereits im fol­
genden Jahre, 1910, mußten wiederum sehr erhebliche Mittel bereit- 
gestellt werden, und zwar 100000 Mack süc eine nochmalige Lrweite- 
cung des Pumpwerkes Zehndelberg, 19 000 Mark sür das Pumpwerk 
Ransern fnachträglich um 6 000 Mark verstäckts und 240 000 Mark süc 
die Vergrößerung des tzauptzuleiters Sswitz-Ransern einschließlich 
dec Anlage von Staubecken und eines Zwischenpumpwerks.

Handelte es sich bisher um kosten, die im wesentlichen aus Er­
neuerungen und Ergänzungen an den Pumpwerken, deren Haupt- 
zuleiter und dem Hauptentwässerungsgraden entstanden waren, so 
galt es, im Lause der Zeit noch eine Reihe von weiteren Ausgaben zu 
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bestreiten, die durch Arbeiten aus schon vorhandenen oder durch Her­
richtung von neuen Rieselfeldern verursacht wurden.

Dec Magistrat berichtet in einer Vorlage aus dem Jahre 1929, dast 
ein grostec Teil der Dränungen auf den Rieselfeldern in Ransern, Ss- 
wih, Leipe und Weidenhof, die noch aus den achtziger Jahren des 
19. Jahrhunderts stammten, zur ordnungsmästigen Entwässerung und 
damit zur Hebung der Ertragsfähigkeit der Helder unbedingt einer 
durchgreifenden Instandsetzung bedurfte. Bei dec Gröste dec in Krage 
kommenden Hläche frd. 45 Hektars erscheint die Höhe der angesocderten 
Mittel - 25 200 Mack - vechältnismästig gering, um so geringer, 
wenn man bedenkt, dast während des Krieges jede Arbeit dieser Act 
geruht hatte, und wenn man weist, dast in den letzten Jahren vor dem 
Kriege im allgemeinen auch nur kleinere Ausbesserungen durchgosührt 
worden waren.

Nach dem Kriege begegnen wir auster dec oben angeführten noch 
drei Vorlagen des Magistrats ähnlicher Art. Die beiden ersten, aus 
dem Jahre 1916, beziehen sich auf die Herstellung von Entwässerungs­
gräben für verschiedene Heldec in Ransern und Leipe fkosten: 17 500 
Marks und aus die Verbesserung der Dränungen in Ransern fkosten: 
9 500 Marks, während die dritte, vom 4. Juni 1929, verschiedene Not- 
standsacbeiten umfastt, unter denen auch die Herstellung von Gräben 
und Wegen auf den Rieselfeldern in Ransern, Sswitz und Weidenhos, 
die Herstellung von Rieselschuhdämmen auf den Heldern der drei ge­
nannten Güter mit zusammen 140 000 RM. und die Aptierung von 
neuen Riesellandslächen in Ransern und Weidenhos mit 80000 RM. 
kosten Ausnahme gesunden haben.

DieAussicht über die städtischen Rieselselder in Ransern, Sswitz, 
Leipe und Weidenhof übte ein Beamter, der Rieseiseidaufseher, aus, 
der bis zum Jahre 1901 seinen Wohnsitz in Breslau hatte. Dast sich 
daraus allerhand Adelstände ergeben mustten, liegt, rückschauend be­
trachtet, auf der Hand und wurde auch damals nicht verkannt, aus 
den üblichen „Ersparnisgründen" aber versuchte man, sich und dem 
Rieselfeldaufseher dadurch zu Helsen, dast man dem Mann ein - 
Dienstfahcrad zugestand. Erst nachdem sich auch dieses „Behelssmittel" 
als unzulänglich erwiesen hatte, trat der Magistrat mit dem Anträge 
an die Stadtverocdneten-Lecsammlung heran, in Ermangelung eines 
geeigneten Mietshauses süc den Rieselseldausseher ein eigenes Dienst­
gebäude aus Ranserner Grund zu errichten und hierfür 16000 Mark 
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beceitzustellen. Die Stadtverordneten aber waren sür noch größere 
.Sparsamkeit" und steitten nur 8000 Mark bereit. Mit diesem Be­
trage war natürlich nicht auszukommen, und so mußte dec Magistrat 
noch 7 000 Mark nachfordern. Ms Bauplatz wurde das zu den Natur- 
seibern in Ransern gehörige städtische Grundstück am Südende des 
Dorses, an dec Abzweigung des Ransern-Leiper pslasterweges von 
der Ransern —Gswitzer Kunststraße, gewählt und darauf ein Wohn­
haus, ein Stall, ein besonderer Lrdkellec und ein Brunnen erbaut.

Zur besseren Abfuhr der aus den Rieselseldern in Ransern, Sswitz 
und Weidenhof vermehrt anfallenden Schlammengen ist im Jahre 
1928 eine 11,1 Kilometer lange Jeldbahnanlage geschossen wor­
den. Die 65 800 RM. erfordernde Borlage des Magistrats wird von 
ihm mit der schlechten Beschaffenheit der Wege und mit der Not­
wendigkeit begründet, einen Anschluß an den Bahnhof Sswitz zu schaf­
fen, um den Schlamm von doct aus mit der Eisenbahn auch entfernter 
liegenden landwirtschaftlichen Betrieben zusühren zu können.

10. Sorstwirtschast

Vie forstlich bewirtschaftete Jläche der Stadtlandgüter hat sich seit 
der Jahrhundertwende ihrem Umfange nach nur wenig verändert. 
Sie hat immer über 2000 tzektar betragen und ihre letzte Ver­
kleinerung von 2056 aus 2017 tzektac im Jahre 1931 durch Abtretung 
von 39 tzektac an die städtische Garten- und Parkverwaltung er- 
sahren. Am so mehr wechseln die Ab erschösse, die der Stadt aus 
der Jocstwictschast zugeslossen sind. Sie schwanken, von phantastischen 
Jnflationszahlen abgesehen, zwischen 156 350 Goldmark im Rech­
nungsjahre 1924 und 12 800 RM. im Rechnungsjahre 1930. 3n dem 
letzten, hier mit einzudeziehenden Rechnungsjahre, demjenigen von 
1933, ist sogar ein Zuschuß von 3500 RM. im Haushaltsplan vor- 
gesehen. Geht man den Acsachen sür dieses Aus und Nieder nach, so 
zeigt es sich, daß es einmal die selbstverständlich in jedem Jahr ver­
schieden aussallenden, den Etat ganz ungleich belastenden Baukosten 
sind, dann aber auch die sehr wechselnden Erlöse aus dem tzolz- 
einschlage, wie die ebenso unbeständigen Steuersätze, sozialen Ab­
gaben und Löhne, die dieses Moment dec Anstetigkeit in die Berech­
nungen und Schätzungen hineingebracht haben. 3m Rechnungsjahre 
1933 waren es die Zöcstereien in Kodelnick I und II, die des größten

110



Zuschusses bedurft haben, eines größeren als die Körsterei Ransern 
s21,8? RM. gegen 11,66 RM. je Sektors, während die Förstereien 
Jaeckel und Vogtswalde noch mit einem Überschuß von 14,12 RM. 
je Hektar rechneten.

2m Jahre 1911 erließ der Magistrat eine neue klnweisung sür die 
Behandlung dec Einnahmen und Ausgaben bei den städtischen Korsten, 
die an die Stelle der bereits reichlich veralteten Lorschristen aus dem 
Jahre 1888 trat. Ls wurde dadurch u.a. die scühere Bestimmung aus­
gehoben, die es den Kocstschuhbeamten untersagte, sich mit Geld- 
geschästen sür die städtischen Korsten zu besassen, eine Anordnung, die 
in der Theorie vielleicht manches sür sich gehabt haben mag, in der 
präcis aber zu allerlei ünzutcäglichkeiten geführt hatte. Ls war eben 
bei der Entfernung der Korstschuhbezirke von der Stadthauptkasse und 
von der «Oberförsters! gar nicht zu vermeiden, daß die Körstec zur An­
nahme von kleinen Geldbeträgen für freihändig verkauftes Solz, 
Korstnebennutzungen und Anerkennungsgebühren ermächtigt wurden. 
Umgekehrt mußten die Korstschuhbeamten aber auch Gelder für die 
Stadt aus eigenen Mitteln verauslagen. Das hatte dann zur Kolge, 
daß ihnen sogenannte „eiserne Vorschüsse" gegeben werden mußten, 
aus denen sie kleinere Ausgaben für die Korstoerwaltung bestreiten 
konnten. Weitere, in der neuen Anweisung enthaltene Änderungen 
gegenüber dem früheren Zustande beziehen sich auf die verein- 
nahmungssristen für den Lclös aus dem dis zum 20. September eines 
jeden Jahres eingeschlagenen, bis zum 1. Dezember desselben Jahres 
aber noch nicht verkauften Solz, auf die Einführung des Abgebots­
verfahrens bei tzvlzveckäufen durch den «Oberförster usw. Alles in 
ollem handelte es sich bei der neuen Anweisung um die Herbeiführung 
größerer Einfachheit, Übersichtlichkeit und Beweglichkeit im Einnahme- 
und Ausgabewesen dec Korstoerwaltung.

Durch die bereits im allgemeinen Überblick behandelte Aufstellung 
neuer Korstwirtschastspläne und das von ßorstassessoc Jekel aus­
gearbeitete Betriebscegulierungswerk wurden die Schuhbezicke Ran­
sern, Jaeckel, Vogtswalde und Nieder-Stephansdorf-Kobelnick zu 
einer Wirtschaftseinheit, dec „«Oberförsterei Riemberg", zu- 
sammengesaßt, die — nach Maßgabe der vorherrschenden Holzarten 
— aus einem Eichenwalde mit 140 jährigem und einem Nadelholz­
hochwalde mit 100 jährigem vmtriebe bestand. Dec Eichenwald um­
faßte als Block I die Schuhbezicke Ransecn und Nieder-Stephans- 
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docf-kobelnick, der Nadelholzwald als Block II die Schuhbezirke 
Jaeckel und Vogtswalde. Dementsprechend wurden nun auch nicht 
mehr Kultur- und Hauungspläne sür die einzelnen Schuhbezirke aus­
gestellt, sondern nur noch einer sür die Oberförsters! Niemberg und 
ein anderer sür den als zweite Wirtschaftseinheit fortbestehenden 
Schuhbezirk Peiskerwitz-Herrnprotsch. ßüc die Oberförsters! Niem­
berg wurde ein einheitlicher Iahres-Abnuhungssatz von 4190 Jeft- 
Meter sür die Hauptnuhung und 2470 Jestmetec für die vocnutzung 
festgesetzt.

Die wesentlichste materielle klbweichung des neuen Betriebsplanes 
von dem früheren besteht in der Überführung der zum Teil bis in 
die neuere Zeit hinein gepflegten Mittel- und Niederwaldwirtschaft 
dec gesamten Oberwälder, mithin auch des Schutzdezickes Ransecn, 
in den Hochwald betrieb. Der Magistrat begründete die Än­
derung seinerzeit damit, daft bei dem bisherigen Verfahren die Lr- 
zeugungskrast des Bodens im Holzwuchs nicht voll ausgenutzt 
werden konnte und dast der Schlagholzbetried in Lichen insbesondere 
in den letzten Jahren infolge des starken Rückganges der Lohrinden­
preise unrentabel geworden war.

Gelegentlich der Darstellung des neu geordneten Einnahme- und 
Ausgabewesens haben wir von Jorstnebennutzungen gespro­
chen, ohne näher zu erörtern, was darunter zu verstehen sei. Nun, 
u.a. hat es sich dabei um die Grasnutzung und wohl auch um die 
Beeren- und pilzernte im Walde gehandelt, über die wir indes keine 
näheren Aufzeichnungen fanden. Dagegen erwähnt dec Verwaltungs- 
bericht für 1904/07 die Nutzung dec einjährigen Weiden in sieben 
Jagen des Schutzbezirks Ranfern, die dis zum 30. September 1904 
für S60 Mark jährlich verkauft worden war und die nun gegen eine 
jährliche Zahlung von 400 Mark — ein „höherer Preis war bei der 
geringen Nachfrage nicht zu erzielen" - für die Dauer von zehn 
Jahren auf einen Weidenhändler in Auras überging.

Die tzolznot im allgemeinen und insbesondere dec durch den 
Mangel an kohlen gesteigerte Brennholzbedacf in den ersten 
Jahren nach dem Weltkriege nötigten die städtische Zorstvecwaltung, 
von den zeitweilig verfolgten Exportplänen abzusehen und sich aus 
die Deckung des örtlichen Bedarfs zu beschränken, dessen Befrie- 
digung auch nur durch eine Steigerung des Holzeinschlages möglich 
war. Auf diese Weise wurden zur Beschaffung von Brennholz in 
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den Betriebsjahren 1916/17 und 1918/19 rd. 32,4 Hektar jüngere 
Bestände außerplanmäßig abgetrieben. Später kamen dann noch als 
Abnehmer von Sargholz das Städtische Bestattungsamt, von 
TischIerhoIz die „Gesellschaft für einfache Wohnungseinrichtungen 
der Stadt Breslau", von Bauholz die „Siedlungsgesellschaft 
Breslau A.-G." und die „tzolzwerke Breslau" und von Backofen- 
Ho I z die Bäckerinnung hinzu.

Shne hier ein Arteil über den Wert oder Anwect einzelner der 
genannten, größtenteils inzwischen wieder ausgelösten fSnslations-j 
Unternehmungen abgeben zu wollen, kann doch gesagt werden, daß in 
jener Zeit das Interesse sür die städtischen Korsten in den breitesten 
Schichten der Bevölkerung wach wurde und daß es — bedauerlicher­
weise — erst wieder nachgelassen hat, als mit der Einführung der 
Rentenmark ein allgemeiner Mangel an Zahlungsmitteln und, wie 
auf allen Wirtschaftsgebieten, auch aus dem dec Holzwirtschaft eine 
empfindliche Stauung eintcat. Seither wurde die Krage der Holz- 
verwertung zu einem schwer lösbaren Problem, das dazu noch durch 
die zollfreie Einfuhr von Holz aus Polen und durch den Massen« 
anfall von Holz infolge des Lulenraupenfraßes in weiten Teilen Sst« 
Deutschlands ungünstig beeinflußt wurde.

*

von allzu schweren Schäden sind die Breslauer städtischen 
Korsten erfreulicherweise verschont geblieben. 2m Verwaltungsbericht 
sür 1904/07 wird das Auftreten des Lichenwicklers verzeichnet und 
die Gefährdung des kiesernberges fauch „Krähenberg" genannt) bei 
Ranfern durch den kiefernfchwamm befürchtet, eine Befürchtung, die 
sich aber schließlich nur in bedingtem Amsange als berechtigt er­
wiesen hat. Andere pflanzliche und tierische Schädlinge, insbesondere 
die Nonne, haben die kämmereifocsten in irgendwie nennenswertem 
Ausmaße nicht heimgesucht,' es wird nur berichtet, daß seit dem ersten 
Auftreten im Jahre 1906 der Nonnenfraß in den Jahren 1907 und 
1908 zwar zugenommen, sich aber auf den sogenannten „Lichtfraß" 
beschränkt habe, der, im Gegensatz zum „Kahlfraß", die Neubenade- 
lung der Bäume nicht hindert. 3m übrigen suchte sich die Stadt­
verwaltung dec verschiedenen schädlichen Onsekten durch die „An­
siedlung" ihrer natürlichen Keinde aus der Vogel weit zu er­
wehren. überall in den städtischen Wäldern wurden Nistkästen und 
Risthöhlen sür Stare, Meisen usw. angelegt.
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Mehr als unter Raupenfrast hatten die Stadtforsten unter den 
Nachwirkungen der überaus trockenen Sommer der Jahre 1904 und 
1911 zu leiden. Die abnorme Dürre führte zu einer weit­
gehenden Vernichtung der jüngsten Kulturen, der Sämlinge und 
jungen Pflänzchen in den pslanzgärten, zum klbstecben einzelner 
Laub- und Nadelbäume aller Altersklassen und zu erheblichen Huf- 
wendungen sür Nachbesserungen und die Anschaffung von neuem 
pslanzenmaterial. *

Während der Abschnitt „Zorstschuh und ßorstschäden" in allen Ver­
waltungsberichten der Vorkriegszeit regelmästig mit saft den gleichen 
Worten beginnt, nämlich, dast Jor st dieb stähle und forst- 
polizeiliche Lbertret ungen von irgendwelcher Bedeutung 
nicht oorgekommen seien, ändert sich das in den ersten Jahren nach 
dem Kriege von Grund aus. Schon im verwaltungsbecicht für 
1912/19 wird sestgestellt, dast „mit dec Revolution von 1918 bekannt­
lich s!j das Wild und das Solz in erster Linie Gegenstand unberech­
tigter Aneignung" geworden seien, und im Bericht sür 1922/25 heistt 
es wörtlich: „Der Korstschuh wurde in dec Nachkciegs- und Jnslations- 
zeit austecocdentlich erschwert durch die Mistachtung fremden Eigen­
tums, welche sich besonders auch in Versuchen zeigte, sich Solz jeder 
Art und in jeder Weise anzueignen."

Ls mag diese tressend gekennzeichnete, in jenen Jahren allgemein 
beobachtete Lockerung dec Begrisse vom „Mein" und vom „Dein" 
zu einem Teil gewist aus dec Not weiter Volksschichten erklärt oder 
gar mit ihr entschuldigt werden. Dast aber ostmals auch sowohl ein 
offensichtliches Verschulden der Täter, als auch — und vielleicht mehr 
noch — ein völliges versagen der damaligen Gerichte und dec da­
mals geltenden Gesetze vorgelegen hat, dafür seien statt vieler nur 
einige Beispiele angesührt.

Mitte Dezember 1923 berichtet der städtische Oberförster, dast „im 
Ranserner Revier direkte Bandendiebstähle stattgefunden ha­
ben, welche von Breslauern wegen Mangels an ßeuermitteln be- 
gangen wurden. Die Leute ergriffen beim Erscheinen des Hegemeisters 
teils die Jlucht, teils blieben sie stehen und entschuldigten sich mit 
ihrer grasten Not ... Da die Solzdiebstähle dann svorübergehend, 
d. Vers.) ausgehört haben und bei den derzeitigen milden Straf­
bedingungen die Strafverfolgung mehr Schreiberei macht, als die 
Sache wert ist, kann von einem Strafantrag abgesehen werden".
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Tatsächlich hat dann auch der Magistrat in diesem Kalle keinen Stras- 
antrag gestellt.

Nm 17. Dezember 1922 zeigte die städtische Gartenverwaltung dem 
Magistrat an, daß ein Schmied aus Ransecn in den Anlagen an der 
Schwedenschanze eine Douglastanne abgehauen habe. Nm 12. Ja­
nuar 1924 stellte der Magistrat Strasantrag. Nm 15. Dezember 1924 
- also nach eis Monaten! - teilte das Nmtsgericht mit, daß das 
Verfahren durch einen Strasbesehl über 10 RM. beendet worden sei; 
der Beschuldigte habe zwar die Geldstrafe nicht eingezahIt, die 
Vollstreckung müsse jedoch wegen formeller Bedenken unterblei­
ben. Die vom Magistrat eingelegte Beschwerde zeitigte keinerlei 
Ergebnis: Das Nmtsgericht beharrte in seinem abschließenden Schrei­
ben vom 11. Mai 1925 dabei, daß der Kormmangel — der Straf­
befehl war versehentlich nach dec alten Kassung des Korstdiebstahl- 
gesetzes erlassen worden! - nun einmal nicht aus dec Welt zu schaffen 
sei und daß demnach die Vollstreckung nicht angeordnet werden 
könne. Der Magistrat mußte sich mit diesem Bescheide begnügen.

Ähnlich, wenn nicht noch um einen Grad unwahrscheinlicher, liest 
sich die aktenmäßig sestgelegte Geschichte von wiederholtem Wild- 
diebstahl, dec sich in den Jahcen 1927-1920 aus Ransecner Gebiet 
zugetcagen hat. Sie beginnt mit der Meldung des Hegemeisters vom 
10. September 1927, daß ein am 21. Mai desselben Jahres vom 
Schöffengericht Breslau wegen gewerbsmäßigen Wilderns verurteil­
ter Breslauer Schlosser sich noch immer auf freiem Kuß befindet und 
nach wie vor dieser wenig edlen Abart des Weidwerks nachgeht. Der 
Hegemeister sügt hinzu, daß der Betreffende völlig unbehindert Lr- 
werdslofenunterstühung beziehen und außerdem noch eine 
Mietbeihilse vom städtischen Kürsocgeamt erhalten soll. Line 
Nachprüfung ergab die Richtigkeit der kingaben; die Unterstützung 
wurde darauf dem Manne entzogen und es wird für längere Zeit 
still von ihm und seinen Taten, bis am 21. Dezember 1929 die An­
zeige eines Körsters einISust, daß er den Schlosser neuerlich beim 
Wildern angetrofsen habe und daß ec ihn erst nach gehörigem Ge­
brauch der Wasse habe ergreifen können. Der Übeltäter wird dem 
Gericht zugesührt, das Urteil lautet auf sechs Monate Gefängnis. 
Dem Staatsanwalt scheint die Strafe zu gering, er legt Berufung ein. 
Dec verurteilte tut, aus entgegengesetzten Gründen, dasselbe. Dann 
lieht und hört man wieder längere Zeit nichts von dec ganzen Sache, 
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und erst am 16. Oktober 1930 teilt dec Oberstaatsanwalt dem Ma­
gistrat mit, die klkten über den Kall des wildernden Schlossers seien 
aus Ansordern dem Beauftragten sür Gnadensachen zugestellt 
worden, womit dann — die Artenaufzeichnungen schließen!

*

Aber dieArbeits - und Arbeiterverhältnifse innerhalb 
der städtischen Horstverwaltung findet sich in den Verwaltungsberich­
ten, Stadtverordneten^Vorlagen und klkten nur wenig bedeutsames, 
klm bemerkenswertesten ist, daß im Jahre 1909 der Ransecner Förster 
unter Hinweis aus „die Leutenot und die steigenden klrbeiterlöhne" 
den Magistrat gebeten hat, ihm den gröhlen Teil seines Dienstlandes 
abzunohmen und ihm dafür eine Barentschädigung zu geben, 
das) die Stadtverwaltung diesem Wunsche entsprochen und an- 
schließend die gleiche Regelung auch für die Hörster in Jaeckel, Vogts­
walde und peiskerwih getroffen hat. Den Hörstern wurde nur soviel 
Land belassen, wie sie zum eigenen Wirtschaftsbetriebe mit kleiner 
Viehhaltung benötigten. Das übrige wurde teils an die Gutspächter, 
teils an anliegende Stellenbesitzer verpachtet, teils der Horstverwal­
tung überwiesen.

Die von dem Hörster in Ransern schon 1909 beklagte „Leutenot" 
steigerte sich während des Krieges zu einem sehr empfindlichen Man­
gel an Horstarbeitern. 3m Verwaltungsbericht sür 1913/19 wird hier­
zu u.a. ausgesührt: „Zu klnsang des Krieges herrschte infolge der 
Einziehung zum Heeresdienst ein großer Mangel an Holzhauern, 
klls dann in den letzten Kriegsjahren die größeren Holzeinschläge 
notwendig wurden, war die Bewältigung der Arbeit nur durch das 
Entgegenkommen der Heeresverwaltung in bezug aus Zurückstellung 
und Beurlaubung von Waldarbeitern möglich. Hür die Horstkulturen 
kamen hauptsächlich Hrauen in Krage."

*

Der Abschnitt über die Horstwirtschaft wäre nicht vollständig, würde 
nicht auch der Tätigkeit der städtischen Gartenoerwaltung und 
des Breslauer Verschönerungsvereins innerhalb des 
städtischen Waldgebietes und seiner vmgebung Erwähnung getan.

klm n.klugust 1925 richtete der Verschönerungsverein, auf eine 
Anregung des früheren Oberbürgermeisters Dr. Bender zurück- 
greifend, an den Magistrat den Antrag, ihm die Anlegung eines 
Wandecweges von der Gröschelbrücke bis zur Weidemündung zu 
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gestatten, nachdem der Sberpräsident die Benutzung des aus siska- 
Usches Gelände entsallenden Wegeteiles schon vorher sreigegeben 
hatte. Die Land« und Zorstdeputation, dec das Gesuch zur Begut­
achtung überwiesen worden war, erklärte sich mit dem Plane grund­
sätzlich einverstanden,- lediglich gegen die Führung des Weges längs 
dec Weide wurden gewisse Bedenken geäußert und vorgeschlagen, 
von der Deidemühle an den Weg quer durch den Zorft zu legen. Nach 
einiger Verzögerung konnten dann im September 1928 die Arbeiten 
begonnen und im April 1929 beendet werden.

kUs im Zahre 1928 Verhandlungen wegen Ankauss der Rittergüter 
Groß- und Klein-Mastelwitz ausgenommen wurden, regte die Garten­
verwaltung sür den Kall eines günstigen klbschlusses an, ihr die aus 
dem rechten Sderufer gelegene, 38,78 tzektar groste Waldfläche zur 
Verrichtung als parkwaId zu überlasten. Der Magistrat zeigte sich 
nicht abgeneigt und beschloß am 22. November 1929, das Waldstück 
— es handelte sich im wesentlichen um die srühere Stankowe-tzutung, 
den Krähenberg und die nähere Umgebung des „Zischerloches" — an 
die Gartenvecwaltung abzutreten, kaum war dos geschehen und 
kaum waren die Ausbauarbeiten in diesem Bezirk abgeschlossen, als 
die Gartenverwaltung erneut, nun aber mit einem sehr viel weiter­
gehenden Projekt, hervortrat, indem sie beantragte, es möge ihr süc 
den gleichen Zweck der ganze übrige Zorst bei Ransecn zuc Verfügung 
gestellt werden. Das aber lehnte die Zollverwaltung ab. Ls kam zu 
einem Schriftwechsel von teilweise recht temperamentvoller klrt, in 
besten verlaus die Zollverwaltung aus die Unwirtschaftlichkeit des 
Parkbetriedes, auf die Mückenplage und die Nähe der Rieselfelder als 
Momente hinwies, die das Vorhaben der Gartenverwaltung als 
weder im Interesse der städtischen Finanzen noch in dem der er- 
holungsuchenden Stadtbewohner liegend erscheinen ließen. Das Ge­
such ist dann auch abgelehnt und der Ransernec Wald auch weiter 
forstlich bewirtschaftet worden.

11. Schul- und kirchenwejen
Das heute in Ransern stehende Schulhaus ist seit der Mitte des 

vorigen Jahrhunderts bereits das dritte seiner klrt. Das erste, des­
sen Gesamtkosten 2060 Thaler betragen hatten, hat nur knapp süns 
Jahre lang seinem Zwecke gedient: klm 14. Dezember 1858 ist es ein­
geweiht worden und am 7. Skiober 1863 ist es niedergebrannt. Man 
dehals sich vorübergehend mit einem Ausbau des Stallgebäudes, in 
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dem man Klassenräume und eine Wohnung sür den Lehrer schus, er­
richtete dann aber im Jahre 1868 unter Verwendung der Brand­
entschädigung von 1254 und eines „königlichen Gnadengeschenkes" 
von 300 Thalern einen Neubau, zu dem die Stadt noch 162 Thaler 
beisteuern mußte, während die Gemeinde außer den zu leistenden 
Hand- und Spanndiensten weitere 56 Thaler in dar auszubringen 
hatte. 3n das neue Gebäude wurde auch die küsterwohnung mit 
hineingebaut und, als sich die Errichtung einer dritten Schulklasse als 
notwendig erwiesen hatte, im Jahre 1898 auch diese noch dort unter­
gebracht. Bis jedoch die Schülerzahl immer weiter anstieg — im Jahre 
1910 betrug sie 117 anstatt des damals geltenden Durchschnittsahes von 
80 — und als sich die Anstellung eines zweiten Lehrers nicht mehr 
umgehen ließ, sah sich der Vorstand des Gesamtschulverbandes Nan- 
fern im Jahre 1911 veranlaßt, dem Gedanken eines abermaligen 
Neubaus näherzutreten. Die kosten dieses Baues, der zwei Schul­
stuben und zwei Lehrerwohnungen enthielt und der auf dem früheren 
Schulacker errichtet wurde, Haden 22578 Mark betragen. Den Wert 
des alten Schulhauses hatte man ursprünglich mit 10-15000 Mark 
angeseht. Man mußte sich jedoch, als sich andere, günstigere Verwen­
dungsmöglichkeiten nicht ergaben, bei dec Versteigerung mit 9 000 
Mark begnügen. Der Staat gab 8 000 Mark hinzu, während die rest­
lichen Baukosten von 5 578 Mark nach dem Volksschulunterhaltungs- 
geseh zwischen dec Gemeinde smit 3 068 Markj und dem Gut Nansecn 
smit 2 510 Marks verteilt werden sollten. Bis jedoch der aus das Gut 
entsailende Teil, entsprechend dem Statut über die Unterverteilung 
der Schullasten, von den Gutsinsassen ausgebracht werden sollte, legten 
sie alle, einschließlich des städtischen Pächters, Einspruch gegen die Be­
lastung ein mit der Begründung, daß es sich um eine einmalige, 
außerordentliche Leistung handle und daß hierfür das Statut nicht 
Geltung haben könne. Man einigte sich dahin, daß der Pächter ein 
Viertel, die Stadt drei Viertel des strittigen Betrages übernahm.

Die Besoldung des dis in das Jahr 1910 hinein allein tätigen 
einen Lehrers seitens der Stadt bestand in früherer Zeit in der 
Herhaltung der Wohnung und der freien Lieferung von Holz und 
Getreide. Hierin trat 1897, ähnlich wie zwölf Jahre später in der 
Entschädigung der Körster, eine Änderung ein, indem die Stadtverwal­
tung, dem Beispiel der Gemeinde folgend, sich zu einer Umwandlung 
der Naturalleistungen in eine Barabfindung bereit erklärte.
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Vie Bepflanzung des Schulgartens mit Hb st bäumen ist erst im 
Jahre 1912 vorgenommen worden. Nach sehr eingehender prüsung 
der Verhältnisse bewilligte der damalige Breslauer Oberbürgermeister 
Dr. Bender, als großer Baum- und Blumenliebhaber bekannt, aus 
den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln der Bcade-Stistung den 
sür die Anschaffung von zehn hochstämmigen Sbstbäumen und fünf- 
zehn Sdstpgramiden erforderlichen Geldbetrag.

*
Aber diekirchlichen Verhältnisse in Ransern während dec letzten 

Jahrzehnte ist nur weniges zu berichten, ßür die Geschichts- sund 
auch die ZamiUen-ssorschung späterer Jahrzehnte ist höchstens inter­
essant, daß die evangelischen Bewohner des Gemeinde- und des Guts- 
dezlrks, einschließlich des Waldvocwerks, die bis dahin zur Kirch­
gemeinde von St. Elisabeth gehört hatten, am 1-guli 1906 in die Er­
löser-Gemeinde zu Breslau umgepsarrt worden sind, wobei zu­
gleich die Oberaufsicht über die Schule dem damaligen Pastor tzischer 
übertragen wurde.

Line evangelische Kirche gab es in Ransern selbst nicht,' es stand 
dort dis zum gahre 1865 lediglich ein Glocken tu cm. Aber auch 
dieser wurde in jenem Jahre das Opfer eines Brandes, bei dem auch 
die Glocke so schwer beschädigt wurde, daß sie nicht mehr verwendet 
werden konnte. Die Gemeinde scheint diesen Verlust sehr schmerzlich 
empfunden zu haben. Jedenfalls ist bekannt, daß sie bereits vor dem 
Weltkriege durch freiwillige Spenden 800 Mark für die Anschaffung 
einer neuen Glocke aufgebracht hatte und daß sie, nachdem der Geld­
wert durch die Inflation vernichtet worden war, im Jahre 1925 aber­
mals einen Betrag von 620 RM. zufammengefammelt hatte, von dem 
ein neuer Glockenturm aus dem Transsormatvrenhaus aufgebaut wer­
den sollte. Angesichts einer solchen Sparfreudigkeit berührt es pein­
lich, daß der Magistrat, um eine Beihilfe angegangen, diese ver­
weigert hat mit dec Begründung, es fehle ihm dazu an verfüg­
baren Mitteln. Die Gemeinde hat dann die kosten für Turm und 
Glocke allein tragen müßen.

12. Armenpflege
Die Organisation der Armenpflege im allgemeinen und in ländlichen 

Bezirken im besonderen beruhte seit dem letzten Drittel des 19. Jahr­
hunderts aus der durch das Gesetz über den vnterstützungs- 
Wohnsitz vom 6. Juni 1870 geschaffenen Grundlage. In Ransern
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wurde demzufolge ein Acmenpflegevecband gebildet, dessen 
Statut am 6. Juni 1871, genau ein Jahr nach der Verkündigung des 
Gesetzes, von dec Regierung bestätigt wurde. Vas Statut hat sich, so­
viel sich aus den Akten ersehen lästt, im allgemeinen gut bewährt und 
sich der Zufriedenheit der Gemeinde und dec betreuten Acmen zu er­
freuen gehabt, nicht aber oder, wenigstens, nicht in dem gleichen Maste 
derjenigen des Gutspächters, der im November 1912 an den Magistrat 
den Antrag richtete, den Gefamtarmenvecband fin den der Armen- 
pflegeoerband umgewandelt worden warj aufzulösen und die Kürsocge 
füc die Gutsarmen einem neu zu gründenden Gutsarmenverband zu 
übertragen. Zur Begründung führte dec Pächter das Anwachsen der 
aus das Gut entfallenen Armenkosten foon 144 Mark im Jahre 1901 
auf 520 Mark im Jahre 1911s an: er sand aber mit feiner Anregung 
beim Magistrat kein Entgegenkommen, so dast ec sich vecanlastt sah, 
den Plan fallen zu lasten. Line grundsätzliche Änderung trat erst im 
Jahre 1926 ein, als der Magistrat eine „Ordnung für die Untervertei­
lung der Kosten der öffentlichen Armenpflege im Sutsbezirk Ransern" 
erliest, die u.a. bestimmte, dast — soweit die hierfür vorgesehenen 
40A> der Zuweisungen aus der Reichseinkommen- und Körperschaft- 
steuer nicht ausceichen sollten — sich alle realsteuerpslichtigen Be­
wohner des Gutsbezirks an der Ausbringung dec Kosten dec Armen« 
pslege zu beteiligen Haden.

Lin Teil der Ransernec Srtsarmen wurde im Armenhaus in 
geschlossene Pflege genommen. Dieses dec Gemeinde gehörige, 1894 
errichtete Gebäude ist nicht zu verwechseln mit dem sogenannten 
„alten Armenhaus", dem ehemaligen Lohgärtnerhaus, besten Eigen­
tümerin die Stadt war und das im Novemdoc 1901 wegen Baufällig­
keit für 20 Mark s!s an den Amtsdiener Barthel in Ransern auf Ab­
bruch verkauft worden ist.

Line, wenn auch sehr bescheidene Wohlfahrts st iftung hat 
mehrere Jahrzehnte lang der Verwaltung des Gutes Ransern unter­
standen. Der am 20.Juli 1862 verstorbene Gutspächter Schöbel hatte 
letztwillig bestimmt, dast ein Kapital von 100 Thalern beim Magistrat 
niederzulegen sei und dast die alljährlich anfallenden Zinsen jeweils 
an seinem Todestage an die Ärmsten des Dorfes Ransern zu vergeben 
seien. Durchschnittlich sind im Laufe der Jahre jedesmal vier Personen 
mit je 2,50 Mark aus diesem „Schöbelschen Legat" bedacht worden, 
bis die alle Werte vernichtende Inflation dec Sache ein Lnde machte.
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Anter dem 12.ßebruar 1921 findet sich, osfenbar nach mehrjährigem 
vergeblichen Warten auf eine mehr oder weniger erhebliche Auf­
wertung, in den Akten der vermerk: „Die Stiftung ist als erlofchen 
anzusehen, weil kein Kapital mehr vorhanden ist."

12. Feuerlöschwesen

Zur Durchführung des Heuerlöschwesens in Ransern war ein 
Spritzenverband gebildet worden, dec am 12. «Oktober 1916 vom 
Magistrat ein Statut erhalten hat. Danach waren die Anschaffung und 
die Anterhaltung dec Feuerspritze von dem Gutsbezirk und der Ge­
meinde gemeinsam vorzunehmen, wie diese sich auch in die sonsti- 
gen Kosten, wie die Bespannung dec Heuerspritze und des Wasser- 
wagens, zu teilen hatten. Der eigentliche Heuerlöschdienst wurde von 
der 1922 gegründeten Freiwilligen Heuerwehr ausgeübt, zu 
der 50 eingeschriebene Mitglieder gehörten. Sie wurde zwar von dem 
Gutspächtec und den Ranserner Besitzern und Arbeitern tatkräftig 
gefördert, doch erwies sich infolge der verhältnismäßig hohen Auf­
wendungen auch nur sür die notwendigsten Ausrüstungsstücke dennoch 
eine einmalige städtische Beihilfe als unvermeidlich. Sie ist in Höhe 
von 2000 Mark auch bewilligt worden. 2m übrigen hatte zu derselben 
Zeit der Landkreis Breslau den Ankauf einer Motorspritze ins Auge 
gefaßt, den er dann später auch durchgeführt hat. Dadurch blieb die 
Hreiwillige Heuerwehr in Ransern von noch weitergehenden Ausgaben 
verschont: sie konnte sich sür die Zukunft auf die Beschaffung von Lei­
tern, Saken, Kleidung, Handwerkszeug usw. beschränken.

Auf große Schwierigkeiten stießen die Bemühungen der Stadt, eine 
ausreichende Wasserversorgung für Heuerlöschzwecke sicher­
zustellen. vorübergehend bestand die Absicht, den Dorfteich in hierzu 
geeigneter Weise herzucichten: das hätte aber allzu hohe kosten ver­
ursacht. Dann tauchte der Plan auf, den in der Nähe der Schäferei 
vorbeisührenden tzauptentwässerungsgraben für diese Zwecke nutzbar 
zu machen. Endlich fand man einen Ausweg derart, daß man einmal 
in dem sogenannten kirchhossloche am Westausgang des Dorfes einen 
Saugschacht anlegte und zum andern die Wegstrecke von der Dorf- 
straße am Gstausgange bis zur Schäferei pflastern ließ, um so mit der 
Seuerspritze möglichst nah an den Entwässerungsgraben heranfahren 
zu können und dadurch die Wasserentnahme zu erleichtern.
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Dir sind am Lnde des ersten Abschnittes unseres Berichtes an­
gelangt, der die neuere Geschichte Ranserns umsaht. Ist sie auch nicht 
gekennzeichnet durch Ereignisse von irgendwelcher besonders grossen 
Bedeutung, so glauben wir doch, gezeigt zu haben, dass Krieg, Revo­
lution und Geldentwertung, die dem grössten Teil jener Zeit das Ge­
präge gegeben haben, mit ihren ßvlgen von Not, Elend und vielsacher 
Sorge auch an dem Gute Ransern und seinen Bewohnern nicht spur­
los vorübergegangen sind und aus dec anderen Seite, dass neben 
mancher Anentschlossenheit, Ansicherheit und der von uns mehrsach 
angemerkten falschen „Sparsamkeit" sich doch immer wieder Ansätze 
zuneuem Schassen auch in diesen Jahren gezeigt haben, die zu- 
sammenzusassen und der Gesamtheit nutzbar zu machen die neue 
Staatssührung sich zum Ziele gesetzt hat.

c. Geschichte der Vorstädte, Vororte und Zinsdorser seit 1898

Entsprechend der von Wendt in seinem „Amt Ransern" vertretenen 
Auffassung, dass die eingemeindeten Bororte und Borstädte nicht in dec 
Landgütergeschichte, sondern in dec Geschichte des städtischen Grund­
eigentums zu behandeln sind, haben wir es in diesem Abschnitt nur 
mit denjenigen von ihnen zu tun, die bis zum Zahre 1898 noch nicht 
eingemeindet waren. Ls sind das die Gemeinde und der Gutsbezirk 
Morgenau serworben - als Bestandteil von Scheitnig - im 
Zahre 1218, als eigenes Dors angelegt 1677, eingemeindet 1904s und 
das Rittergut Pirsch am serworben 1902, eingemeindet 1928s.

1. Morgonau

von Morgenau ist aus den Jahren bis zuc Eingemeindung nur 
weniges zu berichten. Lin Teil dec Wiesen, Gcäsereien und Hutungen 
im Amsange von cd. 14 Hektar war bis zum 21. März 1899 an einen 
ortsansässigen Maurermeister für 605,41 Mark jährlich verpachtet ge- 
wesen. Wegen der Geringfügigkeit des Betrages und weil eine Aus­
schreibung ein Meistgebot von gar nur 120 Mark ergab, wurde auch 
dieser Teil der Macstallverwaltung, die Bedarf an freien 
Flächen zur Meliorisierung und zur landwirtschaftlichen Selbstnuhung 
hatte, zu dem von ihr bereits bewirtschafteten Gelände dazu über­
wiesen. An den Deichen sind verschiedene Verbesserungen vor- 
genommen worden, um die GHIauer Vorstadt vor Überschwemmungen
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durch die Shlehochwässer zu schützen. Leider konnten diese Arbeiten 
aber nicht in dem Amsange durchgesützrt werden, wie es sachlich not« 
wendig gewesen wäre, weil dec Besitzer von Zedlitz durch Anträge 
an den Bezirksausschuß und Beschwerden an den Minister ihren 
Fortgang zu stören wußte. Lr beries sich daraus, daß der von dec 
Stadt erstrebte Ausbau des tzlügel- und des pvldecdammes zu einer 
vberslutung der Zedlihec Wiesen und damit zu einer Schädigung 
seines Besitztums führen mußte und erreichte damit zum mindesten 
eine Verzögerung dec an und süc sich im öffentlichen Interesse liegen­
den, dringenden Sicherungsmaßnahmen. Dieser Streit und dec von 
dem Gegner der Stadt gosührte Abwehrkamps haben zu einer schnel­
leren Zerstörung des Polderdammes und seines Vorlandes beigetragen, 
als es sonst wohl der Za» gewesen wäre. Das Hochwasser des Jahres 
1902 hat ja, wie schon in der allgemeinen Äbecsicht bemerkt, gerade 
auf Morgenauer Gebiet zu recht weitgehenden Verheerungen geführt, 
den Deich überflutet, an vielen Stellen ausgespült und hinter dem 
Wappenhos aus 16 Meter Länge und 1,8 Meter Liese durchbrochen 
und dadurch, zusätzlich der Ausbessecungsarbeiten am rechtsseitigen 
SHIeufec am Wolsswinkelec Laufsteg, Kosten von insgesamt rd. 6 600 
Mark verursacht.

Durch Gesetz vom 20. Mai 1904 sind Landgemeinde und Gutsbezirk 
Mocgenau — zugleich mit den Gemeinden tzerdain und Dürrgog und 
dem Gutsbezirk Leerbeutel — mit Wirkung oom 1. April 1904 vom 
Landkreis Breslau abgotrennt und mit dem Stadtkreise 
Breslau vereinigt worden. Die Eingemeindung ersolgte aus 
Beschluß der beteiligten Gemeinde-Körperschasten unter Besürwortung 
der Provinzialbehörden. Die Zustimmung des Landkreises indes 
ließ lange aus sich warten; sie konnte erst nach schwierigen Verhand- 
lungen, in denen sich die Stadt Breslau sehr nachgiebig verhielt, er­
reicht und erst damit und mit der Verkündigung des Gesetzes ein den 
tatsächlichen Verhältnissen schon längst entsprechender Zustand auch 
gesetzlich sestgelegt werden.

Zur Zeit der Eingemeindung bedurften besonders dringend dec 
Verbesserung die Entwässerungsanlagen in Morgenau, so­
weit man die bisher vorhandenen überhaupt als solche bezeichnen 
konnte. Sie bestanden nämlich lediglich aus offenen Gräben, die über 
die Wiesen hinwegführten und in die SHIe mündeten. Bei dem sehr 
geringen Gefälle blieb natürlich das Wasser vielfach stehen, wodurch 
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es, namentlich im Sommer, zu höchst unangenehmen und woh! auch 
gesundheitsschädlichen Ausdünstungen kam. Hier muhte in erster 
Reihe sür Abhilfe gesorgt werden; kein Wunder daher, das) dec Ma­
gistrat als erste Vorlage des Jahres 1905 den Stadtverordneten einen 
Antrag zuleitete, wonach Morgenau ftzerdain und Dürrgogs in den 
bebauten Straften mit Kanalisation versehen und sür diesen 
Zweck - allein für Morgenau - 12000 Mack bereitgestellt werden 
sollten. IreiNch, die Arbeiten haben sich dann in die Länge gezogen. 
Erst im Jahre 1907 wurden sie fertiggestellt. Trotzdem aber handelte 
es sich hierbei um die erste Maftnahme im neuen Stadtgebiet. Ls 
folgte in den Jahren 1906/07 die Jestsehung von Fluchtlinien- 
Plänen, 1907 der Neubau des Pumpwerks und endlich — 1927 
— die Verlängerung dec 6 tcaftenbahn bis zu den Schlesierfälen, 
damals Lunapack genannt.

3m übrigen ist Morgenau, zusammen mit Schwentnig und dem 
eigens sür diesen Zweck erworbenen Rittergut Picscham, in den Jahren 
nach 1904 in die dec städtischen Scundwasfervecsorgung 
dienende Anlage oinbezogen worden, von dec weiter unten zu sprechen 
sein wird.

2. pirscham

pirscham, das in älteren Urkunden auch als Birscham, pirnsen, 
Beczan, Boresen usw., ferner als Lzupernik, Schuparsitz, Zauernig 
und Zepernigk bezeichnet wird, hat ehedem den Kreuzhecren 
vomSt. Matthias st ist in Breslau gehört. Ls war ursprünglich 
ein Vorwerk, das als Küchen-fMilch-sgut benutzt und lange Zeit un­
mittelbar vom Stist verwaltet worden ist. Ls grenzte an Gttwitz, 
Schwentnig, Klein-Tschansch sjeht: SHIewiesens, das Weifte Vorwerk 
und Zedlitz, mit dem es vermutlich bis zur Mitte des 12. Jahrhunderts 
vereinigt gewesen ist. Seine Lage zwischen Oder und Ghle — die 
schützenden Dämme sehlten in alter Zeit - setzten es vielfachen Über­
schwemmungen aus, was ihm den scherzhaften Beinamen eines 
„WasserkIitscheIs" eingetragen hat.

Später ist pirscham vorübergehend in weltliche Hände über- 
gegangen. 1274 hat es einem Stasko, genannt Iloderus von 
Btzczanow, gehört. 1422 befindet es sich im Besitz der Jenkwitz- 
schen Lrben, die es 1444 aufgeteilt und so verkauft haben. Bald nach­
einander hat das Gut dann noch einige weitere Male den Besitzer 
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gewechselt, bis das Matthiasstift es im Jahre 1492 z u c ü ck e r w i r b t 
und bis zur Säkularisation in seinem Besitz behält.

Das alte Lustsch lässet, in dem sich ein achteckiger Saal mit 
kuppel, umgeben von vier Zimmern und einer Kapelle, befunden und 
das sich teilweise noch bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts erhalten 
hat, ist im Jahre 1702 errichtet worden. Ls trug einen turmartigen 
Ausbau und barg in seinem Innern eine Schankstube, in dec die be­
rühmte „Nelke" verabreicht wurde, ein Likör, der auch heute noch 
eine Besonderheit von pirscham darstellt.

Die Wirtschaftsgebäude waren zu jener Zeit aus Jachwerk, 
mit Schindeln oder Stroh gedeckt. Line Abbildung der ganzen An- 
läge findet sich in Werners Topographie von Schlesien, die übri­
gens noch ein zweites, kleineres Lustschlöftchen, eine Art von Pa­
villon, verzeichnet. Die heute nicht mehr vorhandene Ziegelei ist 
1767 erbaut worden. Sie hat 1788 gelegentlich der Grenzfestsetzung 
zwischen Picscham und den dem Vinzenzstift gehörenden Gütern Stt- 
wih und Zedlitz eine Verbindung auf dem Wasserwege nach dec Mar- 
gacethenmühle erhalten. Ls wurde nämlich, um die fertigen Ziegel 
leichter fortschasfen zu können, ein breiter und tiefer Graben aus­
gehoben, der von der Ziegelei aus nach dem See, der sogenannten 
Schwarzen SHIe, und weiter nach der freien Shle führte. 1793 wur­
den die Pächterwohnung sspäter Nestaurations und das Gesindehaus 
in massiver Bauweise neu errichtet und zugleich auch für die bessere 
Unterbringung der Gäste aus der Stadt gesorgt, die, angelockt durch 
den Jischreichtum der Schwarzen SHIe, gern nach pirscham heraus­
kamen.

Im Jahre 1799 setzten die ersten Arbeiten zur VHIeregulie- 
cung ein. Sie begannen an der Stadtgrenze und erstreckten sich 
bis nach dem Bardunevorweck bei Merzdorf, allein auf Stiftsgebiet 
drei Meilen weit. sIast LVs Jahrhunderte früher waren bereits sehr 
umfassende Regulierungsarbeiten vorgenommen worden, und zwar 
als 1552 die Sder ihren Lauf änderte und sich durch den kuhgraben 
auf Sttwitzec Gebiet und einen Kanal auf Schwentnig zu ein neues 
Bett schuf. Dieser Kanal ist dann im Jahre 1800 neu ausgeworfen 
worden.) 1788 wurde an dec Sder eine grosie Schleuse gebaut, 
in deren kosten sich pirscham und Sttwitz teilten.
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Nus pirschams und insbesondere des „kleinen und elenden 
Kaffeehause s" neuerer Geschichte erzählt ein ungenannter Ver­
fasser in der Breslauer Zeitung einige recht erbauliche Anekdoten, für 
deren Richtigkeit wir allerdings ihm selbst die Verantwortung über­
lassen müssen. So berichtet er, eine Gruppe von Maisahrern habe 
sich um die Mende vom 19. zum 20. Jahrhundert bitter darüber be­
schwert, dah sie statt des erhofften Kaffees und Kuchens zu früher 
Morgenstunde nur verschlossene Türen vorgefunden habe und dah das 
nach ausdauerndem Klopsen und Randalieren endlich aus dem Schlaf 
geweckte Gastwirtsehepaac darüber gemurrt habe, weil die zudring­
lichen Breslauer ihm bei Tag und Nacht keine Ruhe liehen. Lin 
anderes Mal soll eine Ausflüglerschac nach langem Warten statt dec 
bestellten sieben nur zwei Portionen Wellwurst bekommen haben, 
weil, wie die Wirtin erklärt habe, im Tiegel zu gleicher Zeit immer 
nur eine Portion Platz habe und weil die Zubereitung aller sieben 
Portionen nach dieser Methode doch wohl etwas allzuviel Zeit be­
ansprucht hätte.

Vas ist nun alles anders und besser geworden, vor allem, nachdem 
im Jahre 1905 aus dem Gasthausgrundstück ein neues Wirtschafts­
gebäude und eine Kegelbahn erbaut, das Kaffeehaus und 
seine Umgebung nach und nach einer durchgreifenden Neugestaltung 
unterzogen worden waren und endlich, im Jahre 1912, das Kaffee­
haus elektrische Beleuchtung erhalten hat.

Der Ankauf von pirscham durch die Stadt ist ganz und gar 
unter dem Gesichtspunkt der Wasserversorgung erfolgt, kenn­
zeichnend ist hierfür, daft der Magistrat in einer Vorlage vom 
16. Mai 1903 bei der Stadtverordnsten-Versammlung zugleich die 
Zustimmung zum Lcwerbe von pirscham und zur Verlegung der 
Grundmasfer-Vruckrohrleitung beantragt hat und das, die anfangs 
widerstrebenden Stadtverordneten auch wieder nur durch den tzin- 
weis aus den unbedingt erforderlichen Ausbau der Wasserversor- 
gungsanlage sür den Ankauf des Gutes gewonnen werden konnten. 
Satte nämlich einige Zahre vorher noch die Absicht bestanden, die 
Druckrohrleitung zwischen der Betriebsanlage in Schwentnig und 
dem Wasserwerk am Weidendamm über Klein-Tschansch, die SHIauer 
Kunststrahe, die Klosterstrahe, die verlängerte Löschstrahe über die 
SHIe hinweg nach dem Weidendamm zu führen, so war dieser Plan 
aus technischen und finanziellen Gründen fallen gelassen worden zu­
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gunsten eines neuen Entwurfs, der den Einbau der Rohrleitung 
durch den Pirschamer Polder unter dec Strafte nach Breslau durch 
Zedlitz und Morgenau nach dem Wasserwerk vorsah. Sier aber ergab 
sich eine unvorhergesehene Schwierigkeit, indem der Besitzer von 
pirscham sich ebenso strikt wie ersolgreich weigerte, die Rvhrsührung 
durch den Polder zu gestatten. Die Jolge war zunächst die Aus­
arbeitung eines dritten Projekts, das eine Umgehung des Polders 
vorsah, und dann, als sich diese Lösung bei näherer Prüfung als un­
möglich erwies und man unter diesen Umständen doch wieder auf das 
— inzwischen neu bearbeitete — zweite Projekt zurückgreisen muftte, 
dec klnkauf des reichlich 98 Sektar groften Gutes pirscham zum Preise 
von 310 000 Mark.

Msbald nach dem klnkauf wurden die Wasseroersorgungsarbeiten 
mit Nachdruck in klngrisf genommen, mit dem Erfolge, daft bereits 
am 23. Dezember 1904 das erste Grundwasser der Stadt und ihren 
Abnehmern zugesührt, am 1.Januar 1905 die Betriebsanlage in 
Schwentnig von der Verwaltung der Wasserwerke übernommen, am 
12.Novembec 1908 zum ersten Male Pirschamer Wasser nach dem 
Niesler am Weidendamm gedrückt und von hier aus in das Stadt­
rohrnetz geleitet werden konnte.

Trotzdem, so glatt und reibungslos, wie es hiernach den klnschein 
haben könnte, hat sich die Entwicklung der Wasserversorgung Bres­
laus nicht vollzogen. Brachte schon das Sderhochwasser vom 
Zuli 1903 mit den vielsachen Beschädigungen an Deichen, Bauwerken, 
Straften und Gräben manche Unordnung in den im klusbau begris- 
senen Betrieb, so waren die Jolgen des Shlehochwassers vom März 
1906 ungleich schwerer, vor allem wegen des Manganeinbruchs 
in die Nohrbrunnen der III. und hernach auch dec II. Jassungs- 
gcuppe. Jür die Wiederhersteliungsarbeiten und teilweise notwendig 
gewordenen Neubauten muftten sehr erhebliche Mittel aufgewendet, 
die Grundwasferversorgung, mit der man an sich seit dem Jahre 1904 
recht gute Erfahrungen gemacht hatte, muftte neuerdings fast völlig 
eingestellt werden. Bis in das Jahr 1914 hinein haben sich die kic- 
beiten zur Wiederaufnahme des Betriebes hingezogen, und vielleicht 
wären sie auch dann noch nicht fertig geworden, wenn dec Militär- 
befehlshaber zu Beginn des Krieges nicht an den Magistrat das ver­
langen gerichtet hätte, schleunigst alle Vorkehrungen zuc ausschlieft- 
lichen Versorgung der Stadt mit Grundwasser zu trefsen. Der Lrsolg 
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ist dann nicht ausgedlieden: 2m Verwaltungsbericht sür 1913/19 wird 
erwähnt, daft die Beschaffenheit des Wassers von der Nebenstelle des 
Chemischen Antersuchungsamtes im Wasserwerk ständig geprüft 
worden und daft das Ergebnis dieser — bakteriologischen und chemi­
schen — Prüfungen als zufriedenstellend zu bezeichnen sei.

kluftec von den Überschwemmungen von 1903 und 1906 ist pir- 
schäm auch noch von dem Sdechochwasser von 1913 heimgesucht 
worden, unter dem vor allem die Gebäude und ganz besonders das 
Kasseehaus schwer zu leiden gehabt haben. Dazu wollte es das An­
glück, daft die Ausbessecungsarbeiten wegen des Material- und Ar- 
beitermangels während des Krieges nur unvollständig durchgesührt 
werden konnten und daft im Spätsommer 1905 abermals ein gröfteres 
Hochwasser eintrat, das die Schäden noch wesentlich erweiterte. So 
bot der altbeliebte Ausflugsort bis zum Jahre 1919 einen recht trüben 
kinblick dar,- erst in diesem Jahre konnten die notwendigen Er­
neuerungen vorgenommen werden.

Neben dec endgültigen Ordnung der Trinkwasserversorgung haben 
die Breslauer dem Ankauf von pirscham mittelbar noch eine andere 
Anlage zu verdanken, die gleichfalls, wenn auch in ganz anderer 
Weise, dem Volkswohl und der Volksgesundheit dient: Den Sst park, 
freilich, dec eigentliche park umsaftt hauptsächlich das Gebiet um die 
Knopfmühle herum, aber ohne den Anschluss an pirscham wäre ec 
nicht das geworden, was ec werden sollte und heute auch ist, — eine 
Erholungsstätte sür die Bewohner dec Sststadt, wie sie schöner kaum 
gedacht werden kann. Die Herrichtung ist in den Jahren 1927-1930 
in 112 000 Tagewerken als Notstandsmaßnahme durchgeführt wor­
den. Vie Beihilfe der Stadt hat cd. 450 000 NM. betragen.

3. Vie Jlnsdörfer

Seit Aufhebung der gutsherrlichen Rechte gehörten dec Stadt in 
den ehemaligen Jinsdöcsern des früheren Amtes Ransern fDams - 
dors und Klein-Nädlih im Kreise Breslau, Krampi h, Nie- 
der-Tschammendocs und Jenkwitz im kreise Neumarkt, 
Michel wih im kreise Strehlen und Haasenau im kreise Treb- 
nitzs nur noch die Dorsauen, da nach dem schlesischen Recht die 
dem allgemeinen Besten dienenden Gemarkungsanteile — Dorfanger, 
Dorfteich, Wege, ßlüsse usw. — nicht in den Besitz der Dorfgemeinden 
übergingen, sondern Eigentum des Gutsherrn blieben. Hierbei 
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ist der landläufige Begriss des „Eigentums", den man gewohnt ist, 
mit irgendeinem Gewinn oder Vorteil in Verbindung zu bringen, 
vielfach in sein Gegenteil verkehrt worden, indem nämlich der so­
genannte „Gutsbesitzer" fdec tatsächlich gar kein Gut besasij ver« 
pslichtet war, gewisse Beiträge zu den Gchullasten auszubcingen, 
Wege auszubessern, den etwa vorhandenen Docsteich zu schlämmen 
usw. usw., so dasi es vielfach dazu kam, das; die Ausgaben für dieses 
„Eigentum" die daraus erzielten Einnahmen bei weitem überstiegen, 
verständlich daher, das; die Stadt, auch um der umständlichen 
Ltatierung willen, bemüht war, diesen mit keinerlei Nutzen für sie 
verbundenen „Besitz" so bald wie möglich abzustosien. Sie ging dabei 
von der Ansicht aus, das; die Gemeinden ein gewisses Interesse an 
ihren Auen haben sollten, weil sie sich im allgemeinen sehr gut zur 
Anlage von Schmuck«, Spiel« oder Turnplätzen eigneten, nach denen 
die Nachfrage um die Wende des 19. Jahrhunderts stark zugenommen 
hatte. Infolgedessen lehnte der Magistrat Anträge auf verkauf der 
Auen in private tzand bis auf weiteres grundsätzlich ab; er bot sie 
vielmehr im Jahre 1901 den Gemeinden im Ganzen zum kauf an. 
Zunächst blieb, soweit die städtischen Jinsdörser in Krage kamen, der 
Erfolg aus. Lediglich die Gemeinde Sambowitz erwarb im April 
1901 das dem tzospital zum tzeiligen Grabe gehörige, nur noch aus 
dec Dorsaue bestehende Gut Sambowitz, wobei der aus 62,40 
Mark f!s festgesetzte kauspreis durch die Übernahme der Schullasten 
von 1,22 Mack jährlich füc abgegolten erklärt wurde. Vie übrigen 
Grtsauon, die sich im Besitz der Stadt befanden, sind erst sehr viel 
später den Gemeinden übereignet worden: kramp ih im Jahre 
1919, Jenkwitz und Michelwitz 1922, Klein-Nädlitz 1926. 
Line Ausnahme bildete die Dorsaue in Tschammendors, die im 
Jahre 1922 von dem Gutsbesitzer Wilhelm Scholz erworben worden 
ist. Dec Magistrat begründete diese Abweichung von seinem Grundsatz 
damit, dasi er sich wiederholt, aber vergeblich, bemüht hatte, die Aue 
an die Gemeinde zu veräusiern und das; ihm schliesslich nichts anderes 
übrig geblieben sei, als sie an einen Privatmann zu verkaufen.

Nach der Auslösung des Gutsbezirkes Nansern und dessen ver« 
einigung mit dem Gemeindedezirk wurde die dortige Dorsaue von der 
Gemeinde benutzt. Der Versuch des Magistrats, auch sie in den Besitz 
dec Gemeinde zu übecsühcen und dadurch klare Rechtsverhältnisse zu 
schassen, ist bisher gescheitert.
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Nachtrag 11933-1936)

hiermit könnten wir unsere Darstellung, die zunächst nur den Zeit­
raum von 1898—1932 umfassen und ursprünglich auch nur in diesem 
Nmsange veröffentlicht werden sollte, beenden, hätte sich die Druck­
legung nicht verzögert und hätte sich daraus nicht die Notwendigkeit 
eines Nachtrages ergeben. Wir können uns aber kurz fassen, und das 
um so mehr, als grundsätzliche Änderungen in der Verwaltung der 
Güter seither nicht eingetreten sind und viele der in Angriff genom­
menen Maßnahmen sich erst in einem Anfangs- oder Lntwicklungs- 
stadium befinden und dadurch naturgemäs) sich noch nicht im vollen 
Umfange auswicken können.

Das wichtigste Ereignis ist wohl die Durchführung dec Kana­
lisation in Gswitz, an die das ganze ehemalige Dors und Gut 
Sswitz angeschlossen wurde. Das in Schlammbecken vorgeklärte Das- 
ser wird in je sechsstündiger Berieselung von einem Lodenfilter aus­
genommen, der jeweils vier Kelder bedient, so das) die ersten Teile 
des Alters alle 24 Stunden wieder mit Wasser beschickt werden kön­
nen. Zu Zeiten besonders stacker Regengüsse hat dieses Alter auch die 
überschüssigen Wassermengen auszunehmen, zu klären und damit die 
anderen Alter zu entlasten. Zu der Anlage gehört eine eigene Pump­
station auf den Rieselfeldern.

3m Herbst 1936 ist in Sswitz mit dem Bau eines neuen Liege- 
tz a f e n s im Sdervvrland begonnen worden. Mit seiner Fertigstellung 
ist im Herbst 1938 zu rechnen. Er dient zur Sicherstellung der Sder- 
kähne mährend dec Schissahrtsunterbcechung im Winter. Das zum 
Ausbau erforderliche Land befand sich zum größten Teil in den 
Händen von Kleinbesitzern. Soweit es sich dabei um Landwirts 
handelte, hat man sie durch städtisches Naturland aus Sswiher Ge­
biet entschädigt. Kerner hat die städtische Gutsverwaltung ein weiteres, 
etwa 10 Hektar großes Landstück zwischen den Bahngleisen und der 
Docflage Sswitz, nördlich der nach Breslau führenden Kunststraße, 
zur Anlegung von Dauer-Schrebergärten abgetreten.

Das Gut Ransern hat im Jahre 1936 einen neuen Kartoffel- 
silo mit Kassungsraum sür 2000 Zentner erhalten und endlich sind 
in Ransern und in Sswitz die dort vorhandenen Landarbeitor­
wohnungen ausgebaut und erheblich verbessert worden.
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Der in den vochergegangenen Jahren immer wieder aulgenom­
mene Plan, das städtische Gut kobeInick gegen den staatlichen Korst- 
teil der Strachate auszu tauschen, ist in neuester Zeit end­
gültig fallen gelassen worden. Lin einsacher Lesitzwechsel föhne eine 
namhafte Baczuzahlung des Staates) konnte ja auch gar nicht in 
Krage kommen, wollte man nicht eine erhebliche materielle Schädigung 
der Stadt mit in Kauf nehmen. Amsaftt doch kodelnick über 2000 
Morgen Korft und 500 Morgen Gutsland, der zum klustausch vor­
gesehene Staatliche kinteil an der Strachate aber nur etwa 600 Mor­
gen. Dafür hat aber die Stadt Breslau im Jahre 1935 einen an­
deren, nicht dem Staat, sondern der Sdecstromdauverwal- 
tung gehörigen, rd. 65 Hektar grossen Teil dec Strachate erworben, 
und zwar in dec Weise, daft ein Betrag von rd. 80 000 RM., den 
die Sderstrombauverwaltung dec Stadt schuldete, auf dieses Korst- 
stück verrechnet wurde.

3m übrigen wird die Bewirtschaftung dec städtischen Korsten 
einheitlich von der Kor st Verwaltung wahrgenommen. Das gilt 
auch für den im Besitz der Sartenverwaltung befindlichen Massel- 
wihec Wald.
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